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I 
1. Uebersicht über die VerhandJungen - Resume des deliber~tions 

x 123/00.415 n Staatspolltlsche Kommission NR. Aufhebung 
des Bistumsartlkels (Art. 72 Abs. 3 BV) (25.05.2000) 

Gestützt auf Artikel 21quater Absatz 3 des Geschäftsverkehrs• 
gesetzes unterbreitet die Staatspolitische Kommission folgende 
Parlamentarische Initiative: 
1 • Bundesbeschluss über die. Aufhebung der Genehmigungs
pflicht für die Errichtung von Bistümern 

,vom .... 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossen
schaft, 
nach Einsicht in den Bericht der Staatspolitischen Kommission 
de$ Nationalrates vom 25. Mai 2000 (BBI 2000 4038) und in die 
Stellungnahme des Bundesrates vom .•.• (BBI 2000 •••. ) 

beschliesst 

1 
Die Bundesverfassung wird ~ie folgt geändert: 

Art. 72 Abs. 3 

Aufgehoben 

II 
Dieser Beschluss untersteht der Abstimmung des Volkes und 
der Stände. 
2. Verordnung der Bundesversammlung über die Aufhebung des 
Bundesbeschlusses betreffend die Lostrennung schweizeri
scher. Landesteile von auswärtigen Bistumsverbänden 

vom .... 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossen
schaft, 
nach Einsicht in den Bericht der Staatspolitischen Kommission 
des Nationalrates vom 25. Mai 2000 (BBI 2000 .... ) und in die 
Stellungnahme des Bundesrates vom .... (BBI 2000 .... ) 

beschliesst 

.1 
Der Bundesbeschluss vom 22. Jull 1859 (SR 181) betreffend die 
Lostrennung schweizerischer Landesteile von auswärtigen Bis
tumsverbänden wird aufgehoben. 

II 
Diese Verordnung der Bundesversammlung tritt gleichzeitig mit 
der Annahme des Bundesbeschlusses über die Aufhebung der 
Genehmigungspflicht für die Enichtung von Bistümern In Kraft. 

NR/SR Staatspolitische Kommission. 

25.05.2000 Bericht der Kommission NR (BBI 2000 4038) 
13.09.2000 Stellungnahme des Bundesrates (BBI 2000 5581) 

1. Bundesbeschluss über die· Aufhebung der Genehmigungs
pflicht für die Errichtung von Bistümern 

27.09.2000 Natlonalrat. Beschluss gemäss Entwurf der Kom• 
mission. 
28.11.2000 Ständerat. Zustimmung. 
15.12.2000 NaUonalrat. Der Bundesbeschluss wird In der 
Schlussabstimmung $ngenommen. 
15.12.2000 Ständerat. Der Bundesbeschluss wird in der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2000 6108 

2. Verordnung der Bundesversammlung über d le Aufhebung des 
Bundesbeschlusses betreffend. die Lostrennung schweizeri
scher Landesteile von auswärtigen Bistumsverbänden 

27.09.2000 Nationalrat. Beschluss gemäss Entwurf der Kom
mission. 
28.1.1 . .2000 Ständerat.Zustimmung. . 
15.12.2000 Nationalrat. Die Verordnung der Bundesversamm• 
lung wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
15.12.2000 Ständerat. Die·Verordnung der Bundesversamm
lung wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
Diese Verordnung wird in der Amtlichen Sammlungdes Bundes
rechts veröffentlicht, sobald der Bundesrat das Inkrafttreten 
bestimmt hat. 

x 123/00.415 n Commlsslon des lnstitutlons polltlques CN. 
Abrogation de l'artlcle sur les eveches (art. 72 al. 3 cst.) 
{25.05.2000) . . · 

0 

Conformement a l'article 21 quater alin~a 3 de la lol sur les rap
ports entre les conseils, la Commission des institutions politi• 
ques propose 1i.nitiative parlementaire suivante: · 

1. An'äte federal portant abrogation de la disposition constitution
nelle soum1:1ttant l'erection des eveches a l'approbatlon de la 
Confederation ·· 

du .... 

L'Assemblee federale de la Confederation suisse, 

vu Je rapport de la Commission des instltutions politlques du 
Conseil national du 25 mai 2000 (FF 2000 3719), vu ·ravis du 
Conseil federal du •..• (FF 2000 .... ), 

arrete: 

1 

La Constltution federale est modifiee corilme suit: 

Art. 72 al. 3 

Abroge 

II 

La present arrete est soumis a l'approbation du peuple et des 
cantons. 

2. Ordonnance de !'Assemblee federale portant abrogation de 
l'arrete federal concemant la separation de partles du tenitoire 
sulsse d'avec des dioceses etrangers du .... 

L'Assemblee federale dEl la Confederation suisse, 
vu le rapport de la Commisslon des institutlons politiques du· 
Conseil national du 25 mai 2000 (FF 2000 •... ); 

vu l'avis du Conseil federal du .••• (FF 2000 •••• ), 

arrete: 

L'arrete federal du 22 Juillet 1859 (RS 181) concernant la sepa
ration de parties du territoire suisse d'avec des diocese$ etran
gers est abroge. 

II 

Cette ordonnance de !'Assemblee federale entrera en vigueur en 
meme teinps que l'adoption de l'arrete federal portant abrogatlon 
de la disposition constitutionnelle soumettant l'erection des ev~ 
ches a l'approbation de la Confederation. . 

CN/CE Commission des lnstitutions politiques 

25.05.2000 Rapport de la commission CN (FF 2000 3719) 
13.09.2000 Avis du Conseil federal (FF 2000 5159) 

1. Arrete federat portant abrogation de la dispositton c6nstitutlon
nelle soumettant l'erection des eveches a l'approbatlon de la 
Confederatlon 

27.09.2000 Conseil natlonal. Decision confonne au projet de la 
commisslon. 
28.11.2000 Conseil des Etats. Adhesion. 
15.12.2000 Conseil national. L'arrete est adopte en votation 
finale. 
15.12.2000 Conseil des Etats. L'arrete est adopte en votation 
finale. 
Feullle federale 2000 5681 

2. Ordonnance de !'Assemblee federale portant abrogatlon de 
rarrete federal concemant la separatlon de parties du tenitoire 
suisse d'avec des dioceses etrangers 

27.0~.2000 Conseil national. Decision confonne au projet de la 
commisslon. · 
28.11.2000 Conseil des Etats. Adhesion. 
15.12.2000 Conseil national. L'ordonnance de !'Assemblee 
federale est adoptee en votatlon finale. 
15.12.2000 Consell des Etats. L'ordonnance de !'Assemblee 
federale est adoptee en Votation finale; 
Cette ordonnance sera publiee dans le Recueil officiel des lois 
federales des que 1.e Conseil federal fixe la date de l'entree en 
vigueur. · 
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Dokumentationszentrale 
der Bundesversammlung -lll - Legislaturrückblick 1999-2003 

00.415 Pa.lv. SPK-NR. Au'fhebung des Bistumsartikels (Art. 72 Abs■-3 BV) 

Bericht SPK~NR 25.05.00 (BBI 2000 4038) Stellungnahme des Bundesrates 13.09.00 {BBI 2000 5581} 

Ausgangslage 

Am 13. Dezember 1994 hat der damalige Ständerat Hans Jörg Huber eine parlamentarische Initiative 
eingereicht mit folgendem Wortlaut: «Gestatzt auf Artikel 21 bis GVG verlange ich mit einer 
parlamentarischen Initiative die ersatzlose Aufhebung von Artikel 50 Absatz 4 der 
Bundesverfassung». Die Staatspolitische Kommission (SPK) des Ständerates hat mit Bericht vom 19. 
Mai 1995 ihrem Rat einstimmig beantragt, der Initiative sei Folge zu geben. Der Ständerat folgte 
diesem Antrag am 12. -Juni 1995 mit 18:16 Stimmen. Am 29. September 1997 wurde die 
Behandlungsfrist für die Initiative um weitere zwei Jahre verlängert. 
Der Bundesrat hatte in seinem Verfassungsentwurf vom 20. November 1996 · eine Übernahme des 
Artikels 50 Absatz 4 der geltenden Verfassung in Artikel 84 Absatz 3 des «Bundesbeschlusses aber 
eine nachgefQhrte Bundesverfassung» beantragt. . · 
Die Verfassungskommission des Ständerates beantragte ihrem Rat am 25. August 1997 mit 11 :5 
Stimmen, den Absatz 3 von Artikel 84 zu streichen; der Ständerat folgte diesem Antrag am 4. März 
1998 mit 20:17 Stimmen. Der am 15. Oktober 1997 mit 15:13 Stimmen beschlossene 
Streichungsantrag der nationalrätlichen Verfassungskommission unterlag dann allerdings am 29. April 
1998 mit 68:88 Stimmen gegenüber einem Antrag, der Fassung des Bundesrates zu folgen. In der 
Differenzbereinigung schloss sich der Ständerat am 21. September 1998 mit 19:19 Sti_mmen und 
Stichentscheid des Präsidenten dem Nationalrat an. 
Die SPK des Ständerates beschloss an ihrer Sitzung vom 24. September 1998, die hängig gebliebene 
parlamentarische Initiative Hube( zu reaktivieren und ihrem Rat baldmöglichst den. Entwurf eines 
Bundesbeschlusses für eine Streichung des «Bistumsartikels» zu unterbreiten. 
Die Kommission schlug als Reaktion auf das von Bundesrat im Auftrag des SPK durchgeführte 
Vernehmlassungsverfahren vor, dieses Problem im Rahmen einer umfassenderen Änderung von 
Artikel 72 der neuen Bundesverfassung zu . lösen. Dadurch · sollen die allgemeinen Grundsätze der 
Beziehungen zwischen Religionsgemeinschaften und Staat festgehalten und bei dieser Gelegenheit 
die G'enehmigung der Errichtung von Bistümern durch den Bund aufgehoben werden. Diese Aufgabe 
sprengte den Rahmen des Auftrages der parlamentarischen Initiative von alt Ständerat Huber. Die 
Kommission wollte daher den Bundesrat mit einer Motion beauftragen, eine entsprechende Vorlage• 
auszuarbeiten. 
Im Ständerat standen sich am 5. Oktober 1999 der Antrag der Kommission auf Abschreibung der 
parlamentarischen Initiative und Annahme der Motion einerseits sowie ein Antrag Danioth auf 
Rückweisung des Geschäftes an die Kommission zwecks Ausarbeitung einer Vorlage zur Streichung 
von Artikel 72 Absatz 3 BV andererseits gegenüber. Die Kommission obsiegte mit 20:18 Stimmen 
knapp Ober den Antrag Danioth. 
Die am 5. Oktober 1999 vom Ständerat angenommene Motion für einen «Religionsartikel» gelangte 
am 17. Februar 2000 zur Vorberatung in die .SPK des Nationalrates. Mit 23:1 Stimme bei einer 
Enthaltung lehnt die !(ommission die Motion des Ständerates ab. Ein Verfassungsartikel, der· die 
Stellung aller Religionsgemeinschaften regeln möchte, würde nach Überzeugung der SPK viel 
grössere Schwie~igkeiten mit sich bringen. Die im Grundsatz ja von niemandem bestrittene Streichung 
des «BistumsartiRals» würde damit aller Voraussicht nach In eine ferne und ungewisse Zukunft 
verschoben. Die Kommission beschloss mit 19:3 Stimmen bei 3 Enthaltungen, die Vorlage ihrer 
ständerätlicheil Schwesterkommission wieder aufzunehmen. An ihrer Sitzung vom 25. Mai 2000 
stimmte die Kommission mit 17:5 Stimmen den beiden Erlassentw0rfen zu. Eine Minderheit 
beantragte Nichteintreten. 

Verhandlungen 

25.05.2000-Bericht der Kommission NR (BBI 2000 4038) 

VorlageA 
Bundesbeschluss Ober die Aufhebung der Genehmigungspflicht fOr die Errichtung von Bistümern 
27.09.2000 NR Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. - · 
28.11.2000 ~R Zustimmung. 

'15.12~2000 NR Der Bundesbeschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
15.12;2000 SR Der Bundesbeschluss wird In der Schlussabstimmung angenommen· 



Dokumentationszentrale 
der Bundesversammlung 

Leglslaturrückbliek 1999°2003 

V~~eB . . 
Verordnung der Bundesversammlung Ober die Aufhebung des Bundesbeschlusses betreffend die 
Lostrennung schweizerischer Landesteile von auswärtigen Bistumsverbänden · 
27.09.2000 NR Beschluss gemäss Entwurf der Kommission. 
28. t 1.2000 SR Zustimmung. 
15.12.2000 ;NR Die Verordnung der Bundesversammlung wird in der Schlussabstimmung 
angenommen. \ . 
15.12.2000 . SR _ Die . Verordnung der . Bundesversammlung wird in der Schlussabstimmung 

· angenommen. 

Der Nationalrat stimmte mit 140 zu 30 Stimmen ;der Streichung des Bisfumsartikels zu. 
Alle Fraktionen ausser der EVP-LdU und der SVP sprachen sich geschlossen oder mehrheitlic_h für 
die Streichung aus. Hermann Weyerieth (V, BE) stellte. für die Kommissionsminderheit einen 
Nichteintretensantrag. Es sei „eine der vörnehmsten Aufgaben des Staates, dafür zu sorgen, dass der 
Friede _unter den Religionen aufrechterhalten bleibt" .. Es gehe• hier nicht einfach um· die Freiheit einer 
Religionsgemeinschaft, Mit 140 zu 28 Stimmen wurde der Nichteintretensantrag a.bgelehnt. Ebenfalls · 
abgelehnt wurde ein ROckweisüngsantrag,Heiner-Studer (E,-AG) mit :160 :z:u 11 Stimmen. 

· Christian Waber (E, BE) sagte im Namen. s~iner Fraktion, er wolle . .,kein Öl in. die Glut der 
Religionskriege giessen". Mit dem Bistumsartikel habe die Schweiz '150 Jahre lang gut gelebt. Peter 
Vollmer ($, BE) plädierte ohne Wenn und Aber für. die. Aufhebung. Es gebe keine rechtlichen, 
praktischen und politischen Gründe, Ihn beizubehalten. . · . · 
Im Namen der CVP-Fraktion sagte .Tonl Eberhard (C, SZ), nicht die Streichung des Bistumsartikels, 
sonde'rn das;· was, gewisse Kirchenstellen daraus machten, gefährde den· Religionsfrieden. Wenn 
überhaupt, gingen Gefahren heute. nicht von der alten Landeskirche, sondern von neuen religiösen 
Organisationen aus. . · · . . 
Auch die Grünen votierten fOr Streichen. Patrice Mugny (G, GE) sagte, als jahrelang praktizierender 
Katholik könne er zugeben, dass die katholische Kirche totalitäre Züge zeige; Dorle Vallendar (R, AR) 
sagte im Namen . der Freisinnigen Fraktion, der Bistumsartlke.1 sei Jm 19. Jahrhundert eingeführt 
worden, um die katholische Kirche zurückzubinden. Es sei nicht Aufgabe de.s Staates, die Probleme in 
e.iner kirchlichen Glaubensgemeinschaft zu regeln . 

. Eirie vom Ständerat beschlossene Motion; die als Ersatz für den Bistumsa,rtikeleinen neuen Artikel 
fordert, der das Verhältnis zwischen Kirchen und Staat regelt, lehnte der 'Nationalrat mit 150 zu 6 
Stimmen ab. . . . . · , . . · 
Der Ständerat folgte mit. 33 zu o Stimmen bei wenigen Enthaltungen dem Nationalrat für eine 
·ersatzlose Streichung .. Kommissiorisprecher Hei.nsheiri lnderkum (C, UR) fasste die Argumente für_ die 
Eliminierung des letzten konfessionellen Ausnahmeartikels zusammen: Der Bistumsartikel verletze die 
Religionsfreiheit nach Artikel rs der neuen · Bundesverfassung, er sei diskriminierend und, verletze 
damit· die Rechtsgleichheit, drittens verstosse · er. gegen internatronales Völkerrecht. lnderkum 
verhehlte nicht, dass ·ein Teil des Widerstandes aus der töinlsch-katt,olischen Kirche selbst komme, 
und zwar mit-der Absicht, den· Bistumsartikel quasi als Faustpfand gegen die römische Kurie in der 

·Hinterhand zu behalten .. Und zwar im Glauben,. damit innerkirchliche Postulate, vor allem. im .Rahmen 
der Mitsprache bei Bischofswahlen, besser durchzubringen. · 
Rolf Bütti~er · (R, SO) , erinn13-rte _als nliberaler Katholik"· daran, dass . der Bistumsartikel . einer 

'zeitgemässen Partnerschaft zwischen d_en Religionsgemeinschaften und dem Staatwiderspreche.FOr 
Peter Briner (R, SH) verdiene der „ins biblische Alter gekommene Ausnahmeartikel heute nur noch ein 
schickliches Begräbnis~. Franz Wicki (C, LU) · forderte den _Abschluss der verfassungsmässigen 

· .,Entstaubungsaktion" und „das. Ende des parlamentarischen Kreuzgangs" in dieser Sache. Denn der 
Bundesratbemüht sich seit 1964 um dle Bereinigung der Folgen des religiösen Kulturkampfes. 
Fallen gelassen hat· der Stäncjerat die Idee, einen allgemeinen Religionsartikel in der Verfassung zu 
erarbeiten; _ . , . · . . . . . · 
Bundesrätin Ruth Metzler warnte davor, den Bistumsartikel a1s Mittel ·mr bessere innerkirchliche 

· Mitbestimmung zu missbrauchen/Es gehe nicht an, dass- sich der Staat hier einmische. Sollte der• 
„unrealistische Fall" eintreten, dass wegen Streitereien . Ober die Organisation• der 

· _Glaubensgemeinschaft der religiöse Frieden gestört werde, · so stehen laut Metzler die rechtlichen 
Mittel zur Verfügung, um die nötigen Massnahmen zu · ergreifen. FOr den _Bundesrat sei es ein 

~Anliegen, im Rahmen der Volksabstimmung im kommenden Jahr „nicht alte Wunden wieder 
· aufzureissen". · ·· 



Centrale de dooumentation 
de !'Assemblee federale v .,,,,,,,,,. 

Retrospective de la legisfature 1999-2083 

00.415 lv.pa. CIP-CN. Abrogation de l'article sur les eveches {art. 72 al. 3 
cst) 

Rapport CIP-CN 25.05.00 (FF 2000 3719) Avis du Conseil federal 13.09.00 (FF 2000 5159) 

Situation initiale 

Le 13 decembre 1994, Hans Jörg Huber, alors depute au Conseil des Etats, a depose une initiative 
parlementaire libellee comme suit: «Me fondant sur l'art. 21 bis LREC, je demande, par le biais de la 
presente initiative parlementaire, l'abrogation pure et simple de l'art. 50, al. 4, Cst.». Dans son rapport 
du 19 mai 1995; la Commission des institutions politiques (CIP) du Conseil des Etats a propose a 
'l'unanimi.te a ce dernier de donner suite a cette initiative. Le 12 juin 1995, le Conseil des Etats s'est 
rallie a cette proposition par 18 voix contre 16. · 
Le Conseil des Etats a accepte le 29 septembre 1997 de proroger de deux ans le delai initialement 
imparti a la .CIP pour presenter son projet. . 
Dans son projet d'une nouvelle Constitution federale date du 20 novembre 1996, le Conseil federal 
avait propose de reprendre l'a.rt. 50, al. 4, de l'actuelle Constitution federale a l'art. 84, al. 3, de l'arrete 
federal relatif a une mise a jour de la constitution federate. · 
Le 25 aoQt 1997, la Comtnission de la revision constitutionnelle du Conseil des Etats a propose par 11 
voix contre 5 de biffer tout bonnement l'art. 84, al. 3, ce que la Chambre des cantons a accepte te 4 
mars 1998 par 20 voix contre 17. Cette evolution des mentalites n'a pas empeche toutefoisJe Conseil 
national de rejeter par 88 voix contre 68 la meme proposition (deposee par sa Commission de la 
revision constitutionneUe) au profit du texte initial du Conseil federal. Finalement, lors de l'elimination 
des divergences, le Conseil des Etats a accepte de se rallier a la decision du Conseil national, au 
terme d'un scrutin serre - 19 voix contre 19 - departage par la voix preponderante du president, 
Ulrich Zimmerli. · 

· La CIP a · decide le 24 septembre 1998 de reactiver egalement !'initiative Huber, de fa1,on a proposer · 
des qua possible a4 Conseil des Etats un projet d'arrete federal visant a abroger I' «article sur les. 
eveches». 
En reaction face aux resultats de la consultation procedee par le Conseil federal la commission 
propose donc au conseil de regler la question au moyen d'une modificatiorr exhaustive de l'art. 72 de 
la nouvelle Constitution, · visant a Ja fois a definir les relations entre l'Etat et les Eglises et, dans ce 
contexte, a supprimer la disposition soumettant a l'autorisation de. la Confederation la construction de 
tout nouvel eveche. II apparaft cependant qua cette entreprise depasse le cadre de !'initiative Huber: 
en consequence, la.commission souhaite par voie de motion charger le Conseil federal de preparer un 
projet dans le sens precite. >> 

Le 5 octobre 1999, le Conseil des Etats etait saisi, d'une part, d'une proposition de la commission 
visant a classer !'initiative parlementaire et a voter la motion qu'elle proposait, d'autre part, d'une 
proposition Danioth visant a renvoyer l'objet a la commission et a char:ger celle-ci de mettre sur pied 
un projet prevoyant l'abrogation de l'art. 72, al. 3, Cst. Le Conseil des Etats a vote la motion de la 
commission par 20,voix contre 18. 
Examinant le ·17 fevrier 2000 la motion que le Conseil des Etats avait votee le 5 octobre 1999, visant a 
inscrire dans la Constitutlon un article sur les.rapports entre !'Etat les communautes religieuses, la CIP 
du Conseil national l'a rejetee par 23 voix contre 1. Elle a considere en effet qu'un artiele destine a 
preciser le statut de l'ensemble des communautes religieuses rjsquerait de soulever des problemes 
beaucoup plus nombreu~ qua ne le ferait la simple abrogatjon de la disposition relative aux eveches, 
ce qui renverrait aux calendes grecques .cette meme abrogation, dont le principe n'est pourtant 
conteste par personne. 
La commission a decide par 19 voix contre 3, et 3 abstentions, de reprendre a son compte le mandat 
lnitialement confie a la commission du Conseil des Etats. 
La commission a adopte par 17 voix contre 5 les deux projets d'arrete concernes. Une minorlte a 
propose pour sa part de ne pas entrer an matiere sur !'initiative. · 

Deliberations · 

Projet A 
Arrete federal portant abrogation de la disposition constitutionnelle soumettant l'erection des eveches 
a l'approbation de la Confederation 
27-09-2000 CN D~cision conforme au projet de la commission. 



Cantrale da documan~tion 
de J'Assemblee federale 

28-11-2000 CE Adhesion. , 

-· VJ -
1 s-12-2000 CN L'arrete est adopte en votation: finale. 
1 s-12-2000 CE L'arrete est adopte en votation finale .. 

Retrospectiva da la leglslatura 1999~2003 

P~~B . , 
Ordonnance de !'Assemblee federale portant abrogation de l'arrete federal concernant la separation 
de partles du territolre suisse d'avec des dioceses etrangers · 
27-09-2000 CN Decision conforme au proJet.de la commission. 
28-11-2000 CE Adhesion. 
15-12-2000 CN L'ordonnance de !'Assemblee federale .est adoptee an Votation finale. 
15-12~2000 CE L'ordonnance de l'Assemblee·federale est adoptee an votation finale. 

La Conseil national a approuve, par 140 voix contre 30, la s4ppression de l'a:rticle sur les eveches. 
A rexception des groupes PEV-Adi .et UDC, tous les groupes se s9nt prononces a l'unanimite ou a 
une tres forte majorit&en faveur de la suppression de l'article. Hermann Weyenetti (V, BE) a depose 
une proposition de non entree an matiere au nom de la minorite de la commission. II a estime qua 
c'etait « une des täches les plus nobles de. l'Etat que de.veiller a ca qua la paix soit maintenue entre 
las religions » et qu'll ne .s'agissait pas en l'occurrence de. la simplEl liberte d'une communaute 
religieuse. Par 140 voix contre 28, la proposition de non entree .en mati~re a ete rejetee. Le rheme sort 
a ete reserve a une proposition de renvoi HeinerStuder (E, AG), par 160 voix .contre 11. · · ·. . • 
Christian Waber (E, BE) a declare, au nom de son groupe,· qu'il ne voulait pas je(er ä'huile sur le feu 
dans las guerres de religion. · La . Suisse a vecu fort bien pendant 150 an&. avec un article 
constitutionnel sur las. evec~es. Peter Vollmer (S, BE) a plaide pour la suppression pure et nette de 
l'article constitLJfionnel en falsantvaloir qu'il n'yavait aucuneraison Jurldique,. pratiqµe ou politique en 
faveur de son maintien. · · " .. 
Au nomdu groupe PDC, Toni Eberhard (C; $2) a dit qua ce n'est pas la suppression'de l'article qui 
menacait la paix retigieuse, mais l'usage··que certains respc;>nsables confessionnels en faisaient. Si 

· tant est qu'il. y ait lm danger, il proviendrait non pas des eglises traditionnelles, mais plut0t .des 
nouvelles organisations religieuses: . · . · · 
Las Verts se sont egalement prononces. pour la suppresslon de l'article. Patrlce Mugny (G, GE) a 
mentionne .qu'll devait reconnaitre, catholique pratiquant qu'il etait ·depuis. longtemps, qua l'eglise 
catholique a revele des traits totalitaires:· Au nom du groupe radical, Dorle Vallendar. (R, AR) a dit que 
l'article an question avait ete introduit au XIXe siecle pour mettre au pas l'egllse catholique. Ce n'est 
pas a !'Etat, a-t•elle dit, de regler las problemes qui sevissent a,u sein d'une communaute religieuse .. 
Une motion arrAtee par le Cons.eU des Etats, visant a remplacer l'article par un nouveau texte reglant 

. le$ rapports ·entre l'Eglise et l'Etat, a ete rejE3tee ·par le Conseil national par 150 volx contre 6 ... 

Le Conseil des Etats a suivi le Conseil national, par 33 voix contre 0 et peu d'abstentions, en faveur 
. d'une $uppression de l'article sans le·remplacer par un autre texte. Le rapporteur de·la commission 

Hansheiri lnderkun, (C, UR) a resume com·me.sutt · 1es arguments an faveur de 1'61imination du dernier 
article qui accorqe . une exception dans le domaine des rellgions: l'article viole la liberte religieuse 
stipulee par l'article'15 de Ja Constitution, il est discriminatoire et porte donc atteinte a l'egalitede droit 
et, an plus, il contredit le droit intemätional. lnderkum n'a pas voul1.1 omettre de dire qu'une partie de la 
resistance provient des milieux de l'eglise catholique-romaine, qui veulent maintenir l'artlcle comme 
levier dans tes negoclations avec· la · Curie romalne, ~royant alr'1$i impo$er ·certains postulats de 

. po!itique interne a l'eglise,;p~r.exemple an matiere de designation d'evAques. . 
· En tant qua « cathollque liberal », .Rolf Büttiker (R, SO) a rappele ·que l'article ·sur las evaches va a 
l'encontre. d'un partenarlat moderne entre las communautes religieuses et J'Etat. Pour Peter Brlner (R, 

. SH), l'article « qui est he a J'äge biblique tnerite a present un enterrement dans 1a decence ». Franz 
Wlckl (C, LU) a ,demande qu'on matte un tetme au «,depoussierage » et « a la · .croisade 
parlementaire » dans cette affaire. Le Conseil federal essaie en effet depuis 1964 de se defaire de 
toutes 1es sequelles du« ~ulturkampf » rellgieux. . . . · 
Le Conseil des Etats a apandonne .l'ldee · de mettre au point · un article · co.nstitutionnel general sur las 
religions. . . . · · . . . · · , . 
La conseillere federale Ruth Metzler. a mis en garde · contre · toute idee d'utiliser abusivement rarticle · 
sur las eväches comme Instrument pour une meilleure partlcipation a rinterieur des eglises. L'Etat n'a · 

· pas a intervenir dans ce secteur. ·s1 le cas peu realiste ou, en raison de litiges sur l'organlsation des 
conimunautes rellgieuses, la palx religieuse devait Atre perturbee, II existe des moyerts juridiques 

. permettant qua las mesures appropriees solent prises. La. Conseil federal tlent a ne pas << rt;>uvrit las 
plaies » lors de_ la votation prevue l'annee prochaine. · 
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Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Eintreten 

Minderheit 
(Weyeneth, Fahr Hans, Glur, Joder, Zwygart) 
Nichteintreten 

Antrag Studer Heiner 
ROckweisung an die Kommlsslon 
mit dem Auftrag, einen Rellglonsartlke_l auszuarbeiten. 

Proposition de la commission 
Majorite · 
Entrer en mattere 

Minorite 
(Weyeneth, Fehr Hans, Glur, Joder, Zwygart) 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition Studer Heiner 
Renvoi a la commlsslon 
avec mandat d'elaborer un article sur las religlons. 

Beck Serge (L, VD), pour la commlsslon: Le debat qul 
s'ouvre devant notre assemblee au sujet de l'abrogation de 
l'artlcle sur les ev&:hes a des aspects emotlonnels pour un 
certaln nombre de nos concltoyens, les nombreuses prlses 
de positlon que les membres de notre assemblee ont re-
(iUes recemment sont la pour en temoignar .. Pourtant, lade
clsion que nous allons prendre et les positlons qua nous 
allons exprimer au cours du debat seront - je l'espere - du 
domalne du rationnel;car l'on ne condult pas un pays sur la 
base d'emotlons. 
~abrogatlon de l'artlcle 72 alinea 3 de la constitutlon sou
mettant l'erectlon de nouveaux ev&:has a l'approbatlon de 
la .Confederatfon a des raclnes historiques penetrant pro
fondement dans les confrontations religieuses qu'a con
nues notre Confederatlon au cours du XIXe siecle. Las 
differentes Interventions parlementalres remettant en ques
tion la mesure restrlctlve qua nous examlnons ont Jalonne 
l'hlstolre recente de. notre Parlament, puisque en 1964 
deja, M. Ac;kermann,,conselller national, deposalt une mo
tlon demandant l'abrogatlon · de ce qul etalt alors l'alinea 4 
de l'artlcle 50 de la constltutfon de 1874. 
Le debat que nous menons auJourd'hui decoule etroite
ment d'une sltuatlot, historique, et pourtant la declslon que 
nous avons a prendre dolt etre pragmatlque, c'est-a-dlre 
bas~e sur des faits, l'on pourralt meme dlre des falts con
temporains. Les trois dernleres decennles de debat dans 
les Chambres federales concernant cet objet ont ete mar
quees par de r:iombreuses analyses Juridiques auxquelles 
ont contribue de nombreux et brillants speclalistes. Et pour
tant, la decision que nous avons a prendre n'est pas Jurldl
que mals blen polltlque. 
La procedure que nous menons aujourd'hul falt sulte a l'ini
tlatlve parlementalre Huber (94.433), deposee eri decem
bre 1994 et demandant, eile aussl, l'abrogatlon pure et 
simple de l'anclen artlcle constltutlonnel. La Commlsslon 
.des lnstitutlons polltlques, puls le plenum de la Chambre 
des cantons ont donne sulte a cette proposltlon chargeant 
la commlsslon de redlger un proJet et estlmant que cette 
modlflcatlon devait etre traltee dans la revlslon globale de 
la constftutlon. Le delal de traltement de cette initiative etalt 
donc proroge en consequence. 
Dans. son projet de nouvelle constltutlon de 1996, le Con: 
seil federal proposalt pourtant de malntenlr l'allnea con
teste, malgre les tres fortes critlques recueillies lors ,de la . 
procedure de consultatlon, qul demandalent massivement 
sa suppresslon. La gouvemement estlmalt alors tjue ce 
changement depassait la simple mlse a Jour constltution
nelle vlsee. Lars du debat sur la nouvelle constitutlon, ce 
n1est qu'apres un va-et-vlent serre entre les Chambres qua 

- le Conseil des Etats renon~alt de justesse a son Intention 
d'abroger la mesure lncrlminee. 
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Une nouvelle consultation speclflque etalt realisee an, Jurldique Indispensable, selor\ l'ob]et de ses relatlons avec .la 
1999, · rriettant an evl.dence qu'une large majorlte des auto- curie romalne; . . , 

· rites et· associations consulteEis; an partlcullar .16.• des 22. L.:artlcle sur les eveches violA. la llberte de rellglon garantie a 
cantons, 7 des s partls et 4 des 8 associat19ns, et~lent faa l'artlcle 15 de la constltutlon qul protl:lge les personnes phy-

. vor~bles ä l'abrogatlon. pure et simple de rartlcle 50 allnea . slques et las personnes rnorales qul poursuivent un but reli-. ·' 
· 4 de la constitutlon: Les opposants n'etalent, pour leur part, gleux ou ecclesiastique. L.:lntroductlon en 1874 de cet article 
pas hostlles ä cette abrogatlon, .mais 1.ls souhaitaient obte~ ·. pouvalt se Jus~f!er par le besoin de presarver la paiX confes
nlr certalnes coMesSlons en echange de leur accord, leur slonnelle durant la perlode du Kulturkampf. II convlent cje M-
reponse mettant en evidence · 1a multlpllcite et la diverslte ter que,l'artlcle 50 allnea 2 de la constltution raste en vigueur 
de leurs interäts. · · , et permet a la Confederatlon .et aux cantons de. prendre des 
En octobre 1999, le Conseil des Etats· suivait sa Commis~ mesures propres a malntenir la paix entre las membres des 
sion des lnstltutlons polltlques et, face au poids de cer:taln~ differentes communautes ri:Jllgleuses. · 
opposants, acceptait urie motlon .chargeant •Je Conseil fe- Autre ~lement determinant L.:article sur les ev&:hes est dls-
deral de pr~enter un projet de rnodificat!on de l'artlcle 72 crlmlnatolre. La pratique a montre que la restriction a l'aut<>' 
de .la nouvelle Constitution federale, prevoyant notamment: nomie d'organlsajlon des communautes est dirlgee unique-
premlerement, les principes generaux .des rapports entre mentcontre l'Egllse 'catholique romalne, alor:s que toutes las .. 
!'Etat et las communautes rellgieuses; · deuxll:l,nement, la · autres cotnmunautes retlgieuses peuvent regler Ubreroent 
suppression de t'approbation de la Confedera11on lors de la leur organisatlon intern~. . · · . , . . . . 
crl§atlon d'eväches. Cette mollon examlnee en fevrier der- Enfln, rartide sur les eväches est contraire 84 drolt Interna:: 
nier par notre commission etaitrejetee trl:ls,nettement, par tional, particulil:lrement aux ob!fgatlons qua notre pays a 
23 vofx contre 1, vos comrnissalres estlmant qu'un artlcle contractees en devenant partle a la Convention europeenne 
destlne a preciser le statut de l'ensemble des c;:.ornmunau- des droits de l'hornme. L.:artlcle 9 de celle.:cl garantlt en effet 
tes religieuses risqt1ait.de sou'lever des problerries beaµ- la liberte de rellglon et interdit les restrlctlons a cette llberte 

· coup plus nombreux ·que ne. le feralt ta simple abr~gation qui ne sont pas nec~alres a la securite pu~lique, a la pro-
de Ja. dispositlon relative aux evflches; . : . . , ' • tectlon de !'ordre, de la sante ou de la morale Rubliques ou a 

· II convientd'examlner les elements.constitutifs de.cette de-, ' ta pl'Qtectlon des droits ef!lbertes d'autrul. En l'occurrence, 
clslon. ·· · aucun falt au cours des demll:lres decer:mies n'est constitutlf 
1. La dlvergence des condltlons posees par les opposants a de l'un des .motlfs exhaustlvemer,t evoques pour justlfler .la 
l'abrogation rend illusoire la synthese de celle-cl dans un restrlction de liberte actuelle. 
n?uvel article. constitutlonneL Certaln~ _veulent l'inscrlptlon . Ett ~onclusion, sl ron peut comprendre un certain nombre • 
d une r~nn~nce du rOle df: la rehg10n ~t d_e son e:arac- . de retlcences d'ordre ernotlonnel. ayant des sources dans 
tere publlc, d autres celle du droit des organrsations r~hgleu- . l'histolre, la symbollque .ou la crainte, l'on ne peut admettte 
ses de regler eUes-mämes leurs affalres Interieures. D autres une fnstrumentalisatlon de l'Egllse cathollque romalne pour 
spuhaftent que soit deflnl le röle des pommuna~s reH~leu- obtenlr, pour les uns, une reconnalssance constltutlonnelle 
ses, alors que certalnes ve.ulent lnscrire las condltions d une ·ou une .harmonisatlon federale du statut des communautes, 
reconnalssanfa p~~ !'Etat. De~ exigences de reglementatlon · pour les autres une protectlon contre la hlerarchie d'une 
de toute modrficatron du terrltorre des communautes relig,leu- Egllse f! laquelle ilSßdMrent llbrement, pour d'autres encore 
ses..supracantonales ont ete • proposees, de mäme qu!) 1 exl· la sauvegarqe symbolitjue d'un berceau hlstorique de la Re-

. gence d'assoclatlon des Egllses • de S~lsse au chorx. äes forrne aujourd'hul peuple, a l'lnstar de. notre pays, de com-
ev~ques,. par 8Xefr!ple, . · . • . . .. . munautes cathollque el reformee de taille semblable; . 

. 2. Un artrcle consti~tlo~nel ,sur las, rellglons ne ·pourrait ~tre · · Depuis des decennles, 11 n'y a plus de falts objectlfs lies a la 
elabore _sans assocrer I ensemble de celles•c! et des. com- . securlte eta 1a paix entre communautes rellgleuses qul Justf
munautes de croyance au qepart, ce qul.multlplleralt les pro- flent des restrlctlons legislatives . oii constitutlonnelles a 
blemes et las. revendlcatlons , et poseralt prealablement la · 1' ega.rd de l'Egllse cathollque romaine.. . . 
questlon essentielle du d!scernf!)ment dans 1a consultatlon Celle-cl a modlfle profondement, au cours du dernl-slecle 
des mouvements endoctrlnants, sactes ou autres commu. ecciule, comme .ses homologues refprmees d'allleurs, ses 
~autes mY,st!ques.,ILy a Heu, a cet egard, de tenlr compte de relatlons avec les fldl:lles, introdu!sant davantage de transpa• , 
1 exper-lence de votre Commlss!on ~e gestion qul conclu.t rence, d'ouverture au dlalogue et de debats crltlques. ~t 
dans ~es travaux sur les sectes a l lmposslbmte. de poser esprlt renouvele n'emp&:hera pas qua les soubresauts doc-
de_s cnteres leglslatlfs obJectlfs et compatlbles avec.la llberte trlnalres presents ou a venlr ne mettent en danger la p~ 
de croyance, permettant de deflnlr-de tels mouvements. confesslonnelle de notre PlilYB• , 
3. Les exlgences po~es pat un artlcla_federal sur Tes reU- Je lalssa enfln a votre reflexlon une ph~ tlree de l'lnter
glons seralent. assu~ment attentatplres au federallsme; ventlon d!! _M; Chevallaz, rapporteur en ~epten,bre 1972 lors 
alors meme que las s1tuatlons cantonales sont diverses, 1~ du debat eoncernant la sQppresslon des artlcles 51 et 52 de. 
dlfferents statuts de~ Egtlses reformee ou cathollque etantla . la constltutlon concemant les JesuiteS et les couvents, debat 
pour le dem?ntr,er. l.:ao/'hutlon de la reglementatlo~ des rap- . dlans lequel la' suppresslori de la dlsposltlon sur las ev&:hes 
ports entre I Egltse et~ E~t aux cantons, S!:llOfl rarticle 72 all- avalt egalement ete abordee: «La tolerance, ou mleux la 
nea 1er de_ la constitutlon ~t partlcullerement a~equate comprehenslon mutuelle, n'est pas un article de lol, mals 1a 
dans un domalne qul necesslte une bonne perception des r I te n'est pas un artlcle de fol ».. . . .· ' · 
senslbllltes des,cltoyens. · . . .. . c an . · 
AutrEI eletnent 'Les objectlonsjuridlques basees sur le pou- Je vous lnvlte donc a reJeter la proposltlon ,de renvol Studer 
voir temporal de i'Egllse catholique romalne sont purernent1 Helner et a ac:cepter. la proposltlon de la Commlsslon .d~. 
theorlques, sl ce- n'est lnfondees~ Les eväclles n'ont pas le· lnstltutlons polltlqLJes qul, comme le 0:>nsell fade~. vous 1n 
statut Jlirldlque de representation diplomatlque, nl leur tjtu- . vlte, par 17 volx contre 6, a do!lner suite a son l"i!'atlve par
laire la protectl?n equivalante. Les membres. de la hlerarchle lementalre \llsant a l'abrogation conjolnte . de I artlcle 72 
c;itholique . romalne sont, sotimls, a l'exceptlon du nonce. allnea 3 de 1a constitutlon et de rarrete federal du 22 l~lllet 
aposfolique representant l'Etat du vatican, au .drolt sulsse •. 11 1 ~59 concernant la separallon de partles. du territolre sulssa 
n'y ,a pas de oonsequences pratlques derogeant au cadre d avec des dloceses etrangers. 
le.gal decoulant du. staM de· regllse cathol\que pour las per~ 
sonnes soumlses a la jurldlctlon helvetfque. 
La pratique dl3S concordats avec le Saint-Siege decouJe du Janlak ClaudEl {S, BL), ffi.r die Kommission: Namens .der 
drolt constitutlonnel actuel, mals la modlflcatlon prevue n'em- Mehrheit der SPK ersuche ich Sie, d~r Parlamentarischen' 
peche pas sa poursulte sur une base volontaire. Apr~ $r0' Initiative zuzustlmmtn, Welche die ersatzlose -Streichung 
gation de l'approbatlon ctes eväches par ta Confederatlori, n · des so genannten Bistumsartikels verlangt, unddie Motlo_r:t 
~partlendra au · Conseil federal de conflrmer ~ alstlnct!_on ' des Ständerates (SPK-SR) 99.3391. abzulehnen: ·· 
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Die Aufhebung der konfessionellen Ausnahmeartikel und 
damit auch des Bistumsartikels steht seit bald einem halben 

. Jahrhundert auf der politischen Traktanderillste. Am 24. Juni 
1.954 wurde eine Motion deponiert, die diese Aufhebung 
verlangte. Es verstrichen 18 Jahre, bis die Aufhebung der 
ersten beiden Artikel im Parlament beraten und in der Folge 
vom Volk abgesegnet wurde. 
Der Bistumsartikel gehörte noch nicht dazu, weil man ihn 
aus Gründen der Einheit der Materie nicht mit in einen Bun
desbeschluss packen konnte und weil man das Fuder nicht 
Oberladen wollte. Mit aller Klarheit kam aber die Auffassung 
der überwiegenden Mehrheit des Parlamentes zum Aus
druck, dass sämtliche Ausnahmeartikel Schritt für Schritt 
und unter Jeweiligem Ringen um die Zustimmung des Volkes 
aus der Bundesverfassung eliminiert werden sollten, so der 
damalige Berichterstatter, Herr Ständerat Bächtold. 
Neben dem Bistumsartikel. gehörte dazu auch Artikel 75 der 
alten Bundesverfassung, das Verbot der, Wahl von Geistli
chen in den Nationalrat In beiden Kammern wurde auch eine 
Motion verabschiedet, die «ohne Verzug» eine Aufhebung 
von Artikel 50 Absatz 4 der alten Bundesverfassung (Art. 72 
Abs. 3 der heutigen Bundesverfassung) verlangte. Der dama
lige Nationalrat Chevallaz sagte: «La commission dans sa 
quasi-unanimite souhatte l'abrogation de cette dispositlon.» 
Und der Berichterstatter im Ständerat, Herr Bächtold, sagte: 
«Unsere Bundesverfassung aus den Jahren 1848 und 1874 
schlepptin einigen Artikeln die Schlacken ihrer Entstehungs
zeit mit sich, die nicht eine Epoche ruhiger Abklärung, son
dern harter Auseinandersetzungen und jenes seltsamen 
Fiebers war, das als 'Kulturkampf' bezeichnet wird.» Unsere 
Verfassung aus dem Jahr .1999 enthält immer noch eine 
solche Bestimmung. 
Es lohnt sich nachzulesen, was der spätere Bundesrat 
Georges-Andre Chevallaz zur Entstehungsgeschichte der so 
genannten Ausnahmeartikel ausführte. Die Lektüre sei allen 
empfohlen, die sich heute schwer damit tun, dass auch die
ses letzte Relikt noch fallen soll. Wer Probleme damit hat, 
muss schon wissen, wie• es zur Aufnahme dieser Bestim
mungen in die. Verfassung kam. Es waren. Zeiten heftiger 
Auseinandersetzungen; Glaubensfragen führten zum Son
derbundskrleg, und 1873 war der Kulturkampf auf seinem 
Höhepunkt 
Die Mehrheit der Staatspolitischen Kommission kann mit 
dem besten Willen keine damit, vergleichbaren offenen oder 
latenten Glaubenskonflikte ausmachen. Wer Jetzt auf Oppo
sitionskurs geht, setzt sich dem Vorwurf aus, Konflikte zu 
·schüren oder gar Unfrieden zu stiften, und das bei einer 
Frage, die heute die wenigsten interessiert. 
Georges-Andre Chevallaz, damals Nationalrat, zitierte In je
ner Debatte Karl Barth: «Die Frage ist die, ob eine Mehrheit 
des Schweizervolkes heute im Unterschied zu damals bereit 
ist, dem·christlichen Glauben die Freiheit zu gewähren, sich 
neben seinen gewöhnlichen auch In gewissen ausserge
Wöhnllchen Formen darzustellen. Wir.Protestanten verbitten 
uns höflich und bestimmt einen solchen Schutz und wollen 
mit diesem Zeichen der Unfreiheit nichts zu tun haben.» So 
Karl Barth vor drelsslg Jahren. 
Bel der Bundesverfassungsrevision 1999 Ist diese Bestim
mung aus den bekannten• Gri)nden noch stehen geblieben. 
Zwar · Ist darauf verzichtet worden, auch\ diesen Artikel · zu 
streichen, aber die Streichung wurde von allen involvierten 
Personen - Ich Zitiere Herrn Bundesrat Koller - «so bald wie 
möglich» In Aussicht gestellt Was die· Argumente für die 
Streichung des Bistumsartikels betrifft, verweise ich auf den 
Bericht der Staatspolltlschen Kommission vom 25. Mai 2000. 
Die Argumente sind seit Beginn der Diskussion um die Auf
hebung der Ausnahmeartikel die gleichen geblieben. Es 
geht um ein'e Grundrechtsfrage. Die Verletzung von Grund
rechten darf nicht einfach hingenommen werden, schon gar 
nicht aus taktischen Gründen, etwa um ein Pfand oder ein 
angebliches Pfand zu behalten. 
Der Bistumsartikel verletzt die Religionsfreiheit Er schränkt 
die Glaubens- und Gewissensfreiheit eln, Indem man das 
Recht der römisch-katholischen Kirche auf freie Selbstorga
nlsat.ion und Selbstbestimmung einschränkt. Er diskriminiert 

die römisch-katholische Kirche gegenOber anderen epis
kopal verfassten Kirchen, und er Ist völkerrechtswidrig. Er 
verletzt Artikel 9 EMRK, er verletzt Artikel 18 und 26 des 
Uno-Paktes II und natürlich auch Artikel 15 der Bundesver
fassung. 
In der bisherigen Diskussion war die Völkerrechtswldrlgkelt 
dieses Ausnahmeartikels unbestritten. Die Diskussion Ist 
kürzlich durch eine Studie des Instituts · für Kirchen- und 
Staatskirchenrecht neu eröffnet worden. Nach dieser Studie 
soll aus der Sicht des Völkerrechtes keine Notwendigkeit be
stehen, den Bistumsartikel aus der Verfassung zu streichen. 
Es wird dargelegt, dass diese Bestimmung als Polizeinorm zu 
verstehen Ist und dass nur bei einer Gefährdung der öffent
lichen Ordnung oder des religiösen Friedens eine Nlchtg&" 
nehmigung der Errichtung oder Veränderung von Bistümern 
In Frage kommt ln normalen Zeiten besteht ein rechtlicher 
Anspruch auf Erteilung der Genehmigung. Diese Studie 
bestätigt damit nichts anderes als · den Ausnahmecharakter 
des Bistumsartikels. Auch wenn der religiöse Frieden gefähr
det wäre, bedürfte es .keines Bistumsartikels: 
Einschränkungen von Grundrechten sind In Ausnahmefällen 
schon aufgrund der allgemeinen Polizeiklausel möglich, wel
che explizit auch in die Bundesverfassung aufgenommen 
worden Ist Ich verweise auf Artikel 36 der Bundesverfas
sung, und In Artikel 72 Absatz 2 wird dies noch dahingehend 
ergänzt, dass der Bund Massnahmen «zur Wahrung des 
öffentlichen Friedens zwischen den Angehörlgeh der ver
schiedenen Religionsgemeinschaften» treffen kann,. auch 
das selbstVerständllch nur In Ausnahmefällen. Eine weitere 
Polizeinorm Ist schlicht überflOsslg. Andere Ausnahmeartl
kel, die Eingang In die Verfassung gefunden haben, etwa 
während des zweiten Weltkrieges, wurden auch wieder ent
fernt, wenn von einer besonderen Lage nicht mehr gespro
chen werden konnte. Ausnahmebestimmungen auf Vorrat 
haben In einer modernen Verfassung keinen Platz. 
Es wurde Immer wieder darauf hingewiesen, dass der Bis
tumsartikel in den 125 Jahren seines Bestehens toter Buch-. 
stabe geblieben ist, kaum praktische Bedeutung erlangt hat 
- so der damalige Bundesrat Tschudl - oder bedeutungslos 
geblieben 1st. Ich frage Sie: Gibt es Gründe, weshalb sich an 
dieser Beurteilung wirklich etwas ändern muss? Ich möchte 
auch noch an etwas anderes erinnern, das In dieser Diskus-. 
slon allzu leicht vergessen wird, dass nämlich die .Beziehun
gen zwischen Kirche und Staat In die kantonale Kompetenz 
fallen - Ich verweise auf Artikel 72 Absatz 1 .der Bundesver
fassung ..:. und damit der Bundesgesetzgeber nicht einfach 
einschreiten kann. 
Die Staatspolltlsche Kommission hat sich Ihren Entscheid 
nicht leicht gemacht und nicht etwa nur die seit einem hal
ben Jahrhun.dert gOltlgen Argumente übernommen. Sie hat 
wie Ihre ständerätliche Schwesterkommission auch Anhö
rungen durchgeführt Die Argumente, die anlässlich dieser 
Anhörungen gegen eine ersatzlose Streichung des Bistums
artikels vorgebracht wurden, sind nicht neu. Gegen die Strei
chung hat sich explizit auch gar niemand zu Worte gemeldet 
Es Ist ledlgllch damit argumentiert worden, der bevorstehende 
Umengang bereite grosse Sorgen. Die Abstimmung Ober die 
an sich als richtig empfundene Streichung des Bistumsarti
kels müsse so festgelegt werden, dass ein positiver Ausgang 
garantiert sei - das ist Immer unsere Aufgabe als Parfamenta
rlerlnnen und Parlamentarier -, und es wurde die Schaffung 
eines Religionsartikels gefordert Ich komme darauf zurück. 
Sie alle· haben In den Jüngsten Tagen viel Post erhalten. 
Auch In der Presse ist das Thema. aufgegriffen worden. ldh 
empfehle Ihnen den In der ccNeuen ZOrcher Zeitung» 
erschienenen Artikel zur LektOre. Er ordnet die erhobenen 
Stimmen richtig. ein. Ich möc:hte nicht auf Jene Zuschriften 
eingehen, die nichts ander,es als Ausdruck einer kulturkämp
ferlschan Stimmung sind. Ich äussere mich zum Schreiben, 
das unter anderem auch von Professor Hans KOng unter
schrieben worden Ist Hier Ist mit aller Deutlichkeit zu .ent~ 
gegnen, dass es nicht Aufgabe C!l8l3 Staates sein kann, sich 
In innerkirchliche Differenzen oder gar Streitereien einzumi
schen. Er hat nur In Ausnahmesituationen einzuschreiten. 
Alle Klrohen können sich so organisieren, wie sie wollen. 
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Ich möchte Sie bitten, einen ganz zentralen Punkt zu be- Es Ist nicht so, dass wir a priori die Aufhebung dieses Bis-
denken: Oer Blstumsartlkel stellt nicht sicher, dass der tums~rtlkels ablehnen; es wäre, Sache der katholischen 
Heillge stuhl b.el der Schaffung oder Änderung von l3lsta- Kirche, die Voraussetzungen hierzu zu schaffen. Wir Wehren 
.mern den Konkordatsweg beschreiten muss. Oe.facto hat.er uns aber gegen eine isolierte strelchung. Vorgänglg sind·· 
es aber. immer getan, zum Beispiel in den neuen deutschen allenfalls offene Bistumsfragen durch Konkordate mit dem 

· Bundesländern.. · HeiUgeh stuhi. zu · ~ären und zu. bereinigen .. ·. Oder die rö-
Es. Ist n,lcht unproblematisch, die Illusion zu verbreiten, mit · mlsch-~thollsche. Kirche soll gegen Ober den. Kantonen und 
dieser Bestimmung liessen sich Vorgänge wie Im Bistum ihren kantonalen kirchlichen·. Organisationen . die · Zusiehe:. 
Cliur verhindern,· Ich gehe so weit zu sagen: Man streut den · rung abgeben; dass sie nur mit deren Zustimmung Verände-
Leuten Sand In die Augen, wenn man so tut, als öb mit dem rungen In den BistOmem vornehmen wird .und dass sie diese 
Bistumsartikel irgendeine Veränderung, beispielsweise In ZUslcherung auch einhält - anders als bei den nur wenige 

, der Ausrichtung· der katholischen l(irche, erreicht werden Jahre. zurQckHegenden Vorgängen In Chur, die Ich aber nicht· 
könnte. · · · ·· , zu kommentieren habe, denn das Ist eine Innere Angelegen-
Es liegt nicht nur an den verantwortlichen Politikerinnen und helt. deir römisch-katholischen Kirche. Immerhin Ist festzu-
f:oiltlkern, sondern vor allem auch an denjenigen, die solche stellen, dass nicht zuletzt aufgn.rnd dlesas. Artikels ein Bistum 
Angste haben, dafür zu sorgen, dass die Wogen nicht noch ausserhalb der Schweiz errichtet wurde; die Errichtung eines 
gehen. · Um es zu wled.erholen: Als El!;ponenten der zwei solchen .Bistums In der Schweiz wäre wegen diesE1S Artikels 
wichtigsten christiichen Kirchen haben sie es.in der Hand zu auf ausserordentllChe Schwierigkeiten gestOSSen. Diese Vor-. · 

• verhindern, class eine Kulturkarppfstlmmung aUfkommt oder gähge, die.sich in JOngster Zelt abgespielt haben, haben zu-
ein Glaubenskrieg entfacht Wird. · · . mlndest gewisse Fragen ;zumrellglQsen Frieden aufgeworfen. 
Noch kurz zUr Motlorrdes Ständerates (SPK-SR) 99:3391. Ole Anhöruoo In der staatspolltiSchen Kommission ergab 
Unsere Staatspolltlsche KommlssionJehnt sie mit23·ZU 1 · keinen Graben zwischen den Vertretern der römisch-katholi-
stlmmen · bei 1 Enthaltung ab; Ich verweise auf den BEl'rlcht sehen und der reformierten Kirche, sofldem bei der Anhörung 
der Kommission vom 25. Mal 2000. traten ganz klar, DlffE:Jrenzen Innerhalb der römlsch-katholl-
Wie ein konsensfähiger Rellglonsartikel ausgestaltet werden sehen Kln::pe · in Be:zug aut die · Ällfhebung dieses Artikels 
soll, hat niemand aufzeigen·können. Forderungen, die In die- zutage. · •· ·, . · 
sem Zusammenhang erhoben worden sind, greifen massiv Ich inuss dem _französischsprachigen Kommlssionsreterenten 
In. die Zuständigkeiten der Kantone und die Organisations- sagen, dlißS der t;lamallge ständeratspräsident die Benand-
autonomle der Kirchen .und Glaubensgemeinschaften ein lung dieses Artikels Im Rahmen der neuen Bundesverfassung 
und verletzen, wie erwähnt, Grundrechte. · mit stlchentschald herausgekippt hat, mit der folgenden 
,Insgesamt ist sich die Kommlsslpn darin einig: Wenn etwas BegrOndung: «Angeslchts des Umstandes, dass es. zu ver-
geeignet ist, den religiösen Frieden zu.stören; dann wäre es meiden gilt, die Nachtahrung der Bundi:lSVerfassung mit einer 
dle Erarbe,itung eines RellgJonsartlkels. Das könnte in der solch brisanten Frage zu belasten, gebe Ich meine Stimme 
Tat Animositäten• wecken und der heute weit: verbr.elteten der Minderheit» Man war sich. Im ständerat und auch In den 

. Toleranz schaden, · Komr:nlssiol)en · bei der Beratung der neuen Verfassung durch-
Ich bitte Sie, die Motion ctes Ständerates 99.3391 und auch · aus bewusst, welche Diskussionen mit der Aufhebung dieses 
den Rückweisungsantrag 'Studer He.lner zum Geschäft Bistumsartikels provozlert werden können. 
00.415,abzulehnen. 'Man hat deshalb Im Rahmen der Verfassungsrevision darauf 

. verzichtet , , 
Weyeneth Hermiifln ry, BE): :Die Minderheit der. staa~po- Oas sind die. Überlegungen, die die Minderheit der Kommis-
litlschen KommlS$lon stellt Ihnen den Antrag, auf dieses Ge- sion dazu fQhren, Sie darum zu bitten, auf diese Vorlage 
schäft nicht einzutreten und diesen Artikel nicht zu streichen. nicht einzutreten. Ich blh überzeugt davon, dass eine Dis~ 
Eine der vornehmsten Aufgabel1 unseres staates Ist es, da- • kussion. l.n dieser Frage .eher Wunden aufrelssen wird, als 
tar zu sorgen, dass dE:lr Friede unter de,:i Religionen:unseres dass sie das ~restlge· einer Kirche wieder herstellt •. 
landQS aufrechterhalten bleibt. Nach einer von der katholi
schen Kir.ehe herbeigeführten Krise durch die Ertlchtung des 
Bistums Genf, die nur dadurch behoben· werden konnte, 

. dass man den Bischof des Landes verwies, entstand dieser 
Artikel . in der Bundesverfassung. Er. Ist In Bezug. auf die 
Errichtung römisch-katholischer Bistümer nie zum Zuge ge
kommen. Man tand Immer eine .einvernehmliche Lösung' und 
musste nicht mit einer Polizeinorm eingreifen. · 
Ich .weise •darauf hin, dass immerhin aufgrund dieses Artl· 
kels . das chrlstkatnollsche Bistum gesamtschwelzerlsch 
errichtet wurde. Herr Janlak, sQ ganz stimmt es nicht,. dass 
er nie eine Rolle gespielt hat. · · · · 
Meine Herren von,der Kommission, die Jüngsten Abklärun-
9en •der Vnlve,:sltät· Freiburg haben ergeben, dass dieser• 
Artikel keineswegs völkerrechtswidrig Ist In diesem Sinne 
bestreite ich den Inhalt dieses Votums. Völkerrechtswidrig Ist 
es nicht, dl~ nötigen • Sorgfaltsregeln zu erstellen, um den 
Religionsfrieden zu erhalten. •. · . . · 
Ebenso wenig verletzt es die Rechtsgleichheit, besitzt doch 
die römisch-katholische J(lrche.nlcht nur die kirchlichen und·· 
religiösen Rechte,. sondern ~ dl~ scheint mir ein ganz we- . · 
sentllch,es Kriterium zu sein -. durch die Anerkennung des 
Vatlkanstaat8$ als. staat und de$ Papstes als dessen weltll• 
ches, Oberhaupt auch Rechte In völkerrechtlichem und 
st~tsrechtllchem · Sinn. Sie wOrde mit· der. 'Aufhebung von 
.Artikel 72 Absatz 3 doppelte Rechte In unser.am Land ge
nlessen. · Keinem .. ausländischen Staat gestehen wir das 
Recht zu, aus Eigeninitiative Botschaften, Gesandtschaften 
und Konsulate nach elgeriem GutdOnken und ohne Zustlm• 

· .mung der Schweiz zu errichten. · 

Amtliches Bulletln der Bundesversammlung 

Maspoll Flavio. h TI): Wie verelnb.aren Sie Ihre Oppositi,on, 
die Sie jetzt yorgetragen haben, .mit .dem von Ihnen so 
gewollten und gewOrischten freien Personenverkehr und mit 
der· von Ihnen so gewOnsahten Öffnung unseres Landes? 
Ich verstehe .einfach die Welt nicht mehr; aber Ich achte Ihre , 

· Meinung. Es Ist kl:llne provokative Frage, sondern es nimmt 
mich ehrßch wunder. · · 

Weyeneth Hermann (Y, BE): Herr Maspoll, meine Haltung 
·· lässt sich durchaus ableiten. Sie basiert auf i.len Grundsät
. zen . unserer heute geltenden Verfassung, . die · davon aus

geht, dass die Erhaltung des religiösen Friedens unter den 
. Kirchen eine staatsautgabe Ist, und zwar eine vornehme. 

' 

Studer Helner (E, AG): Ich• stelle. Ihnen den Antrag,. diese 
Vorlage an die Kommission .turOckzuwelseri mit dem Auf
trag, einen Rellglonsartlkel auszuarbeiten. Die BegrOndung; 
die Ich Ihnen jetzt darlege, entspricht 1:ler Auffassung der 
Evangelischen Volkspartei, da,:nlt Sie auch wissen, vor wel
~hem. Hintergrund ich Ihnen das vortrage. . 
Mit diesem Antrag wird nicht ein Umweg gesuc::ht, den Bis-. 
tumsartlkel autnebeh zu können ;.. wie das In den. früheren 
Debatten offensichtlich auch schon In der. Kommission ge
sagt wurde und auch In der Motion des ständerates zum 
Ausdruck kommt-, sondern man kann diesen Bl$tumsartlkel 
von der Sache her aufheben. ' 
In unse.rer nachgetahrten Bundesverfassung haben wir zum 
ganzen· Themenbereich. ausschllessllch Fragen (ler Zustän
digkeit und der Regelung des.Verhältnisses zwischen Kirche· 
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und Staat. Die Z4ständlgkeit liegt bei den Kantonen, und 
dort soll sie bleiben. Dann haben wir In Artikel 72 noch einen 
Absatz 2, laut dem Bund und Kantone eingreifen können, 
wenn die öffentliche Ordnung gestört ist. Im Grundgesetz 
unseres Bundesstaates steht aber rein gar nichts zu einer 
grundlegenden Fragestellung. Es geht hier nicht darum, in 
die Kompetenien der Kantone einzugreifen, sondern es 
geht aus unserer Sicht darum, etwas Positives in das Grund
gesetz einzubringen. Ich bin aufgrund meiner Kontakte auch 
davon überzeugt - ich war in früheren Jahren im Vorstand 
des Schweizerischen · Evangelischen Kirchenbundes und 
hatte auch viele· Sitzungen mit der Bischofskonferenz; ich 
bin auch mit dem Frelklrchenverbahd verbunden -, dass Im 
Falle der Zustimmung zu meinem Antrag die drei Gremien 
ermuntert werden könnten, eine gemeinsame Formulierung 
·eines Artikels zu unterbrßiten. Ich bin überzeugt, dass es 
diesen drei Gremien möglich wäre, vielleicht zwei, drei Vari
anten vCJrzulegen. 
Wir sind also nicht der Meinung, die schon im schrifflJchen 
Bericht ausgedrückt wurde, dass dieser Versuch, einen Reli
glonsartikel auszuarbeiten, gefährlich wäre. Es wäre ein 
heikles Unterfangen, ganz gewiss, aber wir haben viele heikle 
Fragen In. diesem Staat. Meistens geht es um handfeste 
materielle Dinge, und es WOrde uns gut tun, auch einmal um 
eine inhaltliche Frage zu ringen und eine Lösung zu finden. 
Es geht uns nicht um eine konfessionelle Frage, weil heute 
die Debatten tatsächlich eher innerkatholisch sind und sich 
nicht um das katholisch-evangelische Verhältnis drehen. 
Werfen wir einen Blick zurück: Im Jahre 1973, als es um die 
Aufhebung des Jesuiten- und des Klosterartikels ging, war 
ich als jungef Politiker vor allem auch in ganz refdrmlerten 
Gegenden häufig unterwegs und versuchte, die Leute zu 
motivieren, diesen Ausnahmeartikel abzuschaffen. Im Kom
missionsbericht steht, das sei problemlos gegangen. Im Vor
feld dieser Abstimmung, In der Ich mich. wirklich engagiert 
habe, ging es aber sehr helss zu. Ich bin nicht ganz sicher, 
ob sich hier die Lage beruhigt hat. 
Es Ist richtig, dass die damaligen wirklichen Ausnahmeartikel 
aufgehoben wurden. Wenn wir nun noch den Genehmi
gungsvorbehalt fQr die Errichtung von Bistümern aufheben, 
sollten wir .meines Erachtens die elnmal!ge Chance nutzen, 
ein positives - lch sage ausdrücklich: ein positives - Gegen
stück zu schaffen. 
Wir wollen uns auch nicht durch das neue Dokument «Domi
nus Jesus» von Rom.belasten lassen. Im einen Teil Ist es 
ausgezeichnet, weil es .seelsorgerisch klar auf Jesus als ein
ziges Zentrum hinweist; das Ist sehr evangelisch und Ober
haupt nicht kathol!sch. Aber der zweite Teil, wonach das Hell 
nur durch die kathQllsche Kirche erfolge, Ist das, was auf der 
andern Seite nicht nur als belastend empfunden werden 
kann, sondern muss. Aber das sind Innerkirchliche Fragen, 
die nicht uns bewegen müssen. Aber es gäbe eine Chance, 
durch einen knappen, profilierten Religionsartikel ein posi
tives Gespräch in Gang zu bringen. Das 1st der Grund. tor 
meinen ROckwelsungsantrag. 

Waber Christian (E, BE): Ich möchte kein Öl In die Glut der 
Religionskrieger glessen.·Wir müssen u.ns aber bewusst sein, 

· dass wir vor einer Volksabstimmung stehen. Das Volk wird 
sich zur Streichung des Bistumsartikels äussern müssen. 
Wir haben es hier mit einem brisanten Thema zu tun, das 
viele Emotionen weckt - Emotlpnen, die während bald 130 
Jahren, seit wir diesen Artikel In der Bundesverfassung 
haben, eingedämmt worden sind. Wir konnten In der vergan
genen Zelt sehr gut zusammenleben, nicht nur zwischen 
Protestanten und Katholiken. 
Man muss darauf hinweisen, dass In der Schweiz die Reli
gionsfreiheit, die Glaubensfreiheit, wirklich · hochgehalten 
wird, auch gegenüber anderen Rellglonen. Dieses Grund-

, recht der Verfassung möchte Ich Immer sehr hochhalten, 
aber es gibt doch gegen0ber allen Religionsgemeinschaften 
gewisse Einschränkungen. 
Es Ist nicht so, wie Herr Janlak hier ausgeführt hat, dass alle 
Religionsgemeinschaften In der Schweiz sich selber organl-

sieren kijnnen, wie sie wollen. Das stimmt nicht. Wir haben 
in der Verfassung bzw. In der Religions- und Glaubens
freiheit dennoch von Kanton zu Kanton unterschiedlich an
erkannte Landeskirchen. Neu können wir in verschiedenen 
Kantonen andere Religionsgemeinschaften anerkennen, 
aber mit ganz genauen rechtlichen Auflagen, z. B. dass das 
demokratische Verständnis Innerhalb der Gemeinschaft zum 
Ausdruck kommen muss, dass die Finanzen offen gelegt 
werden und dass man den Religlonstr.ieden In der Schweiz 
berücksichtigt. 
Es Ist überhaupt nicht so, dass es keine Diskriminierungen, 
keine Eins gäbe. Es gibt gegenüber Anders-
gläubigen schränkungen, die - und Ich als Ver-
treter einer Freikirche - auch wir ohne weiteres annehmen 
und nach denen wir uns richten. Es Ist auch so, dass gerade 
Freikirchen, weil sie eine sehr starke Polarisierung gegen
Ober den Landeskirchen haben, · stigmatisiert werden und 
dass wir In unserer demokratischen Basisarbeit Innerhalb 
der Freikirchen auch damit leben müssen. 
Es Ist schon darauf hingewiesen worden, dass auch Inner
halb der katholischen Kirche die Streichung des Bistumsarti
kels nicht auf einhellige Zustimmung,. sondern zum Teil auf 

. Ablehnung stösst. Gerade hier sehen wir, dass auch inner
halb der katholischen Kirche In Ihren Strukturen gewisse 
Strömungen vorhanden sind, die Ober den Bistumsartikel 
froh sind. Ich weise auf die Affäre Haas hin, In welcher der 
Bistumsartikel doch einen gewissen Einfluss hatte. 
Es wurde schon ijngesprochen, dass eben gerade die De
klaration «Dominus Jesus» diesen Effekt der katholischen 
Kirche.zusätzlich no·ch belastet hat, Indem der Anspruch, die 
allein selig machende Kirche zu sein, gegenüber anderen 
Kirchen und Religionen sehr diskriminierend ist. Wir wissen 
aber - darüber bin ich sehr froh -, dass alleine Jesus Chris
tus, das Fundament der Kirchen, eigentlich für uns alle gut 
ist und dass wir unsere Dlfferenien auf dieses Fundament 
reduzieren können. 
Die katholische Kirche hat aber durch den Bistumsartikel 
nicht nur Nachteile, sondern wir mOSsen auch darauf hin
weisen, dass hier die. diplomatischen Beziehungen, der 
diplomatische Status der katholischen Kirche, eben auch 
sehr grosse Vorteile haben. Hier beantragen wir Ja auch 
nicht eine Streichung oder Aufhebung dieser diplomatischen 
Vorteile einer Kirche. 
Aus diesen Gründen sagt die evangelische und unab
hängige Fraktion ganz klar Nein zur Streichung und unter
stützt den Antrag der Minderheit Weyeneth. 
Wir möchten Sie wirklich darauf hinweisen, dass wir-wäh
rend der bald 130 Jahre, seit wir den Bistumsartikel - diesen 
einschränkenden Artikel - haben, sehr gut zusammengelebt 
haben. Wenn er auch toter Buchstabe Ist, müssen wir doch 
sagen, dass er zum religiösen Frieden In der Schweiz bei
trug. 

Wldmar Hans (S, LU): Herr Waber, Ich frage Sie an: 
1. Warum kümmern Sie sich eigentlich so sehr um die inner
klrchllchen katholischen Angelegenheiten? 
2. Stehen Sie nun als Pfarrer _oder Prediger oder als Staats
polltiker vor uns? 

Waber Christian (E, BE): Zu Frage 1: Es ist natürlich schon 
SQ, dass die Anliegen der katholischen Kirche auch mich als 
Mitchristen beschäftigen, und wie auch Freunde und Mitpoli
tiker, die diesem Glauben angehören, habe Ich gewisse Mei
nungen dazu. Ich habe aber gesagt, dass Ich das auf den 
Glauben an Jesus Christus reduzieren möchte. 
Zu Frage 2, ob Prediger oder. Staatsmann: Ein Staatsmann, 
der sich nicht auf das Fundament von Jesus Christus ab
stotzt, Ist kein guter Staatsmann. 

Vallender Dorle (R. AR}: Die Versuchung Ist gross, lapidar 
festzustellen: 124 Jahre sind gen~g. Denn seit 124 Jahren 
Ist der Bistumsartikel nicht mehr angewendet worden. Das 
würde aber zu kurz greifen .. Es gib zu fragen: 
1. Warum hat man den Bistumsartikel 1874 eingefOhrt? 
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2. Ist der Bistumsartikel auch. heute noch konsensfähig? . · _tutlonnel en cause, qui a ete rappelee justement, · le malntlen 
In der Zelt des Kulturkampfes· sollte. der Bi$turrtsartlkel die d'une dh:1positlon qul restreint la sphere de protectlon de la 
katholisclie Kirche zurückbinden. Wenn diet:1 im 19. Jahrhun- liberte religleuse et qui est Qlscrlmlnatoire a l'encontre d'une 
dert. im Interesse des Rellgionsfrleden, und · zum Schutze Eglise en particulier, ne se Justlfle plus objectlvement dahs.le 
des · Jungen Bundesstaates rioch Sinn . machte,, so · contexte de palx confessionnelle et de plurallsme religieux 

• dlet:10 EreignlS!,le · h~te weit hinter uns.· Der Bistums . que nous connalssons aujourd'hul, sans compter que l'arti~ 
· als der letzte der so genannten konfessioneUen Ausnahme- cte en questlon est contralr'e aux prlnclpes du drolt Inter-
. bestlmml!ngen erscheint aus heutiger Sicht unnötig. . national conte:nu dans la Conventlon europeenne des dr.olts 

Er Ist aber · zucRlm .aus mindestens drei Gründen abzu- de l'homme ou dans le Pacte international relatlf aux droits 
lehnen: , clvi.ls et polltlques auquel notre pays a adh,ere; 
1. tr verletzt die Rellgionsfreihelt, da er einen Eingriff In die En fait, avec la suppression de l'artlcle sur .les evt!ches, 
Freiheit der Selbstorganisation· und der Selbstbestimmung · seule d'alHE~urs disparaitralt la condltlon de l'aP.probatlon de 
darstellt · la,Confederation •. Pour le raste, les regles actuelles en ma-
2. Er verletzt die Rechtsgleichheit, d~ er In der Praxis einzig tiere .de creation ou de rnodlflcatlon des frontieres eplscopa-
gegen die römisch-katholische Klrche, gerichtet war un.d ist les contlnueralent a s'appliquer et a assµrer cqmme jusqu'lci 
Alle. andern Rellglonsgemelrischaften können _Ihre Interne la paix rellgleuse.11 s'agltderegles sur laconclusion de trals 
0 1 ti · hti · 1s lb I tes intemationaux, en l'oc;currence de concordats . entre l~s 
. rgan sa on nc gerwe .e se er regen.· ·' · canto.ns ·concemes et.• re· Salnt-Sll.ne. Donc, sl l'on s'en tlent 
3. Er verletzt das Völkerrecht, d. h. Artikel 9 EMBK und den .. ~ 
Uno-Pakt II Ober die bOrgertlchen und politischen Rechte,. da · a une ~alyse purement loglque, ,purement ratlonnelle, II 

- fOr die Genehmlgungspfllcht kein öffentliches Sicherheits- nous paraft que l'on peut renoncer @. l'artlcle en questlon et 
Interesse mehr besteht. , qu'U faut le faire. . ·. •. . ' 

· Aus rellglonspollzeilichert G .. ründ.en könnten die .Kantone und · Faut-11 alo.rs omettre~ l'emotionnel ou cader ·ä. l'emotlonnel? 
· b I C'est le röte du politique que de. se poser la quet:1tlon, par, . 

der Bund auch nach der Aufhe ung des B stumsartlkels cralnte, encore une, .. fo. is, de revelller les disse. nsions rellgleu.-
jederielt eingreifen. · · . 
Auch wenn diese verfassungsrechtlichen Vorbehalte weitge- • ses. 11 nous parait que cette .crainte ne doit peu;; lltre sureva• 
hend getel!t werden, so möchten bestimmte, Kreise doch am luee. En effet,,nous avoris deja dans ce pays eu fäccaslon 
Bistumsartif(el festhalten; dies aus verschle_denen GrOnden. d'abroger .des artlcles de .type religieux. Je pense a l'article 
Die eine Gruppe befürchtet mit der Aufhetlbng des Artikels sur les jesuites, en particuller. On avait ä l'apoque dajä pelnt 
eine Aufwertung der katholischen Kirche. Andere Gruppen le dlable sur 1a murallle, si vous me passez l'expresslon, et 
wieder befürchten die Einrichtung zahlloser neuer BlstOm!:lr pourtant 11 n'y a pas eu la, a cette occaslo11 de vote, un 
durch den Vatikan. In allen Teilen de. r Schw. el:z._ $chflessllch renouveau de la guerre. confesslQnnelle; mals la paix reli-

gleuse a eta mafntenue. ,. 
gibt es noch diejenigen Kreise; die den Bistumsartikel· als Le groupe liberal est d'ailleurs blen plus conva/ncu que ce 
Pfand so lange In der Bundesverfassung beliµ;sen wollen, : - · 
bis ein Religionsartikel die Verpfll.chfung d. er religiösen ln.sti- ne sont pas les r~gles de droit qui mai.ntiennent la paix con-

fesslonnelle, r'nais les• manlfestatlons cfune fol vlvante, d!une 
tutionen .zu Rechtsstaatlichkeit, , Innerer Demokratie, Tole- · . fol appelant ä.· la reconciliatlon entre·. les personnes, et c'est 
ranz und Transparenz umschrell:lt und zudem auch noch die blen de cela qu'H s'aglt; rriAme sl auJourd'hul, et on y a fait al
Mitwirkung und Mitentscheidung der Ortskirchen bei· der . luslon, 11 peut y avoir icil ou la qans teUe ou telle' t;gllse des 
Wahl der Blsc;hOfe regelt 1 · 8 . Ist es nun tatsächflch ~ ~ muss ich fragen_ Aufgabe des manlfestatlons qu paralssentAtre moms oecum niques que 
Staates.·, ,die. Probleme um eine kirchlic. he., Glaube.ns.Qemeln• ce que d'aucuns et que ce que personnellement nous sou

haiterlons. 
, schaft und in ihr fn einem Verfassungsartlkel zu regeln? D.amit ~•aglssant de la niotlon du Conseil cjes Etats, lä encore II 
WOrde gerade verkannt. dass die Glaubens- und (:lewlssens- ·tt •i1· , t " a1 d' d t· cett · 
freihalt den Kirchen und anderen Glaubensgemelnschatt.en nous Para qu · n es pas n„cess re a op er e · mo-
das Recht zugesteht, Ihre Innere Organisation In eige. nerVer-. tlo.n, non pas que le rapport entre. !'Etat et les Egllses solt ne-

1 gllgeable, mais parce que ce rapport n'a pas besoln d'un 
antwortung Im Einklang mit dem staatl chen Recht zu regeln. · artlcle constltutlonne! federal, ce d'autant plus que le r:aJ>port 
Die FDP-Fraktion kommt daher in einer Gesamtbewertung entre les Egllses et !'Etat est une competence cantonale. 
zum Schlu13s, . der Blsturnsartlkel sei · aufzuheben 1Jnd auf • ,Alo~. Je sals blen, certalns ont propose, c'atalt le cas du 
einen· Religionsartikel sei zu verzichten. Eln Rellglonsartikel Conseil rf Etat de Geileve . notamment, d~avolr un artlcle · 
warde uns neue Probleme bescheren. constltutlonnel suisse dlsant que les relatlons entre les Egß-
li:ih bitte Sie namens der FDP-Fraktloo, der AufhebUng des ses et rEtat sont de nature cantonale. Lorsqu'on se meta 
Bistumsartikels.zuzustimmen und auf einen Religlonsartlkel · acrire- dans•la constltutlon federale qu~une ,competence est 
zu verzichten. cantonate; c'est q!J'On est de}A en traln a'abandonner la · 

competence cantonale, et de cela nous ne voulons pas. 
Le mellleur moyen d'ouvrlr des controverses rellgleu~es 

· serait. d'ailleurs d'ouvrfr · 1.1n debat sur les relatlons entre 
l'Egllse et l'Etat au nlvaau federal et, plutOtque d'ouvrl.r ces 
cor:itroverses, II nous. parait n4cessalre de faire regner la 
paix des espiits et .des coeurs. Nous sommes convaincus . 
auJourd'hul qua la palx des.esprlts et des coeurs, c'est de 
supprlmer cet article ancien et de rejeter la motion du. Co11- · 
seil des, Etats. · · 

Ruey Claude (L, VD): Montesquleu qul s'y connaissalt en 
Etat de drolt dlsa!t qu'll t:te fallalt modlfler 1a lol que d'une 
main tremblante; Ce qui est vatable generalement · est en
core plus pertlnent lo~q~on se trouve face ä un phenomene 
religleux. et ti sa ragleme11tat1on. On. y tquche en effet des. 
aspects. emotionnels; on falt appel aux .convlctlons .profori
des, a nos racines hlstortques, et dt!ls lors nous devons aglr, 
dans ce äomalne-la avec clrconspectlon, '«ZUrOckhaltend» · 
dlt-.on en allema,nd, selon l'expresslon qul est parfaitement 
adaptee. . . ., . . Polla Barbara (L. GE): Je nrexprlme pour une mlnorlte du 
Le groupe liberal· 1:m est consclent. lul qul a toujours fonde et . groupe liberal, une n,lnuscule · mlnorlte, · pour soutenlr une 
qul fonde son actMte polltique sur des convlctlons athlques positlon Iegerement, nuancee. par rapport. ä ceUe de mon 

· volre spirituelles profondes; le groupe liberal qul a touJours preoplnant et pour vous demander de trahsmettre la motion, 
ate et qul est .attache ä la paix rellgieuse et confesslonnelle du Conseil des E~ts qul Charge Je Con.sell federai de pr~ 
dans ce pays. · ' senter un proJet de modlflcatlon de j'artlcle 72 de la nouvelle 
II s'aglt donc dans ce dossier de veiller a ne pas revelller les Constltutlon federale, prevoyant notamment de fixer les prln
vieux demons. Cefa slgnifle:-t-11 po1.1r autant qu'II fallle paraly~. . cipes generaux des rapports entr~ t'Etat et les comrnunautes 
ser la reflexion et qu'il fallle renoncer ä l'analyse ratlonnelle? rellgteuses, cecl para!l~lement a 1a suppresslon de l'appl'o
Nous n~ le pensons pas. SI l'on observe la sltuatlon en pre- · bation de la Confederatlon lorsde la creatlon d'ev&hes, et 
nant le recul necessalre qu'exlge l'analyse rationnelle, on tout en conservant t'attrlbutlon · d'un . maxlmum de c,ompe-

. constate que sans nler la vateu.r hlstorlque de.J'~rtlcle co~I- tences en la mattere aux cantons. 
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II ne s'agit nullement ici. d'une position rlngarde ou discrlmi
natoire. D',lleurs, nous ne nous opposons pas formellement 
a l'abrogatIon de l'artlcle sur les eväches, mals l'abrogatlon 
pure et simple augmenteralt enQOre le vide leglslatif en la 
matiere, et tout federallst8$ que nous soyons, ll nous parait 
important. qu'un artlcle constitutlonnel preclse · les relations 
entre Etat et communautes rellg!euses. Dols-je vous rappea 
ler que notre constltution commence Justement alnsl, en son 
preambule: «Au nom de Dleu Tout-Pulssantl» 
Et si jeNous exhorte a ne pas proceder aujourd'hui a la sup
pression pure et simple de l'allnea 3 de rarticle 72, ce n'est 
pas parce que .je suis 'Genevoise, en taut cas pas unlque
ment, ou parce que Je veux perpetuer ici le souvenlr de 
Gllbert Coutau ou de Gilles Petltplerre. Non, c'est bien plus 
par convictlon profonde de l'lmportance, dans notre culfure, 

· des communautes religleuses et de leur dlverstte, une con
viction confortee par les tres multiples courriers que j'al 
reyUS et que vous avez egalement rec;us sur le sujet. Taus 
ceux qul ont prls la pelne de s'adresser a nous sont unanl
mes; et cecl quel que solt leur horizon ou leurs tradltlons rel!
gieuses. lls demandent. tous. que nous ne laisslons pas 
s'instal1er, au plus mauvais moment, un vlde·legislatif poten
tiellement destablllsant. Alors, on m'objectera que l'on ne 
veut pas d'un tel article, que c'est trop difficile, que cela va 
soulever trop de controvers.es. Mais. le consensus ne peut 
naitre du silence: au contraire, II se nourrlt Justement de la 
controverse. Et que ce solt dlfficile n'est certainement pas 
une raison de ne pas charger le Conseil..federal de nous pre
parer un article dans Je sens oü je vous le demande. 
Je suls persuadee qua c'est la volonte des Sulsses de defi
nir constitutionnellement les relations entre !'Etat et les com
munautes rellgleuses, et Je vous rappelle que le present 
arrete est soumis a. l'approbatlon du peuple et des cantons 
et qu'un probable refus de l'abrogation pure et simple aurait 
l'effet absolument oppose a celui recherche par la proposi-
tion d'abrogation. • · 
Pour toutes ces ralsons, je vous prle donc instamment de 
transmettre la motion du C.onseil des Etats qui avalt, 
d'ailleurs, a l'epoque, au moment de son depöt, ete accep
tee par le Conseil fäderal. 

Mugny Patrice (G, GE): Quand J'entends ce debat, J'al pres
que envle de commencer mon Intervention en demandant 
s'il exlste en Suisse un perll catholiquel Effectivement, on a 
l'!mpression que, tout a coup, toute une särle d'affaires 
auralent ete terrlbles s'II n'y avalt pas eu cet artlcle. On parle 
de Colre et, taut afalt, Coire a effectivement defraye la chro
nlque avec cet artlcle; mais je ne pense pas qua la chose 
aurait ete pire sans cet artlcle. 
En fait, cette affalre se situe a deux nlveaux. Le premier mani-
festement conceme la perception que l'on peut avoir de 
l'Egli~ catholique romaine, et le second a trait a une lnegalite 
de traltement 
Je vais commencer par le premler niveau. Pour avolr partl
cipe durant des annees aux activites lnstitutlonnelles de 
l'Eglise cathollque, je peux sans hesiter reconnaltre que son 
fonctlonnement lntellectl!el est totalltalre. Heureusement que 
son pouvolr temporal est aujourd'hui presque inslgnlfiant; il 
nous evlte tout rlsque d'une veritable. oppresslon. Et ce ne 
sont pas !es demiers evenements qul vont infirmer ce ]uge
ment: beatlficatlon d'un pape autorltalre et antlsemlte; nou
velle exigence d'exclusion de falt des dlvorces remarles; 
pretentlon une nouvelle fols a detenir seule la verlte, toute la 
verlte, en gros, la voie vers le salut. Bref, II taut avouer que, 
vue de ce polnt de vue-la, cette Egllse n'a plus grand-chose 
a voir avec l'Evanglle et l'amour de l'autre. Et ce ne sont pas 
les dlscoulll souvent alamblques ou soumls des autorltes 
eccleslastiques locales qui sont de nature a nous rassurer. 

. Cela dit, II faut avouer que l'Egllse cathollque romaine, et 
vous le savez, ne detlent pas le monopole de l'arrogance et 
de l'intolerance. On pourralt mAme dlre que,:la plupart du 
temps, la plupart des re!lglons entrafnent malheureusement 
ce genre d'attitude de rejet de l'autre. Ce qul est bien sOr 
consternant dans Ja rpesure ori les religions et les croyants 

pretendent en regle generale Justement etre eA llen avec un 
dleu qul aime les humains. Mais, tant qu'elles respectent les 
lols et les institutlons, !'Etat n'intervient pas dans l'organi
sation interne des autres communautes religleuses. 
J'en arrive au ,deuxleme niveau. Quoi que ron pense donc 
de l'Egllse cathollque, et je crois avolr exprlme mon opinion, 
la communautä des catholiques sulsses est actuellement la 
seule communaute de croyants quf n'a pas le. droit de decl
der en Suisse de son organisatlon. Je connais l'argument 
selon lequel l'Eglise cathollque est aussi un Etat Mals, Jus
tement, la sltuatlon actuelle n'empAche pas l'Etat d'avolr ses 
delegues diplomatiques en Suisse,la nonclature, et donc de 
defendre ainsl sa polltlque dans le monde entler, alors.que 
cet artlcle constitutlonnel concerne l'organisation spirituelle 
et soclale des catholiques. II s'agit d'une veritable dlscrlmi-
natlon. · 
Le groupe ecologiste vous demande avec determlnation de 
blffer cet artlcle constitutlonnel. Je nEI dis j:,as qu'U n'a pas eu 
sa ralson d'etre, c;a remonte quand mAme a. plus de 120 ans, 
mais il n'est plus aujourd'hui qu'un resldu d'une autre epo
que. 
Quant a la proposition de remplacer cet artfcle par un autre 
article de portee plus generale sur 1~ rellgions, je pense 
ql!'on creeralt la un probleme, alors que nous vlvons, en ce 
qul concerne les rapports entre !'Etat et les religlons, une 
situatlon au]ourd'hul plutöt serelne. 

Baader Caspar rv, · BL): Die SVP-Fraktion ist In der Frage der 
Aufhebung des Bistumsartikels gespalten. Daher werde ich 
zuerst die Meinung der klaren Fraktionsmehrheit vortragen -
und Herr Scherer Marcel anschliessend die Position der 
Fraktionsminderheit. · 
Die Mehrheit unserer Fraktion beantragt Ihnen, den Minder
heitsantrag Weyeneth zu unterstiltzen und auf die Vorlage 
nicht einzutreten, d. h., den Bistumsartikel belzubehalten. 
Hauptgrund Ist, dass die Mehrheit der SVP-Fraktlon den. 
Religionsfrieden in diesem Land nicht aufs Spiel setzen will. 
Die vielen ZuschrHten und Stellungnahmen, die wir alle in 
den letzten Tagen zu diesem Thema erhalten haben, mas
sen uns aufhorchen lassen. Namhafte Katholiken, aber auch 
die Römisch-katholische · Zentralkonferenz der Schweiz, 
quasi die Basis der katholischen Kirche, sowie der Schwei
zerische Evangelisc,he Kirchenbund und die Christkatholi
sche Kirche wehren sich gegen die beabsichtigte ersatzlose 
Aufhebung des Bistumsartikels.. · 
Da die Aufhebung eine Verfassungsänderung bedingt und 
damit zwingend eine Volksabstimmung nötig ist, wird nach 
Meinung der Mehrheit unserer Fraktion der rellgl~e Friede in 
diesem Land einer argen Zerreissprobe ausgesetzt werden. 
Der Zeltpunkt filr die Aufhebung des Bistumsartikels Ist nach 
unserer Meinung denkbar ungünstig. Die langjährigen Que
relen um das Bistum Chur, die Frage der Errichtung eines 
Bistums Zürich, vor allem aber auch das Anfang September 
dieses Jahres in Rom vorgestellte Dokument «Dominus Je
sus» - eine BrOsklerung der ökumenischen Bewegung -
wären ein willkommener Nährboden fOr emotionsgeladene, 
unschöne Diskussionen während des Abstimmungskamp
fes. Dies war Ja letztlich auch der Grund, weshalb dieses 
Thema bei der Revision der Bundesverfassung ausgeklam
mert worden i111t. 
Die Mehrheit unserer Fraktion Ist aber auch der Auffassung, 
dass der Bistumsartikel nicht direkt in einem Konnex zur Reli
gionsfreiheit steht, . obschon In den letzten Jahren immer 
.wieder versucht wurde; diesen herzustellen. In Tat und Wahr
heit ist der Bistumsartikel vielmehr Ausfluss der Tatsache, 
dass die katholische Kirche 1m Gegensatz zu den Qbrlgen 
Landeskirchen einen speziellen völkerrechtlichen Status und 
damit mit Ihrer diplomatischen Vertretung Sonderrechte ge
nlesst Die Geschehnisse im Bistum Chur zeigten uns, dass 
die Frage der Bistumseinteilung eng mit der Frage der Bi
schotswahl verknüpft Ist, d. h., dass die Bischöfe ohne Mitent
scheidung der Ortskirche gewählt werden können, solange 
nicht fOr alle BistOmer völkerrechtliche Konkordate mit dem 
Apostolischen Stuhl bestehen. Dies widerspricht der demo-
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kratischen Kultur in diesem Land und . letztlfch auch dern Rat wurde aber von verschiedenen Red.nem erklärt, dass 
Recht auf Selbstbestimmung. ·. ' mit einer Pattlalrevlslon die Frage der Aufhebung des Bis
Im Übrigen hat die Mehrheit· unserer Fraktion auch zur tumsartlkels .möglichst sc.hnell wieder aufgenommen werden 
Kenntnis genommen, dass gemäss einer Studie des lnstiMs solle. Dieses Versprechen gilt es nun einzulösen • 

. fOr Kirchen- und Staatskirchen.recht der l,JnlvEll'Sltät Freiburg Der Blsturnsartlkel richtet sich ·nlcnt riur gegen die. rö.misch~ 
der !3Istumsartikel nicht gegen V~lker- und Staatsrecht ver- katholische Kirche;. :er schränkt auch die Religl.onsfreiheit 
stösst, wie In der Botschaft behauptet wird. Der Artikel muss ein, insbesondere das Recht auf Selbstorganisation. Die 
im Lichte des Vöikerrechtes lediglich als Polizeinorm ausge- Veränderung der BlstOmer Ist .eine rein innerkirchliche An
legt werden. Es besteht daher auch aus diesem Grunde gelegenhelt, Ober die allein dl.e Kirche entscheiden soll. . · 
keine Notwendigkeit, den Bistumsartikel aufzuheben. Die Fölgen der Aufhebung wären, dass, die Bundeskorn- · ' 
.Zur Frage (:)iri'es neuen Religionsartikels: Hier Ist die SVP- petenz fOr. die Genehmigung der Bistumseinteilung der 
Fraktion praktisch elnstiminlg. der Auffassung; dass auf die römisch-katholischen Kirche wegfiele. und.der f-!eillge Stuhl -
Scha,ffung eines speziellen Artikels .verzichtet werden soll die Kirche - selber fOr dje Errichtung oder die Anderung der 
und dieser ke.lne .Dringlichkeit hat. Daher sind wir sowohl ge- · · Bistumsgrenzen zuständig wäre, Praktisch WOrde das heis
gen den ROckweisurmsa11trag Studer t-telner als auch gegen s&n, dass In Zukunft mit Konkordaten oder Staatsverträgen 
die stände rätliche Motion •. Wir sind der . Meinung - wie Obri- Veränderungen. Im 

I 
Bistumsbereich gelöst warden. Der Papst 

gens die SPK des Nationalrates und der Bu.ndesrat -, dass . warde kaum gegen den WIiien-eines Kantons eln.neuss Bis
die Erarbeitung eines Rellglonsartikels zu grossen Prebl$- tum ausrufen; das würde In Verhandlungen mit den betroffe-
men führen warde. · . · nen Kanionen erfolgen. Das · geschah auch .in den neuen 
Für die Mehrheit unserer Fraktion steht der Religionsfriede in Bundesländern bei unserem deutschen Nachbam,so. 
unserem Land im Zentrum. Daher beantrage ich Ihnen. ria- . Indem die. CVP-Fraktlon· die ersatzlose Aufhebung des Bls
mens der Frakllonsmehrhelt, erstens auf ·die Vorlage nicht · tumsartjkels unterstützt, unt~rstatzt sie ebenfalls efnstln,mlg 
einzutreten, zweitens den ROckweisungsantrag Studer Helner .derr Antrag der SPK,. auf ein.an· ReUgionsartikel zu verzieh
abzulehnen und drittens die Motion des Ständerates. nicht zu ten, wie er In einer Motion des Ständerates oder tm Rück-
Oberweisen. · .. welsungsantrag Studer Heiner verl~ngt wlrq. · 

. : . 

Scherer Marcel (V, ZG): Ich vertrete die, Minderheit d~r 
SVP,Fraktlon urid bitte Sie, den Bistumsartikel ersatzlos .auf
zuheben, aiso rilcht Im Sinne von Kollege Studer mit einem 
Religionsartikel zu verknOpfen. Dies mit folgender BegnJn-
dung: · · · 
Der· Bistumsartikel schränkt die Religionsfreiheit erheblich 

·. ein, die In der Bundesv&rfassung ausdrücklich festgesch
rieben ist, und zwar in Artikel 15 Absatz. 2; der besagt: «Jede 
Person hat das Hecht, ihre Re.llgion und Ihre weltanschau
liche Überzeugung frei zu wählen. uhd allein. oder in Gemein
schaft mit anderen zu bekennen." Vor allem schränkt dieser 
Artikel einseitig nur die römisch•kl:l,tholische Kirche ein; er ist 
diskriminierend. Die Einschränkung· richtet sich also.In der 
Auslegung einzig und a.Jleln gegen die katholische Kirche. 

· Der Bistumsartikel Ist völkerrechtswidrig. Er steht In, Wider
spruch zu den Verpfllchtungen, die die Schweiz unter ande- . 

· rem mit. der Europälschtim Menschenrechtskonvention ein~ 
· gegangen Ist. . 1 , · ' 

Mit derJ~eufassung der Bundesverfassung hätte dieser Arti
kel bereits aufgehoben werdeh mossen. Damals hatte man 
Jedoch Angst, das Fuder. würde _Oberladen· und ditll neue, 

Die GrOnde dafOr sind für uns die grossen Probleme, die bei 
der Erarbeitung eines Rellglonsartlkels entstehen. Es sind 
vor allem die unterschiedlichen Vorstellungen bezüglich des
sen, was zur Rellglon gehört, und bezOgllch der grundsätzli
chen Anerkennung der Bedeutung der Rellglon und Ihres 
öffentllchen Charakters. Es sind weiter die unterschiedlichen 
VorstellungenbezOgllch der generellen Norm Ober das Ver• 
hältnls des Staates zu den religiösen Gruppierungen sqwie 
Institutionen uncj bezüglich det Festlegung der Vorausset-

. zungen für die öffentlich-rechtliche Anerkennung VQn Rellgl
onsgetn1:Jlnschaften; -- Oder mQsseri alle Religion$~ .und. 
Glaubensgemelnschaften vef1reten sein? .Wie Ist es mit Psy- · 
cho-Organlsatlanen/ Sekten oder neuen . rellgl(,\sen .Bewe-
gungen? , · . 

, Die Erarbeitung eines Religionsartikels In der Buhdesverfas
sung wü~de mehr Probleme schfl,ffen als lösen. Es würden 
neue Gräben aufgerissen und weit grössere Emotionen ge
weckt· als bei der· ersatzlosen Aufhebung des Bistumsarti-
kels. . . . 
Aus all ·.diesen Granden .unterstOtzt'dle CVP-Fraktlon die 
ersatzlose Aufhebung dieses Artikels •. · 

Bundesverfassung würd& SchHfbruch erleiden. Nun aber, Clna 'Jean~Michel (C, VS);. Die ersatzlose Streichung des 
zwei Jahre später, mOssf!n wir uns dazu bewegen lassen, Bistumsartikels aus der Bundesverfassung Ist mit aller Sach~ 

· dieses letzte historische Oberbleibsel aus der Zelt des Kul- llchkelt und ohne Polemik anzugehen. Es handelt sich urri 
turk$mpfes ersatzlos aus der Verfassung zu streichen. Ich eine konf~lonelle Ausnahmebestimmung aus den Zelten 

· selbst empfinde Artikel 72 Absatz 3 der Bundesverfassung des Kulturkampfes, notabe.ne aus dern Jahre 1874, die Ihre 
als Schmach und als IJnterdrQckurig. Das spürt man auch . DaselnsbElrechtlgung in der heutigen Zeit vollend$. verloren 
aus den Briefen· heraus, die fast ausschUessllc;h aus retor- · hat und deren ertJatzlose Streichung Oberfälllg Ist- eigent~ 
.mlerten·Krelsen kamen und das Anliegen beinhalteten, alte llch eine reine Formalität. Im Gegenzug kann dte·kathollsche 
PfrOnden.zu sichern. ' · Kirche nicht ein .Hellsm1;mopol bzw. die Allelnsellgmachung 
Stimmen Sie also der ersatzlosenAufheburig der besagten fOr sich beanspruchen. Die Gegner der ersatzloseri.Strei-

. Bestimmung im Sinne der Religionsfreiheit und des Rellgl~ chung des Blstu~lkels können sich aucn nicht darauf 
onsfriedens zu. • berufen, dass sich die katholisi::he Kirche heute als potenzl-

eller Unruheherd darstellen wQrde. · Kirchen mit einer Bis
tumsverfassung stellen somit per se keine Gefahr fOr die 

Eberhard Tonl (C, SZ): .Die CVP~Fraktlon unterstOtzt. einstlm• · öffentliche Sicherheit dar. Jede andere Sicht wäre pelemlsch 
mlg den Antrag der Mehrheit der SPK;. also.· die ersatzlose• und popullstisch. ·. . . . . . . 
Aufhebung des Bistumsartikels in der Bund~verfassung. • Diese Klarstellung soll ein AppeU an d~ Verantwortungsbe-
Warum untei'stotzen wir die.Aufhebung des .Bistumsartikels? wusstseln und an eile Vernunft der BefOrworter und der Geg- · 
Der. Bistumsartikel Ist die letzte konfessionelle Ausnahme- ner der ersatzlosen Streichung sein. Es liegt ari uns allen, 
bestlmmung In der Bundesverfassung. Sie. fst einzig gegen vor allem an. den klrchllchen Organisationen, keinen sJnnlo• 
die römisch-katholische Kirche gerichtet und diskriminiert sen Streit und später dann keinen unn6tlgen Abstimmungs. 
damit .eine ganze Bevölkerungsgruppe. Seit 1874.sleht diese karnpf anzuzetteln und damit den religiösen Frieden !n der 
Bestimmung vor, dass BlstQmer nur·mIt,Genehmlgllf'lg des S,chwe1z·nIcht zu gefährden. . . . 
Bundes errichtet werden dOrfen. Die Aufhebung . wurde Nicht die ersatzlose Streichung dieses Artikels gefährdet . 
bereits bei der Beratung der neuen Bundesverfassung dls- den religiösen Frieden., sondern das, was Insbesondere die 
kutiert, dann aber zurQckgestellt, weil man die Revision der kirchlichen Organisationen da!iius machen. könnten. In den 
Bundesverfassung nicht gefährden wollte. Hier in diesem letzten Tagen· .. konnten wir Parlamentarier ·einen· ersten 

, ' ' . ,. 
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Eindruck davon gewinnen; wir erinnern uns an die vielen 
Appelle und Schreiben. 
Das Institut tor Kirchen- und Staatskirchenrecht der Univer
sität Freiburg bezeichnet die vorliegende, zu streichende 
Vorschrift als so genannte religlonspollzei!lche Vorschrift. 
Schon diese l'3ezeichnung sagt mehr als. tausend Worte und 
begründet für sich alleine schon dle ersatzlose Streichung 
dieses Artikels. Die öffentliche Ordnung w.lrd durch die beste
henden und etablierten Kirchen mit einer episkopalen Verlas• 
sung nicht gefährdet. Solche Gefahren könnten höchstens 
von neuen religiösen oder rellgionsähnllchen Gemeinschaf
ten ausgehen. Artikel 72 Absatz 2 der Bundesverfassung 
würde aber für diesen Fall genügen, können doch gestützt 
auf diese Vorschrift die erforderlichen Massnahmen zur Wah· 
rung des öffentlichen Friedens getroffen werden. 
Den Bistumsartikel braucht es nicht. Artikel 72.Absatz 2 der 
Bundesverfassung lautet wie folgt; «Bund und Kantone kön
nen im Rahmen ihrer Zuständigkeit Massnahmen treffen zur 
Wahrung des öffentlichen Friedens zwischen den. Ange
hörigen der verschiedenen Rel!gionsgemeinschaften.» Die
ser Absatz wird nicht gestrichen und nimmt die Sorgen von 
Herrn Kollege Weyeneth u~ anderen Votanten auf. 
Wer im Übtlgen Immer noch meint, mit dem so genannten 
Bistumsartikel könnten problematlsche personelle Beset
zungen In den Bistümern verhindert werden, der irrt sich. Die 
Geschichte hat uns, wie wir alle wissen, eines anderen be
lehrt. Es macht staatspolitisch wenig Sinn, staatliche Macht 
zu begründen und einzusetzen, um allfällige Fehlleistungen 
organisatorischer oder. personeller Art Innerhalb einer für 
sich autonomen Religionsgemeinschaft zu beheben. Die Be• 
seitigung dieser Mängel liegt In der ureigenen Kompetenz 
der betreffenden emeinschaften und damit Ihrer 
Mitglieder, ohne auf das Druckmittel einer staatli-
chen Macht zurückgegriffen werden muss. Das Selbstbe
stlmmungsrecht der ReHglonsgemeinschaften in Fragen der 
lnnerk(rchllchen Organisation gilt es zu wahren. 
Die Streichung des Bistumsartikels darf auch nicht als Vehikel 
für die Schaffung eines so genannten Religionsartikels miss• 
braucht werden. Das eine hat mit dem anderen nichts zu 
tun, und die beiden Anllegen sind klar vonelnander·zu tren
nen. Dabei sind sich überdies alle einig, dass es In der heuti
gen mult!rellgiösen Gesellschaft ein wahrllch schwieriges, ja 
wohl unmögllches Unterfangen sein wird, einen derartigen 
Verfassungsartikel zu entwerfen. Trotzdem wehre Ich mich 
nicht von vornherein gegen einen derartigen Versuch. Er Ist 
aber gewiss nicht an die Streichung des Bistumsartikels zu 
koppeln. 
Im Licht dieser AusfOhrungen ·ersuche Ich Sie, auch in 
Namen der CVP.-Fraktlon, auf die Vorlage mit dem Ziel der 
ersatzlosen Streichung des Bistumsartikels einzutreten, die 
Motion des. Ständerates und ebenso den Rückweisungsan
trag abzulehnen -:- nicht ohne wohlweislich daran zu erin
nern, dass kein Anlass besteht, die Emotionen zu schüren 
und einen unverantwortlichen Streit bzw. später einen .un
begründeten Abstlmmungskampf vom Zaun zu brechen. 

Vollmer Peter (S, BE): Die SP-Fraktion Ist klar und vorbehalt
los für die Aufhebung und ersatzlose Streichung des Bistums
artikels. Wir sehen 01:lerhaupt keine Gründe - weder 
verfassungsrechtliche ·no.ch historische oder politisch-praktl• 
sehe -, die die Aufrechterhaltung dieses Verfassungsartikels 
. noch rechtfertigen könnten. 
Wir. mQssten vielleicht eine Diskussion darQber führen, In 
welcher Verfassung unsere Gesellschaft Ist und In welcher 
Verfassung unsere polmsche Kultur Ist, dass wir heute wie
der eine derartige Diskussion Ober die Frage der Aufhebung 
dieses Artikels führen müssen. 
FOr uns stellt sich. eigentlich die Frage, weshalb rnan die 
Streichung dieses längst überholten und In keiner Welse be
rechtigten B!stumsartik_els nicht schon früher vorgenommen 
hat. 
Eigentlich wäre es ja wirklich ein klassisches Anliegen der 
Nachführungsvorlage der Bundesverfassung gewesen, 
diese Sache zu bereinigen. Aber wi.r wissen es: Der damals 

zuständige Bundesrat Koller wehrte sich dagegen, wie er 
nur konnte, weil er fürchtete, diese Streichung könnte politi
sche Widerstände hervorrufen. Sein politisches Konzept war 
es ja, alle politisch brisanten Fragen möglichst von sich weg 
zu schieben, mOgllchst nichts anzufassen, möglichst die 
Auseinandersetzung damit zu verhindern. Heute haben wir 
verschiedene Altlasten in diesem Bereich, die wir nun mit 

ausräumen müssen. Es gäbe noch andere, 
Beispiel man hier erwähnen könnte. 
Die SP-Fraktion ist aber ebenso klar gegen eine Verknilpfung 
der Streichung des B.lstumsartikels mit der Schaffung eines 
neuen Reßglonsartlkels In der Bundesverfassung. 
Die Diskussion Ober einen neuen Religlonsartikel wäre - ich 
kann das ein bisschen -überspitzt sagen - ein Signal, nach 
dem Motto .;Bühne frei!», für sämtliche Fundamentalisten 
und Sektierer auch in diesem Rat, um unsere gesellschatts
polltlsche Diskussion mit ihrem Fundamentalismus zu .ver
einnahmen, Das Ist das_Letzte, was wir brauchen. Deshalb 
meinen wir auch, dass es von der SPK und vom Bundesraf 
klug. war, zu sagen, sie seien für eine vorbehaltlose Strei
chung des Bistumsartikels und es brauche keinen Religions
artikel. 
Wir werden seit einiger Zeit mit Post, mit Briefen von Leu~ 
ten -- ich WOrde einmal sagen - aus rellgionspolltisch auch 
eher vernünftigen Milieus in diesem Land bombardiert. Sle 
bitten uns jetzt· ebenfalls darum, bezüglich der Frage des 
Blstumsartlkels vorsichtig zu sein. Denn sls haben Angst, es 
könnte eine politische Diskussion entstehen, die man . dann 
offenbar nicht mehr kontrollleren könnte. Sie fürchten auch, 
dass sich in den innerkirchlichen katholischen Diskussionen 

· neue Belastungen abzeichnen könnten. _ 
Aber wenn wir in dieser bestimmten Sache eine klare Auffas
sung vertreten, wäre es ein völlig falsches Rezept, nun die 
Streichung wieder vor uns her zu schieben und zu meinen, 
es gäbe dann irgendwann einen nächstmöglichen geeigneten 
Zeitpunkt, um diese Bereinigung vorzunehmen. Es könnte ja 
auch sein, dass diese fundamentallstlsch-religlösen Milieus 
In den nächsten Jahren vielleicht sogar noch an Boden, an 
Terrain, gewännen und uns dann nochmals eine gesell
schaftspolitische Diskussion In einer Art und Welse auf
pfropften, die wir gar nicht. brauchen; Ich habe es bereits 
gesagt. 
Aus all diesen Gründen kommt die SP-Fraktlon ganz klar ·zur 
Auffassung, es wäre widersprüchlich, Jetzt aus Angst vor ei
ner politischen Debatte diese Reform nicht anzugehen und 
sie dann verknQpft mit einem Religionsartikel anzugehen. 
Ich glaube, wer so argumentiert, stellt sich selber eine Falle; 
er ist selber dafür verantwortiich, dass auch in diesen Inner
kirchlichen Diskussionen die Stimmen der Vernunft, auch die 
stimmen der Aufklärung Immer weniger Platz haben. 
Die SP-Fraktlon bittat Sie deshalb •inständig und ganz klar, 
vorbehaltlos der Streichung des Bistumsartikels zuzustim
men. Es entspricht auch unserem -- Ich sage es ausdnlck
llch - liberalen Staatsverständnis, dass wir hier diese Be
reinigung . vornehmen und dass wir vom Staat uns nicht 
durch lnnerklrchllche Positionskämpfe vereinnahmen lassen. 
Diese Damen und Herren sollen diese Positionskämpfe In
nerhalb ihrer Kirchen austragen und sollen unsere politi-
schen Diskussionen nicht damit belasten. · 
In dem Sinn bitten wir Sie, hier klar der Mehrheit der SPK 
zuzustimmen. 

Waber Christian (E, BE): Ich möchte mich gegen dieses Vo
tum von Herrn Vollmer verwahren, In.dem er ganz klar die 
Fundamentalisten in diesem Parlament ausgrenzen will. Wir 
haben eine Bundesverfassung, die mit «Im Namen Gottes 
des Allmächtigen!" beginnt. Wenn Herr Vollmer dieses Fun
(lament meint, dann bin lc.h der Überzeugung, dass er das 
richtige meint. Aber wir müssen damit aufhören, hier. immer 

. wieder zu polarisieren und Schuld zuzuschieben. Ich habe 
mich bemüht, In meinem Votum ganz klar darauf hinzuwei
sen und klar zu sein. Wenn Sie von der SP-Fraktlon schon 
sagen, es sei «glasklar», dann möchte ich doch darauf hin
weisen, dass man endlich einmal damit aufhören sollte, 
Immer wieder die funaamentallstische Ecke anzuschwärzen. 
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Beck Serge (l, VD), poµr la commlsslon: Nous l'avo_ns dlt, · Noch eine Bemerkung zu Herrn Waber: Er hat sich über die 
npus ne pouvons nous baser sur des falts qul ont 120 ans ... , . Diskriminierung beklagt, der Freikirchen unterliegen. lqh 
l'expulsion du vicaire Mermlllod de GEmsve - pour apprecler _glaube, in der. Diskriminierung gibt es keine Gieichbehand• 

. une sltuation a~eUe, pas plu$ qua, dans un juridisme aiam~ lung. · Wenn es schori Öiskrimlnierungen. gibt. gilt es, sie 
bique, nous ne pouyons considerer qua !'Etat du Vatican Obefall auszumerzen: Aber .man kann nicht die Gleich-
cree des legations au travers des evllches pulsque, sl ron behandlung in der Diskriminierung verlangen. · • · 
vouJalt appliquer rigoureusement ce rais9nnement. · l'on de- l.ch · bitte Sie,· den Anträgen der · Kommissionsmehrheit zu
v1alt lnterdlre aux compagnles aerlennes etrangsres det&;-. zustimmen. 
nues par des Etats de creer des representations dans notre 
· pays. Cela n'.est pas tres serieux. II conV!ent de rappel.er que 

· l'Egiise ea.tholique romaine, i::omme tous las autres · mouve- Metzler .. Ruth, Bundesrätin: 8\iit 1964 haben aine ganze 
ments rellgleux, dans ieur hlera.rchle et au suJet de leurs Reihe von parlamentarischen Vorstössen die e.rsatzlose Auf-
membres, sont soumis ä la juridlctlon sulsse cqrnme n'im- hebung des Bistumsartikels verlangt. Der Bundesrat hat 
porte quelle assoplatlon. · · . , ' . diese Vorst()sse stets vorbehaltlos unterstützt. Das Anliegen 
Nous avons lönguement fi!Xpliqlie las difflcultes et las, lncon- . sollte im Rahmen der Verfassungsreform verwirklicht wer
venients d'un article· coristltutlonnel federal. Je crois qua las den. Bei der Beratung der neuen Bundesverfassung hat.die 
questlons spirituelles ne se lalssent pas facilement enfermer. Bundesversammlung aber. beschlossen, darauf zu verzii::n• 
dans des princlpes ou des textes legislatlfs. Je dols par con- tEin, weil dies den Rahmen der NachfOhrung des'geltenden 
tre infirmer une afflrmatron de.1~ personne qul est intervenue . Re9htes gesprengt hätte. Doch wurde In beiden. Räten und 
tout a !'heure pour parler de restrictlon. dans l'exerclce des auch vom Vertreter des'Bundesrates dl~ Zusicherung abge
droits religieux q1.1i seralt appliquee dans certains cantons. geben, dass diese letzte konfessionelle Ausnahinebestlm• 
Je crols que cela n'ast pas conforme a la .. verite. 11 Y a des mung so rasch als möglich mit• einer ; Partialrevislon der 
exigences qul sont appllquees ä l'ensemble des communau~ neuen . Bundesverfassung aufgehoben, werden solle. Die 
tes religleuses·comme aux a:utres associations et, parfois, Parlamentarische .Initiative der SPK Ihres Rates löst .nun 
dans le cadre qes competences cantonales des. statuts .de- . diese zuslcherul'\g ·ein. Sie beantragt die ersatzlose Aufhe
mocratlquement mis eri place qul reconnalssent certalnes bung des Bistumsartlkels. Der Bundesrat unterstützt diesen 
communautes, les chargent de missions legales et las sou- Antra~ ohne Vorbehalte. Die Gründe sind die gleichen, die 
tlennent en-c:onsequence. Dans ce domaln1:1, l'egallte insti- auch die Kommission In Ihrem. Bericht anfahrt: 
tuee en doctrine n'est pas plus adequate dans les questlons 1. Der· Bistumsartikel schränkt die Glaubens- und Gewls-
rellgleuses que dans d'autres domalnes. sensfrelheit gemäss Artikel 15 der Bundesverfassung ein .• Er: 
A Mme, Polla, falmefals reafflrmer qu'll n'y a pas· de vlde le- schränkt das Recht, der römisch-katholischen Kirche auf · 
gislatif, puisque las cantom1, plus proches des citoyens et de ! freie Selbstorganisation und Selbstbestimmung ~In. · 
leurs senslbllites splritµelles, reglent deJa las questlons rell- 2. Der Bistumsartikel diskriminiert die römlsch,kathollsche 
gieuses de manlere mesuree et non llberticide, a ·satisfactlon Kirche .und verfetzt damit die R8Chtsgleichheit. Der Bistums-
de la largelnajorite de nos concitoyens. · . artlkei als konfessionelle Ausnahmebestimmung von 1874 
Mais surtout„ J'almerals vous inviter ä ne pas Jouer. avec le war Ja nur gegen die römisch-katholische Kirche gerichtet 
feu. Ne mettons pas en evidence las soubresauts doctrlnal- 3, Der Bistumsartikel Ist ohne jeden zwe~l völkE;'lrrechtswld
res recents de l'Egllse i:athollque romalne alcirs qu'elle est , rlg. Er verst6s$t ge9en das Grundrecht der Rellgion$1heit, 
entree avec las aut\'es Egllses, y comprls las Egllses refor- das zu schlltzen wir uns mit dem Beitritt zur europäischen 
mees, dans une' tlvolutiori generale .vers davantage 98 Menschenrechtskonventioni und zum lntemationc1len Pakt 
transparence, de debat crltlque avec l'ensemble des fideles. über bürgerliche Uf!d • politische Rechte verpflichtet haben. 
Je ne peux donc que vous lnvlter a sulvre la, majorite de la Danach mpssen wir die Religionsfreiheit In rechtsglelcher 
commisslon et a abrciger purement et. slmplement cet artlcle, Welse gewährleisten, wnd Jn der · Rellglonsfr'elhelt elnge
sans rnesure de substltutlon. . · ' · : · · schl<>ssen· Ist das Recht der Religionsgemeinschaften auf 

freie Selbstorganisation Und~ Selbstbestimmung. lciil welss, 
Janlak Claude. (S, BL.), fOr die Kommission: Ich kann als Fa- dass dieses Juristische Argument nicht unbedingt gerne ge
zit dieser Dlskusslonfeststeßen: AUe Hier Im Saal sind der Auf- hört wird, und trotzdem muss es explizit erwähnt we,-Qen, 
fassung, ~ von der Sache herauf diesen Artikel verzichtet d.enn auch das gehört zu unserer ijundesverlassun~, und 
werden kanrr. Das hat auch Herr Studer Heiner explizit sb ge- der Bundesrat hat das .schon Immer betont Nach beiden 
sagt. . . · . · .· . völkerrechtlichen lnswmenten darf die Religionsfreiheit nur 
. Es gibt - fllr die einen -- die VerknOpfung mit dem Religlom~- eing~ränkt werden, wenn dies zum Schutz der öffentll
artlkel. Pie andern meinen, der 4eitpunkt sei nicht geeignet, chen Sicherheit notwendig Ist~ Der Blstumsartlkel hingegen 
In eine Volksabstimmung zu.gehen •. lch glaube, es liegt an verletzt die Rechtsgleichheit und schränkt die Rellglons'frel,. 

· uns, an, den Polltlkerlnnen und Politlkem, In einem solchen halt ein, obwohl dies In keiner Welse durch ein OffenUlches 
Abstimmungskampf dafür zu sorgen, dass nlcht Öl Ins Feuer Sicherheitsinteresse geboten Ist . . · 
gegossen wird. Das liegt an uns und vor allem auch an den Es wäre absurd Zll .behaupten, .Kirchen mit Blstumsverfas-
beteillgten Kirchen. . ' · sungen stellten eine Gefahr fOr die .öffentliche Sicherheit dar. . 
Ich möchte noch etwa$ zu Herrn- Studer sagen. Er hat ver- Wer trotzdem glaubt,. der Bistumsartikel sei zur Abwehr von 
langt, dass etwas Positives In ,die Verfassung kommt und. Gefahren fOr .die öffentliche Sicherheit gerechtfertigt, öffnet 
dass die Kirchen um eine artikel ringen. Meines die Tore fQr Forderungen nach anderen religiösen Sonder-
Erachtens h~t er .sich. die alb etwas ·zu einfach bestlmmungen. Gerade das schlagen die beiden Freiburger 
gemacht, weil er nur die chrisjlichen Kirchen angesprochen Rechtshlstori!<er In Ihrer Studie vor. Da der religiöse Friede 
hat: Nur sie mQssten siCrh zusammensetzen, um el.nen sol- heute eher durch. neue rellglös1;1 B~egungen • durch Kir
chen Artikel zu formulieren. chen mit Bistumsverfassungen gefährdet sei, verlangen sie, 
Da Hegt ja gerade die Krux: Wir. mQssen alle Glaubensge- dass der Bund Ober eine allgemelne Polizeinorm verfOgt, 
r:nelnschaften gl~ich behandeln. Und da sind die Probleme . welche auf alle Rellglonsgemelnschaften,,anwendbar Ist. 
der Abgrenzung ,offensichtlich, .allein i;chon zwischen den. Doch Artikel 72.Absatz-2 unserer Bundesverfassung räumt 
christlichen Kirchen, aber auch' zum Judentum, zum Islam · Bund und Kantonen bereits .die notwendigen pollzelllchen 
und, zu anderen Gemeinschaften, die sich als Rellglonsge- . K9mpetenzen ein .;.. Ich verzichte darauf; diesen Artikel noch 
melnschaften verstehen. · einmal zu zitieren, Herr Clna hat es bereits getan. Was wir in 
Wegen des Prinzips, dass.die Kantont ror die Beziehungen Artikel 72 Absatz 2 de.r Bundesverfassung haben, ist völlig 
zwischen Kirche und Staat zuständig sind, können wir den ausreichend •. Wir brauchen' Qazu keinen Bistumsartikel. und 
Kar;,tonen nicht einfach vorschreiben, unter welchen Bedin- keine zusätzliche pollzeilJche Sonderbestimmung. Wir wollen 
gungen sie öffentlich-rechtliche Anerkennungen aussprechen. und brauchen keinen religiösen Polizeistaat. 

' " " ' ' " 
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In den Beratungen wurde gesagt, dass auch katholische 
Kreise gegen eine ersatzlose Aufhebung des Bistumsartikels 
seien. Sie meinen, mit diesem Faustpfand grössere Mitspra• 
cherechte bei 'der Wahl von Bischöfen und der Festlegung 
von Bistumsgrenzen aushandeln zu können. Dazu muss Ich 
ganz klar festhalten, dass es nicht Aufgabe des Bundes Ist, 
sich ih die innerkirchliche. Organisation einer Religions
,gemeinschaft einzumischen, erst recht nicht mlt einer Ver
fassungsbestimmung, die ein Grundrecht verletzt. Der Bund 
hat sich grundsätzlich aus innerkirchlichen Streitereien her
auszuhalten. · Sollte der unrealistische Fall eintreten, dass 
dadurch der religiöse Friede gestört warde, so könnten Bund 
und Kantone eben gerade gestützt auf Artikel 72 Absatz 2 
der Bundesverfassung die nötigen Massnahmen treffen. Es 
ist nicht einzusehen, was eine Bischofswahl mit del') im Bis
tumsartikel verankerten Bistumsgrenzen zu tun hat. 
Lassen Sie mich auch noch kurz einige Worte zu «Dominus 
Jesus» sagen. Die Erldärung «Dominus Jesus» ist ein theo
logisches Dokument, das die Ökumene zweifellos belasten 
könnte. Es Ist aber in der Tat schwierig, einen direkten ZU
sammenhang zwischen der genannten Erklärung und dem 
Bistumsartikel zu sehen. Wer mit Kritik an dieser Erklärung 
die Beibehaltung des Bistumsartikels verlangt, fordert Im 
Grunde nichts anderes als die Diskriminierung einer Kirche 
auf von theologischen Aussagen. Das wäre mit der 
R nsfreihelt nicht zu vereinbaren. Aus politischer Sicht 
ändert die Erklärung nichts an der Ausgangslage zum Bis~ , 
turnsartlkel. Die Bestimmung Ist staatspolitisch nicht haltbar, 

• weil sie ein Grundrecht und völkerrechtliche Verpflichtungen 
verletzt. Die Aufhebung dieser Bestimmung wurde Immer 
auf die Totalrevlslon der Bundesverfassung verschoben. 
Während den Beratungen zur neuen Bundesverfassung 
wurde sie dann beibehalten und die Aufhebung auf eine 
separate Teilrevision v~rschoben. Als Voraussetzung fOr 
diese Teilrevision hat damals .niemand ein theologisches 
Wohlverhalten der römisch-katholischen Kirche genannt. 
Es wurde auch noch angesproc)len, dass lm'Abstlinmungs
kampf der Rellgionsfrlede gefährdet sein könnte. Die Ab
schaffung des Bistumsartikels richtet sich. nicht gegen eine 
Konfession, stärkt auch nicht eine bestimmte Kirche, die 
Abschaffung dieses Blstumsartlkels berührt niemanden In 
seinen Rechten. Es geht insbesondere darum, dass die poll~ 
tischen Exponenten in einem Abstimmungskampf auch die 
entsprechende Verantwortung wahrnehmen und sich auf 
einer Ebene sachlicher Diskussion befinden und nicht eine· 

· lnterklrchllche Diskussion auslösen. 
Der Bundesrat tellt auch die Bedenken Ihrer Kommission be
züglich der Motion des Ständerates, die verlangt. einen all· 
gemeinen Religlonsartlkel zu erarbeiten und erst dann den 
Bistumsartikel aufzuheben. Wie Ihre Kommission zieht der 
'Bundesrat eine ersatzlose Aufhebung des Bistumsartikels 
vor und lehnt .somit auch den ROckwelsungsantrag studer 
Helner ab. Nur weil diese Option nicht mehr zur Dlskussfon 
stand, hatte der Bundesrat In seiner schriftlichen stellung
nahme - .. faute de mleux» - die Annahme der Motion bea~ 
tragt, weil sie ebenfalls die Aufhebung des Bistumsartikels 
verlangte, aber Ober den äusserst problematischen Umweg 
eines allgemeinen Religionsartikels. 
Als im Ständerat wieder der Antrag auf ersatzlose Auf
hebung des Bistumsartikels gestellt wurde, unierstotzte Ich 
diesen im Namen des Bundesrates. Ich habe schon im stän
derat und dann auch in der Kommlssion Ihres Rates auf die 
grossen Probleme hlngewiesen,•die sich bei der Erarbeitung 
eines Religionsartikels unweigerlich stellen werden. Der Be
richt Ihrer Kommission stellt diese Probleme zutreffend dar. 
Auch nach zweimaliger Anhörung der BefQrworter eines all
gemeinen Rellglonsartikels Ist es nach wie vor nicht klar, wie 
ein konsensfähiger - ich betone: ein konsensfähiger - Reli
gionsartikel ausgestaltet sein masste. Dle verschiedenen 
Forderungen, die vorgetragen worden sind, warden massiv 
In die Zuständigkeiten der Kantone und in die Organisations
autonomie der .Kirchen und Glaubensgemeinschaften ein
greifen. Ausserdem würden bei der Erarbeitung eines 
solchen Religionsartikels neue Schwierigkeiten entstehen. 
Denken Sie an die Probleme der Sekten, der neuen religlö-

sen Bewegungen, der Psycho-Organisatlonen, der Sonder
friedhöfe für gewisse Glaubensgemeinschaften oder· der 
r~ligiösen Symbole In der Öffentlichkeit. All diese Probleme 
konnten bisher im Einzelfall durch Auslegung der Glaubens-
und Gewissensfreiheit oder durch kantonales Recht befriedl• 
gend gelöst werden. Es kann und soll nicht Aufgabe der 
Bundesverfas~ung sein, diese Probleme zu regeln. 
Die Erarbeitung eines Rellglonsartlkels birgt die Gefahr in 
sich, dass Konflikte und Animositäten zwischen den Reli
gions- und Glaubensgemeinschaften geweckt werden kön
nten. Die Toleranz zwischen den verschiedenen Religions
und Glaubensgemeinschaften stellt heute Im täglichen Zu
sammenleben kein Problem dar. Die Diskussionen um einen 
Religlonsartlkel könnten der gelebten Ökumene und Tole
ranz schaden. 
Aus all,diesen Gründen beantragt Ihnen der Bundesrat, der 
Mehrheit Ihrer Kommission zu folgen, den Bistumsartikel 
ersatzlos aufzuheben und die Motion des ständerates Ober 
einen Religionsartikel abzulehnen. 

Abstimmung....: Vote 
Fur Eintreten ..•. 140 stimmen 
Dagegen .... 28 stimmen 

Präsident (Seller Hanspeter, Präsident): Wir stimmen nun 
Ober den Rückweisungsantrag Studer Helner ab. 

Abstimmung - Vote 
FQr den Antrag Studer Helner .... 11 Stimmen 
Dagegen ...• 160 Stimmen 

1. Bundesbeschluss über die. Aufhebung der Genehml• 
gungspflicht fQr die Errichtung von Blstilmem 
1. Arrete federal portant abrogatlon de la dlsposltlon 
constltutlonnelle soumettant l'erection des· eveches a 
l'approbatlon de la Confederatlon 

Detallberatung - Examen de dtifall 

Titel und Ingress, :ztff. 1, II 
Antrag der Kommission: BBI 

Titre et preambule, eh. 1, II 
Proposition de la commisslon: FF 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur rensemble 
(namentnch - nomlnatlf: Bellaqe - Annexe 00.415/829) 
Far Annahme des Entwurfes ..•. 140 Stimmen 
Dagegen .... 30 Stimmen 

2. Verordnung der Bundesversammlung Ober die Aufhe
bung des Bundesbeschlusses betreffend die Lostren
nung schweizerischer Landestelle vqn auswärtigen 
Bistumsverbinden 
2. Ordonnance de I' Assemblee federale portant abroga
tlon de l'arrete federal concemant la separatlon de par• 
tles du territolre sulsse d'avec des dloceses etnmgers 

Detailberatung - Examen de dstall 

Titel und Ingress, Zlff. 1, II 
Antrag der Kommission: BBI 

,ntre et preambule, eh. 1, II 
· Proposition de Ja commlssion: FF 

Angenommen -Adopte 

Gesamtsbstimmung - Vote sur l'ensemble • 
(namentlich - nomlnatlf: Beilage - Annexe 00.415/830) 
Für Annahme des Entwurfes .... 138 Stimmen 
Dagegen .... 14 stimmen 

Bußetln offlclel de r Assemblee fad6rale 
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. Parlamentarische Initiative 
·sPK-NR. . 
A~fhebung . . 
des Bistumsartikels 
(Art. 72 Abs~ 3 BV) 
Initiative parlemen~ire 
CIP-CN. 
Abrogation , 
de l'article sur les eveches 
.(art. 72 al. 3 cst.) . 

• ber 1999. Damals entschied unser Rat, einer Mehrheit d·er 
· Kammlssion folgend, mit 20 .zu 18 Stimmen - also ebenfalls 
. recht knapp -:-, den Bistumsartikel · nicht eJ'l!atzlos zu strei• 

chen, sondern Ihn durch einen Rellgionsartlkel · abzulösen, 
durch .welchen die allgemeinen. Grundsätze der Bezlehun- , 
gen zwischen dem Staat und den·Rellgfonsgenieinschaften• 
zu regeln wären. . 
Heute beantragt lhnen·dle Kommission !fllt 9 zu O Stimmen 
bei 2 t:nthaltungen, den Bif;tumsartikel oder, genauer ge
sagt, den Bistumsabsatz. - Artikel. 72 Absatz 3 - ersatzlos zu · 
streichen, sich mithin dem Nationalrat .anzuschliessen. Die 
folgenden rechtlichen und vor allem. polltlschen Überleglin-. 
gen veranlassten die Kommission, Ihnen diesen Antrag zu 
stellen: · · , · · , · . · 
In .rechtllcJier, Hinsicht liegt die Argumentation , längst auf 
dem.Tlsrih; ich kann·mlch kurz faissen. Es gibtdre( Grunde: 
1.. zunächst verletzt der Blstumsartikel d.le In Artikel .15 der 
neuen Bundesverfassung veraril<erte ReUglonsfrelhelt Diese 
steht nicht nur den natQrflchM, sondern auch den als Juristi
sche Personen ausgestalteten Religionsgemeinschaften zu 
und ertaubt diesen· insbesondere, Ihre interne Organisation 
nach eigenem Gutdürikel'! :zu regeln •. Die Errichttuig von Bis
tümern und deren allfällige Gebletsär;iderungen gehören 

' ohne. zweifel zu dieser Organisationsautonomie. Artikel 72 
Absatz ,3 der. Bundesv~rfassung stellt daher einen klaren 
· Eingriff In die Freiheit der Selbstorganisation und in die 
Selbstb,estimmung der Kirchen dar, für welchen es keine 
vernünftige und haltbare Begründung gibt. · 
ln diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, 
· dass diese korporative· Rellglonsfrel~elt Im Rahmen, der To
talrevision der Bunqesveffassung sowohl In der ,Botschaft. 
des Bundesrates wie auch Im Rahmen der Beratungen In 
den Räten zum Ausdrucl< gekommen. Ist. . . . 
2. Sodann ist der Blst1.1msartlkel diskriminierend und verletzt 
daher die Rechtsgleichheit Natürlich gllt er theoretisch fOr · 
alle so genannt episkopal organisierten Kirchen, in. der Pra
xis richtet er sich aber einzig gegen die römisch-katholische 
Kirche. . · ..... ·.. , . . 
3. Schllesslich verst~~t der Bistumsartikel gegen Völker
recht, nämlich insofern, als er Im Widerspruch zu den Inter
nationalen Verpflichtungen steht. "".eiche die Schweiz mit der, 
Europäischen.•. Menschenrechtsl<onventlon, aber auch mit 
dem Internationalen Pakt Ober bOrgerllche' und politische 
Rechte eing~angen ist . Zweitrat- Deuxieme· Conseil . 

Elnrelchi.ingsdatum 2s.g5,00 
' Date de depöt l/5 05 00 

Bericht SPK-NR 25;05.00 (BBI 2000 4038) 
Rapport CIP-CN 25.05 .• 00 (FF 2000 3719) 
StellungnQlimEl dEIS BundElsral!)s 13.09.00.(BBI 2000 5.581) 
Avis du Consellfederal 13.09.00(FF20005159) · 
Nallonalral/ConsaD · national 'Zl .09.00 (Erstrat - Premier Consel~ 
Ständeral/Consell des Elats 28, 1 1.00 (Zweitrat ~ OellXläme Consell) 
N~tlonalral/ConseD nallonal.15.12 .. 00 (Sch!Ussabstlmmung- Vota final) 

, GestQ.tten Sie· mir, dass Ich zym Arg4ment der Völkerrechts
wldrlgkelt noch etwas ergänzende Ausführungen mache, 
.nachdem Ja eine vor kurzem erschienene Studie des Institu
tes für Kirchenrecht urid Staatskirchenrecht der Universität 
Freiburg zur Auffassung gelangt ist, aus det Sicht des. Völ• 
kerrechtes bestehe keine Notwendigkeit, den Blsturnsartll<el 
aus der Verfassung zu 'streichen. Hlng,egen müsse diese Be

. stlmmung Im Lichte das Völkerrechtes einschränkend aus-

. S!Anderal/Consell dEls Etats 15.12.00 (Schlussabstlmmur:ig - Vo,te final) . 

lnderkum Hanshelri (C, UR), für die Kommission: Die Auf
hebung des Blstums.artikels '."'.· bzw. die Frage, .auf welchem 
Wege diese gegebenenfalls erfolgen soll - hat diesen Rat 

. bekanntlich schon wlederholtbeschäftlgt Einige wenige von · 
' Ihnen werden sich noch an die Parlamentarische lnlt~tlve 

Huber erinnem, mit welcher die ersatzlose Streichung des 
ehemaligen Artikels 50 Absatz 4 der Bundesverfassun~ 
verlangt wurde und welcher am ,12. Juni 1995 mit 18 zu 
16 Stimmen recht l(napp Folge gegeben wurde. Sodann er
innert sich ein,e Mehrheit an die Beratungen urn die Nach
tahrung der Bundesverfassung. Damals wurde beschlossen, 
den Bistumsartikel In der Bundesverfassung zu bel~en, 
weil, so die Argumentation, eine Streichung den Rahmen 
dar Nachführung sprengen würde. Beide Räte haben aqer 
klar .zum Ausdruck gebracht, dass der Bistumsartlkel nicht In 
die Bundesverfassung der Schweiz1:1rischen Eidgenossen• 
schaft gehöre, sondern auf dem Wege· einer Pärtialrevislon 
so schnell wie möglich zu. elitnlnleren sei. Eine gleiche Mehr
heit des Rates erinnert sich schliessllch. an den 5. · Okto-

gelegt werden, nämilch als Pof1Z8lnorrn. WOräen die öffent
I.lche Ordnung . und der religiöse Friede . nicht . erheblich 
gefährdet, so dürfe der Bund.aus völkerrechtlichen Granden 
die Errichtung oder Änderung von BistQmem nicht verhin
dern. I.n einem i.olchen.Fall bestehe ein rechtlicher Arlsptuch 
auf Ertellung det Genehlillgung. . . . . 
Dieser Auffassung kanh nicht beigepflichtet werden. Der Bis- · 
tumsartikel Ist deshalb vöikerrechtswldrlg, well er - ich habe 
es bereits gesagt ..., gegen staatsvertragUch ·e1nuegangene 
Verpflichtungen der Schweiz verstösst, konkret eben gegen 
die EMRK und den Uno-Pakt II. . 
Völkerrecht - das wissen wir aufgrund der Konzeption Völ
kerrecht/staatliches .Recht - gilt nach schweizerischer 
Rechtsauffassung· unmittelbar, bedarf· also · .nicht der Trans
formation In schwelzerl$ches Recht.. D~ Ist der Ausdruck 
äes so genannten Monismus. Es kann daher nicht etwa ar
gumentiert· werden, der Verfassunggeber habe s.lch seiner
zeit bei . der Totalrevision · (jer Bundesverfassung, der' so 
genannten NachfQhrtJng, gezielt Ober diese völkerrechtli
chen Verpflichtungen · hinweggesetzt, denn. schon (:lamals 
wurde stets deutllch gesagt. lnsbesQndere auch von lierrn 

., Bundesrat·Koller, dass der Bistumsartikel·namentlicjl völker
rechtswldrig sei. Lediglich aus polltlschen Gründen - tch 

Bußelln o~el de l'Asaemblee federale . 
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habe es gesagt - wurde der Bistumsartikel in der Bundes
verfassung belassen. 
Das weitere Argument dieser Studie, der Bistumsartikel sei 
lediglich als spezielle rellglonspollzelllche Norm zu betrach- . 
ten und auszulegen, ist OberflQsslg, denn die allgemeine Po, 
llzelklausef sowie weitere ähnliche Bestimmungen Ober die 
innere Sicherheit sind Ja bereits in mehreren Verfassungsbe
stimmungen enthalten, so beispielsweise in Artikel 36, Arti
kel 57 und - last but not least - Artikel 72 der Bundesverfas
sung selber, nämlich In Absatz 2. Diese Bestimmung soll ja 
nicht gestrichen werden. 
Nach diesen rechtlichen Überlegungen nun einige Überle
gungen politischer Natur: 
In Würdigung des politischen Umfeldes ist zunächst festzu
stellen, dass es "Z$8.r Immer noch Kreise gibt, die grundsätz
lich gegen eine wie immer geartete Ellmlnlerung des Bis
turr.martikels sind, wie Sich Im Jahre 1995 bel der Beratung 
der Parlamentarls.chen Initiative Huber deutlich gezeigt hat. 
Bemerkenswert am heutigen politischen Umfeld Ist jedoch 
vor allem, dass sich der Widerstand gegen eine ersatzlose 
Streichung des B1stuinsartikels gerade aus katholischen 
Kreisen erhebt, und d[es recht deutlich. 
Dabei lassen sich schwergewichtig zwei Argumentationsmo
delle ausmachen. ,Seiden ist gemeinsam, dass man den Bis
tumsartikel gleichermassen als .Faustpfand behalten soll, um 
innerkirchliche Postulate zu verwirklichen. Das eine Argu
mentationsmodell geht dahin, dass der Bistumsartlkel Im 
Rahmen eines allgemeinen Rellgionsartlkels aufzuheben 
sei. Das andere Argumentatfonsmodell besteht darin, dass 
zunächst die offenen Bistumsfragen, insbesondere auch die 
Mitsprache bei der Bischofswahl, durch. entsprechende Kon
kordate geregelt werden, und zwar durch Konkordate sei
tens der Schweiz auf Stufe des Bundes. 
Nun zunächst zum Argument des Re!iglonsartikels: Die Auf
fassung, den Bistumsartikel im Zuge der Aufnahme eines 
allgemeinen Rellglonsartlkels zu bewerkstelllgen, mag auf 
den ersten Blick etwas durchaus Bestechendes haben. Sie 
erweist sich aber bei näherer Betrachtung als ein weit 
schwierigeres Unterfangen . als lediglich eine ersatzlose 
Streichung. Es hat sich. nämlich Im Laufe der Diskussionen 
gezeigt, dass die Vorstellungen darOber, wie ein solcher Re
llglonsartikel auszugestalten wäre, sehr unterschiedlich sind. 
Die geäusserten Vorschläge warden zum Tell erheblich in 
die Zuständigkeit der Kantone und In die Organisationsauto
nomie der Kirchen und Glaubensgemeinschaften eingreifen. 
Diese Feststellung bleibt auch bestehen, wenn man sich be
müht, möglichst emotionslos, rein nach wissenschaftllchetl. 
Kriterien, diejenigen Elemente herauszuschälen, welche ein 
Religionsartikel zu enthalten hätte. 
Es wären dies etwa, nach einem Aufsatz des Direktors des 
Bundesamtes fQr Justiz; Herrn Professor Heinrich Koller, die 
Gewährleistung der korporativen Religionsfreiheit mit Hin
weis auf Selbstverwaltungsrecht und Organisationsautono
mie, die Zuständigkeit der Kantone fQr die Regelung des 
Verhältnisses des Staates zu den Glaubensgemeinschaften, 
die Möglichkeit und dfe Voraussetzungen der öffentlich
rechtlichen Anerkennung von Glaubensgemeinschaften 
durch die Kantone, die Möglichkeiten und Grenzen vertragli
cher Vereinbarungen zwischen dem Staat, also Bund und 
Kantonen, und den Glaubensgemeinschaften und die Zu
ständigkeit fQr Massnahmen zur Erhaltung des religiösen 
Friedens. Daher ist die Vermutung kaum zu widerlegen, 
dass die Erarbeitung eines Rellglonsartlkels und dessen 
Aufnahme In die Bundesverfassung ein mühseliger und zeit
raubender Prozess sein wQrde. 
Zum zweiten Argumentationsmodell, der Lösung Ober Kon
kordate: Zur Forderung, der Bund habe mit dem Helligen 
Stuhl - denn er Ist ja Völkerrechtssubjekt-'- durch ein oder 

. mehrere Konkordate slcherzustellen, dass die Mitwirkungs
rechte der Kantone oder deren kirchlicher Organisationen 
garantiert warden, ist zunächst festzustellen, pass man 

• durchaus ein gewisses Verständnis haben m~ss. dass nicht 
wenige Angehörige der katholischen Kirche In einer Zeit der 
Individualisierung und Demokratisierung mit der hierarchi
schen Struktur der katholischen Kirche zunehmend Mühe 
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bekunden. Allein dieses Problem muss·lnnerkirchlich gelöst 
werden; es kann nicht angehen, hierzu.den Arm des Staates 
in Anspruch zu nehmen. 
Denn es gilt Folgendes zu bedenken: 
1. Konkordate sind Verträge, und für Verträge braucht es be
kannUich zwei gleichwertige Partner. Keine Partei kann ein
seitig einen Vertragsabschluss erzwingen. 
2. Konkordate mit dem Helligen Stuhl, bei denen auf schwel• 
zerischer Seite der Bund Vertragspartei wäre, warden sub
stanzieli In die Kompetenz der Kantone eingreifen. 
3. Der Bund hat Insbesondere keine Kompetenz„ Mitbestim
mungsrechte von Glä1"blgen einer Glaubensgemeinschaft 
zu erzwingen. ' · 
4. Bis anhin hat der Heilige Stuhl Bistumsänderungen in der 
Schweiz stets auf dem Wege von Konkordaten gelöst; das 
Gleiche ist notabene auch In den neuen deutschen Bundes-
ländern der Fall. · 
5. Insbesondere.sind die Kantone aufgrund der allgemeinen 
vertässungsmässlgen Kompetenzordnung, welche far den 
Bereich Kirche und Staat In Artikel 72 Apsatz 1 expressis 
verbis bestätigt wird, nach wie vor kompetent, mit dem Heili
gen Stuhl Konkordate abzuschliessen, und es bleiben auch 
die bisherigen Konkordate bestehen; 
Mit einer Streichung des Absatzes 3 von Artikel 72 BV - dies 
sei mit aller Deutlichkeit festgehalten! - ändern wir an der 
Stellung der Kantone und Insbesondere an Ihrer generellen 
Zuständigkeit Im Verhältnis zwischen Staat und Kirche Ober
haupt nichts. 
Darum bitte Ich Sie, sich - Ihrer Kommission folgend - hier 
dem Nationalrat anzuschllessen und formell den beiden Ent- · 
warten 1 und 2 zuzustimmen. 

BOttlker Rolf (R, SO): An der Basalstrasse In Solothum Ist 
der Standort des schönen Bischofssitzes des Bistums Ba
sel. Dies hat fQr den Kanton Solothum nicht nur eine histo
rische, sondern eine politische Dimension, die auch In 
Gegenwart und Zukunft von Bedeutung Ist Deshalb scheint 
mir richtig zu sein, dass gerade auch ein liberaler· Katholik 
zur Abschaffung des Bistumsartikels in der Bundesverfas
sung Stellung nimmt 
In .,der Volksabstimmung vom 2(). Mal 1973 haben die 
Schweizer. Stimmbürgerinnen und Stimmbürger der Aufhe
bung des Jesuiten- und Klosterartikels aus der Einsi.cht zu
gestimmt, dass unsere Bundesverfassung von überholten 
«alten ,löpfen», überholten Ausnahmebestimmungen des 
19. Jahrhunderts, zu befreien Ist. Die vergangenen Jahr
zehnte haben bestätigt, dass die Aufhebung der beiden Arti
kel nicht nur dem Zusammenleben In unserem Land 
förderlich war, sondern überdies Steine des Anstosses e.nt
femt hat, die vor allem im Ausland als mit unserer freiheitli
chen Grundhaltung unvereinbar Unverständnis auslösten. 
Mit der heutigen Debatte sind wir aufgerufen,, ein weiteres. 
Relikt der vergangenen unguten Auseinandersetzung zu be
seitigen. Denn darin sind wir uns alle einig, dass wir die Be
stimmung von Artikel 72 Absatz 3, «Bistamer dQrfen nur mit 
Genehmigung des Bundes errichtet werden», den. Ereignis
sen verdanken, die der Bundesverfassung von 1874 unmit
telbar vorangingen, aber In keiner Weise ein Weiterschlep
pen dieser Hypothek rechtfertigen. 
1. Der Bistumsartikel widerspricht einer zeltgemässen, mo
dernen Partnerschaft zwischen dem Staat und den Religi
onsgemeinschaften. Wir leben heute In einer GesellSchaft, 
die durch das Zusammenleben einer Vielzahl von Kulturen 
und Religionen geprägt · Ist. Soll das menschliche Zusam• 
menleben gelingen, Ist der Staat darauf angewiesen,. dass 
ethische und religiöse Werte die Haltung der BQrgerlnnen 
und BQrger, •der Einwohnerinnen und Einwohner prägen; 
Werte, die In besonderer Welse durch die Kirchen und Reli-
gionsgemeinschaften vermittelt werden. . 
Es kann nicht Sache des Staates sein zu bestimmen, wel
che Innere Organisation diese. Kirchen und Reßgionsge
melnschaften als geeignet erachten, um ihr Leben wirksam 
zu gestalten, wie dies z. B. durch die Umschreibung der Bis
tümer In einer Kirche geschleht,'die das. Bischofsamt kennt. 
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2. Der Bistumsartikel ist eine unbegründete Einschränkung Aufhebung dieses Artikels wehren. Die Diskussion lässt 
dar Grundrechte. Wenn die Bundesverfassung [n Artikel 15 sich - meines Erachtens mit Recht - nicht vermelden, und 
die Glaut;,ens- uncl Gewissensfreiheit garantiert, gesteht sie . auch bei einer Volksabstimmung wird das zu 'Diskussionen 
jeder Person das Recht zu, Ihre Religion und waltanschaull- fQhren. Ich vertraue aber auf unsere StlmmbOrgerlnnen und 

. ehe. Überzeugung frei zu wählen und allein oder In Gemein- StfmmbQrger, d8l!S diese Fragen fair diskutiert und auch mit 
schaft mit andern zu: bekennen. Auch wenn der Verlas- der nötlg1:1n Distanz.entschieden warden; · 
sungstext das Grundrecht ausdrOckllch .leider .nur 1n der · Nach dem Entschelcl des Nationalrates.. die B~mmung er
lndiViduellen . Form formuliert, gehört die Gemeinschaft, satzlos zu streichen, konnten wir doch feststellen, dass die 
ohne die die Religion nicht gelebt werden. kann, ebenso zur zum Teil bafQrchteta Negativreaktion ausblieb. Daher bin Ich 

. Glaubens-'urid Gewissensfreiheit Im umfassenden Sinn. Wo der Auffassung, dass wir uns dem Nationalrat ohne weiteres 
der Religionsfriede nicht gestört wlr:d, hat der Staat sich . ansphllessen und auch In der Vo[J(sabstlmmung dafQr elntre- , 
nicht In die Innere Organisation einzumischen; Eln'e, gene- ten können. 
reife Genehmigungspflicht ist ein untauglich~ Mlttal und dls- Es wird bei der Vo~tlmmung aber nicht nur.an den Poll· 
kriminlert eine Hellglonsgemelhschaft, weil sie ihr unbegrOn- fikern sein, fOr eine faire Auseinandersetzung einzustehen. 
det eine unlautere Absicht unterschiebt. überdies enthält die Dia kirchlichen Institutionen aller Richtungen mC!ssan dabei 
Bundesv · genügend, Bestlmmung1,1n, .. die es dem. das Ihre beltr!igen .. Auch sie müssen dafOr sorgen, d~ das 
Bund er , die Innere Sicherheit zu gewährleisten ökumenisch Gemeinsame nicht Schaden leidet t,ind dass 

, und zu garantieren. nicht Wunden aufgerissen werden. · 
3. Dar Bistumsartikel richtet sich faktisch E!inseitlg gegen die In diesem Sinne werde IQh dem Kommissionsantrag zus~m-
römlsch-kathoilsche KJrch1:1. Wenn auch Artikel 72 .Absatz 3 men; , 
allgemein von «BlstQmern~ spricht, so zeigt die Geschichte, Vielleicht noch etwas zum Rellglpnsartlkal: Diese Motion Ist 
dass mit Ausnahme des Nationalbistums der ChrlstkathoU- das Klnd der ständerätllchen SPK, der Ständera.t. hat sie 
s'chan Kirche im Jahre 1876 keine Errichtung .alnes nicht r~ · Oberwiesen; und der Nationalrat hat die Sache geprüft. Dh~ 
misch-katholischen Bistums der Genehmigung bedurfte, wie natlonalrätllcha SPK hat In ihrem Bericht vom 24. Mal 2000 
das bei deri orthodoxen, ang!lkanlschen oder evangelisch~ meines Erachtens hier klar Stellung genommen und auch 
methodlstlschen Kirchen zu erwarten gewesen wäre. Nicht gesagt. sie erachte die Erarbeitung eines ReJlglollSartlkels 
Ausnahmeartikel, sondern Vereinbarungen, Ab~prachen , als gefährlichen, unnötigen. 1Jnd problE?matlschen -Umweg . 

. und Konkordate werden darum auch In Zukunft eine dar Ich zitiere: «ts bleibt unklar, was Inhalt dieses Artikels. sein 
heutigen Zeit entsprechende f=orm sein. solL Weder die Ergebnisse des Verneh111lassungsverfahrens 
"· . Der Bistumsartikel stempelt die Schweiz zu einem· inter• noch . d(e Anhörung. der Gegner .einer ersatzlosen Aufhe--
nationalen. Sonderfall. Vergebllch wird man In den Verlas- bung, noch die Diskussion i'!'I Stän,derat haben hier etwas 

. sungan anderer Länder nach elriem ähnlichen Ausnahmear- gebracnt» · · 
tlkal suchen. Mit dem Blstums11,rtlkei stf!!hen wir International Mit Recht wirft die natlonalrätllche SPK diG Fragen auf, die 
als unverständlicher Sonderfall da, wenn, wir diese Bestlm~ darin i;t,aturgemäss folgen warden. Dabei worden· neue Pro-
mung aus dar Kulturkampfzelt nicht aufheben. , bleme entstehen und weitere Forderungen erhoben, bei-
Die Eri11_nerung an „den.bewegten Abstimmungskampf bei · splelswetse: «Sollen auch .vereinnahmende Bewegungen, 
der Aufhebung des Jesuiten-und des Klosterartikels. mag da Psycho-Organisationan, Sekten , und neue, rellglöse Bew&-, . · 
und dort Bedenken wecken. Damals zeigten sich die Bürge- gungan einbezogen werden? Sollen Schrank.an der Sittlich-
rinnen und Bürger aufgeschlossen und bereit, überholte Vor- kalt und der öffentlichen. Ordh\mg für Glaubansgemeln-
urtelle der Vergangenheit zu Oberwinden. · schatten umschrieben 'werden? Sollen Stn:,ltlgkelten bei der · 
Ich zähle aucti . heute · auf Gerechtigkeitssinn, Toleranz und BIidung oder Trennung von Glaubensgernelnschaften. gere;- · 
Aufgeschlossenheit filr die fällige Änderung und beantrage. gelt werden?, Haben die Angehörigen äller Glaubensge
lhnan, den Bistumsartikel In Artikel 72 Absatz 3 BVersatzlos melnschaften Anspruch· auf ·eine Bestattung nach ihren 
zu streichen. Wir müssen heute den.Mut haben1 den Haas . rallglösan Vorschriften? Spllen die Gemeinden gezwungen 
oder die Hasen aufzuscheuchen. Die poDtlsche Jagd werden, Sonderfriedhöfe fOr gewisse Rellglonsgemelr'lschaf· 
wird r11ar;... das ist voraussehbar- auch heuten nda- ten vorzusehef\? Wie weit dQrfen rellgföse Symbole öffant-
mental, schrill und laut sein, aber zah!enmässlg dOrften sich llch angebracht und getragen ~rden?... · 
die Gegner In Grenzen halten. · , All .diese Probleme, das sagt die natlonalrättlc:he SPK mit 

. Ich beantrage die ersatzlose Streichung von Artikel 72. Ab- Recht. konnteh · bisher im Einzelfall durch Ausleg1,1ng dar . 
sE1,tz 3 c;ler Bundesverfassung. ' RellgloQSfrelhelt oder durch .kantonales Recht befriedigend 

, g~löst werden. Es .kann und soll nicht Aufgabe der Bundes-. 
Wlckl Franz (C, LU): Der Bistumsartikel, Artikel 72 Absatz 3. / verf~ung sein, diese Probleme zu regeln. · . . , 
der Bundesverfassung, Ist ein Relikt aus dem .. Kulturkampf. , Daher betrachte lc.h es als richtig, wenn wir auch.In unserem 
Er ist die· ratzte konfessl9nella Ausnahmebestimmung In uri- . Rat davon absehen, die Frage. des Religionsartikels weiter 
serer Bundesverfassung. Es Ist Zelt, dass wir uns auch von . Zll verfolgen. 
dieser Bestimmung trennen, Der Vorbehalt, dass Bistomer 
nur mit Genehmigung des Bundes ertlchtet werden dQrfan, 
steht im Widerspruch zur kooperativen Rellglonsfrelhelt, wie 
wir sie In Artikel 15 der Bundesverfassung als Verfassungs
grundsatz dargelegt haben. Der· arstumsartlkel Ist nicht nur 
überholt,. sondern 'auch diskriminierend, da er nur bei den 
katholischen MltbQrgerlnnen und Mitbürgern zur Anwendung 
kommen könnte, denn andere Konfessionen errichten keine 
Bistümer. 
Mit der Nachführung dar Bundesverfassung wollten Volk und 
Parlament eine realitätsb:azogene Verfassung e,:halten. l:3el 
der Entstaubungsaktlon Ist Jedoch Artikel 72 Absatz 3 hän
gen gebttaben. Heute mOssellwir diese Entsfa,ubungsaktlon 
abschllessan. Stimmen wir dem Nationalrat zul. Der parla
mentarische Kreur11eg In dieser Frage sollte nurl ein Ende 
haben. · , 
Zwar scheint das heisse Elsen Bistumsartikel offenbar noch 
nicht ganz .erkaltet z~ sein. Diesen l:lndruck muss man ha• 

r ben, wenn sich gewisse nlchtkattiollsche Kreise gegen die 

Dettllng Tonl (R,. SZ): Ich möchte nicht wledarhol.en,. was zu 
dieser Vorlage bereits gesagt worden Ist. Denn Ich teile die 
Auffassung, . dass. dieser Verfassungsartikel.· antiquiert und 
aus den bereits von Kommissionssprecher. lnderkum klar 
dargelegten GrOnden r1:1ehtllc~ unhaltbar und daher ersatz-
los aufzuheben Ist · 
zwei Aspekte bewegen mich aber dazu, kurz eine Stellung
nahme abzugeben; zunächst gehles ,urri die lnnerklrchfiche 
Opposition die ersatzlose Streichung des Blstumsartf-
kets. · Be möchten namhafte römisch-katholische 
Kreise mit dar Beibehaltung politisch Druck gegen die zu
wellen selbstherrliche und autokratische römische Kirchen-

. lelfung m,achen. Sie stellen sich vor, mit dem Pfand des 
Blsiumsartlkels einer drohenden Aushebelung · dar kpnkor· 
datsrechtllch. verbrieften. Blschof'swahlrechta vor:zuöe~gen, 
Ja soga~ den Bund zu veranlassen, diese Rechte mit dem 
Helligen Stuhl In einem Staatsvertrag d~finitlv zu verankern. 
Bai aller Sympathl1:1 fQr die Innerkirchliche Demokratisierung 
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in der römisch-katholischen Kirche: Diese Absichten sind 
zwar durchaus gut gemeint, sie sind aber gleichsam ein Ver
such am untauglichen Objekt. Zum einen werden durch die 
ersatzlose Streichung des so genannten Bistumsartikels die 
bestehenden konkordatsrschtllch ,verbrieften Wahlrechte 
weder formal noch tatsächlich tangiert. Vielmehr bleiben 
diese bestehen, ja, sie können gemäss geltender Zuständig
keitsordnung von Artikel 72 Absatz 1 der Bundesverfassung 
Jederzeit erneuert und revidiert werden, was natürlich das 
gemeinsame Einvernehmen voraussetzt. 
Zum anderen Ist es eine Illusion zu glauben, dass der Bund, 
gesta1zt aut den Bistumsartikel, mit dem Helligen stuhl ei
nen Staatsvertrag aushandeln wird und auch aushandeln 
könnte. Nach der klareh Zuständlgke!tsordnung von Arti
kel72 Absatz 1 der Bundesverfassung zugunsten der Kan
tone hat der Bund keinerlei Veranlassung, In ·deren Hoheit 
einzugreifen. Die Kantone dQrtten in dieser Frage VE!_rständ
llcherwelse auf ihren Kompetenzen beharren und im Ubrigen 
wohl kaum eine Unlte de doctrine haben. 
Zudem braucht es zum Abschluss eines Staatsvertrages de-

. flnltlonsgemäss die gegenseitige übereinstimmende. Willen
säusserung beider Parteien, d. h. d(;IS Bundes und der 
Kantone einerseits, vor allem aber des Heiligen stuhls an
derseits. Wann sich nun aber der Heilige Stuhl gegen die an
gestrebte Demokratisierung zur.Wehr setzt, dann wird er mit 
Sicherheit - mit oder ohne . Blstumsartikel - eben gerade 
nicht zum angestrebten Staatsvertrag Hand bieten. 
Selbst liberale katholische Kreise, zu denen ich mich zähle, 
müssen daher Abstand von der muslon nehmen, via die Bei
behaltung des Bistumsartikels könnte eine Demokratisie
rung der römisch-katholischen Kirche herbeigeführt werden. 
Dieses Ziel muss auf anderem Weg erreicht werden. 
Schllesslich noch ein Wort zur Frage, ob man mit diesem 
Strelchungsantrag nicht eine unnötige politische Auseinan
dersetzung heraufbeschwören warde. Gewiss harren drin
gendere politische Fragen in unserem Staat einer Lösung; 
dennoch soll dieser alte Zopf eines religiösen Ausnahmearti
kels angesichts der unzähligen parlamentarischen Vor
stösse einerseits und Im Hinblick aut die klare Rechtslage 
andererseits endlich ausgemerzt werden. Wir können dieses 
Problem nicht weiter vor uns her schieben. Es gehört zu den 
Verfassungsreformprojekten, die aus der Zeit des · Kultur
kampf es stammenden und längst überholten rellglösen Dis
kriminierungen aus ,der Verfassung zu entfernen. 
Ich gebe zwar zu, dass die bevorstehende Abstimmung zu 
dieser Frage kein Sonntagsspaziergang. werden wird. Im 
Verbund aller liberal gesinnten und frelheitlich-demokratlsch 
denkenden Kräfte wird es uns aber gellngen, Volk und 
Stände von der Notwendigkeit der ersatzlosen · strelchung 
von Artikel 72 Absatz 3 der Bundesverfassung zu Oberzeu
gen. 
Ich bitte Sie, der ersatzlosen Streichung zuzustimmen. 

Briner Peter (R, SH): Der aus dem 19. Jahrhundert und 
dem Kulturkampf hervorgegangene Blstumsartlkel Ist heute 
im eigentllcflen Sinne obsolet geworden. Kari Barth verkan
dete schon vor drelsslg Jahren, die Protestanten wollten mit 
diesem Zeichen der Unfreiheit nichts zu tun haben. Wenn 
überhaupt, scheint heute - und das Ist bemerkenswert -
eher eine Art Umkehr der Geschichte und der Argumenta
tion stattzufinden, und zwar um 180 Grad, indem verelr-izelte 
kirchliche Funktionäre glauben, der Artikel biete den Schwei
zer Katholiken· mindestens einen symbolischen Schutz ge
gen eventuelle autoritäre Ansprache des Vatikans. 
Aber der Bistumsartikel vermöchte daran auch nichts zu än
dern. Er bfelbt, wie das seit seiner Elnfilhrung vor 125 Jah
ren der Fall war, toter Buchstabe. « Theciloglsches Wohlver
halten», wenn man das überhaupt wollte, lässt sich kaum 
per Verfassung dekretieren. 
Die gesellschaftlich konfesslonelle,Emanzlpatlon In unserem 
Land, In unserer Bevölkerung vor allem, hat bewiesen, dass 
es der staatlichen. Einmischung In Innerkirchliche Ange
legenheiten nicht bedarf. Aufgrund des hohen Gutes der 
Religionsfreiheit hat sich bei uns eine Interkonfessionelle 
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Toleranz, eine Ökumene oder - mit einem politischen An-· 
satz - ein religiöser Friede entwickelt, die echter sind und 
echter bleiben werden, wenn sie aut Dialog und nicht auf ei
nem staatlichen Relikt aus dem letzten· Jahrhundert grün
den. 
Der ins biblische Alter gekommene Bistumsartikel hat es 
verdient. heute ein schickliches Begräbnis zu erhalten. 

Stähelln Philipp (C, TG): Ich freue mich, dass die Strei
chung des Bistumsartikels ganz offensichtlich unbestritt.an . 
bleiben wird. Wenn Ich trotzdem noch das Wort ergreife, 
dahn mache Ich es wegen des Votums von Kollege Bottlker. 
Er hat davon gesprochen, dass der staat aufgrund der Glau
bens- und Gewissensfreiheit nicht befugt sei, in das kirchli
che Organisationsrecht einzugreifen und Regelungen zu 
treffen. Mir scheint, dass diese Aussage vielleicht etwas. zu 
wenig differenziert, zu allgemein gefasst worden ist Wes
halb? 
Staat bedeutet bei uns Bund und Kantone. · Wir haben es 
mehrfach vernommen, und Ich möchte dies noch ·einmal be
tont haben, dass die staatsklrchenrechtllchen Kompetenzen 
der Kantone durch die Streichung des Bistumsartikels nicht 
geschmälert werden.- Es liegt mir daran, dass die Zuständig
keit der Kantone auch· zum Abschluss von Konkordaten 
noch einmal ausdrücklich bestätlgfwlrd. Es Hegt mir daran, 
dass diese Kompetenz festgehalten wird, weil Im Bericht der· 
Staatspolitischen Kommission des Nationalrates -wir haben 
in der Kommission darüber gesprochen - •Im Anhang die 
Grundkonkordate gar nicht aufg~führt sind, weil sie noch · 
aus der Zelt vor der geltenden Bundesverfassung stammen. 
Ich glaube, wir sind uns alle einig, dass die Kantone.Ihre Be~ 
fugnlsse tatsächlich ungeschmälert erhalten können, auch 
nach der Streichung des Bistumsartikels, und ich bin froh, 
wenn das heute nochmals ausdrücklich bestätigt wird. 

Berger Mlchele (R, NE): DeJa. en 1964, le Conseil feder:al 
s'etalt engage pour Ja suppresslon des artlcles constltution
nels d'exceptlon sur les jesuites, las couvents et les evä
ches. En t973, las artlcles sur l'interdiction des Jesultes et 
des c.ouvents ont ete abroges. Cette decisft,n a permls la ra
tificatlon par la Sulsse de Ja Conventlon · europeenne des 
droits de l'homme. Jugee trop dellcate, la questlon des evfl
ches a ete renvoyee a. une revlsion totale de la Constltutlon. 
Mals tantle Conseil federal que le Parlament n'ont pas sou
halte retlrer cet artlcle sur·Ies eveches, par crainte de faire 
capoter le pro Jet lors de la i'evision de la Constltutlon fede
rale, et lls ont eu ralson. 
En effet, en septembre de cette annee, lorsque le Conseil fe
deral demande la suppression de cet article, II est suivl par 
le Conseil national. Aujourd'hui, c'est a. notre Chambre de se 
prononcer. 11'0ls remarques m'amenent a. conslderer cet artl-
cle comme obsolete: . 
1. t:article sur les eveches pose la question du pouvolr ro
mal.n. Certes, le pape est un chef spirttuel et un chef d'Etat. 
Mals depuis les Accords du Latran en 1929, le pouvoir tem
poral du Vatlcan a fortement dimlnue. Force est de constater 
qua !'Etat du Vatlcan ne presente pas une menace pour !'or
dre publlc et polltlque suisse. II est donc legitime que l'auto
rlte polltique federale lalsse l'Eglise cathollque s'organlser 
selon ses modalltes. 
2. II nous semble a. la lecture de nombreux documents qua 
l'argumentatlon pour le malntlen de rartlcle soltmotivee par 
des sentlments contre le pouvolr de Rome tant chez les ca0 

tholiques qua chez les reformes fondamentalement opposes 
a. 1a suppresslon de cet artlcle. C'est une attltude qui appar
tlent a. une mlnorlte, me semble-t-11. 
3. Certains auralent voulu un article sur les rellglons. 
D'autres auralent souhalte des concordats entre le Vatican 
et las cantons sulsses. Mals II faut le redire: selon la principe 
du federallsme, les condltlons d'ordre publlc a. propos des 
Egllses sont du ressort des cantons. tes cantons qui con
nalssent la separatlon de l'Egllse et de !'Etat ont deja. slgne 
des concordats et lntrodult dans leur constltutlon cantonale 
un artlcle sur les rellglQns reconnues d'utlllte publlque. 
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Voila las raisons qul m'amenent a vous lnvlter a voter la sup
presslon d'un article dont l'histolre remonte a celle du Kultur
kampf au XIXe siecle et qui aujourd'hui n'a plus de sens. 

Lombardi Fllippo (C,TI): Desldero portare anche dalla.SViz
zera !taiiana un'adesione·alla proposta i::11 stralcio dl questo 
articolo - dalla SVizzera itallana .ehe e terra · magglorltaria
mente cattolica, ma·nella quale II dellcato tema del rappoi1i 
tra Chiesa e stato e sempre stato molto .sentlto Ei fol'lte dl 
lacerazioni ehe ne hanno segnato la storia. 
Adeslone dunque a questo passo storico, ehe i ha so-
):,rattutto una valenza culturale e dl rlspetto e dl tutte . 
le componentl, dl tutte le .ldentita' del nostro paese. Saper 
guardare al' futuro e cancenare I retaggi negatM del .passato . 
e di per se una buona cosa, ma 10· e ancora dl piu se pen
siamo •. all'importanza della coeslone nazionale in questl 
templ difticiii. . . · _ · 
Proprio dopo la votazione federale dl domenlca scorsa moltl 
osservatori sono tomatl a parlare dl «Röstlgraben» o di peri
colo. dl spaccatura della SVlzzera sul .modello belga lo non 
credo. a. quest! profetl di syentura, anche se qualche preoc
cupazione. e lecito averla. Ma ml sembra slgnHlcatlvo ehe la 
Camera dei cantoni •sia chiamata. proprlo oggl a dare un se
gnale In direzione opposta. · Non vl som;> lnso!Tlma solo delle 
nuove difficolta nella coeslone confedera.le, ma. vl e anohe la 
capaclta dl superare '. le vecchie. E questa la straga giusta 
per II futuro del paese: superare le divlsloni., rlspettare le 11· 
berta, limitare l'lhtervento deßo Stato laddove e veramente 
necassario per il bene co.müne. 

Metzler fMh, Bundesrätin: Die bisherigen Beratungen Im 
Nationalrat und.in lhrt.im Rat haben eines mit aller Deutlich-, 
keit gezeigt: Der Bistumsartikel als letzte konfessionelle Aus
nahmebestimmung, Welche die . katholisct,le Kirche · unge-
rechtfertigt diskriminiert, muss aufgehoben werden. · 
Ihr Rat wollte dies anfängllcb -Ober den Umweg eines Reli
gionsartlkels erreichen. Der Bundesrat, der Nationalrat und 
auch die Kommission Ihres Rates sind nach grOndlicher PrO
fung zum Schluss gekommen. dass dieser Umweg mit grös-

und welche Mitspracherechte den Gläubigen gewährt wer
den. Sollte deJ unrealistische Fall eintreten, dass wegen 
Streitereien über die Innere Organisation einer Glaubensge
meins(/haft der religiöse Friede. g~tört würde, so ·könnten. 
Bund und Kantone nach Artikel 72 Absatz.2 der Bundesver-
fassung die nötigen Massnahmen ergreifen. · . . · 
Ich möchte auoh noch einmal betonen, dass die bisherigen. 
Kompetenzen der Kantone vollumfängllch erh.alten·blelben, 
auch wenn wir Absatz 3 von Artikel 72 streichen. 

· Aus all diesen. GrOnden beantragt Ihnen ,der Bundesrat, der 
Kommission Ihres Rates zu folgen . und den !3istumsartikel 
,ersatzlos %U streichen. 
'Wenn Sie nun Ihrer Kommission fo!gen,-wird es Im kommen
den·Jahr zu·•einer Volksabstimmung kommen, die wohl nicht 
freiyon Emotionen sein wird. Es Ist mir ein grosses Anliegen, 
dass d!e verfassungsrechtlich gebotene Beseitigung der letz
ten •konfesslormllen Ausnahme~estimmung nicht alte wun~ 
den wieder aufretsst. Deshalb möchte Ich bereits heute die . 
Verantwortlichen der Kirchen, die Gläubigen und die in der 
5ache engagierten .Polltl~rlnnen urid Politiker dazu aufru~ 
fen, die Diskussion besonnen zu fOhren •. Ich habe auch. 
schon ZUslcherungeo in diesem Sinne erhalten, die mich zu
versichtlich stimmen. Um hier noch einmal das Votum von 
Herrn Dettllng aufz\,lnehmen, wonach der Abstlmmun~~ 
kampf ke.in Sonntagsspaziergang sein .wird: Ich hoffe den: 
noch, d.ass mich ylele von Ihnen .dabei begleiten werden. Ich 
vertraue darauf, dass die gelebte Ökumene In unserem Land 
so stark !st, dass sie durch die Beseitigung einer Bestlm-' 
mun'! aus der .Zelt des Kulturkampfes nicht gefährdet wird, 

'_,, : .-, . ; 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
t.:entree enmatiere est decidee sans opJ?OSitiol} 

·1. Sundesj>~fuss ·Ober· die Aufhebung der Genel'lml-
gungsptlicht für die Errichtung von Blstümei:n · .. ·. 

. 1. Arrite federäl portant abrogatlon. de Ia· dlsposition 
constitutionnelle. soumettant l'erectlon des. eveches a 
l'approballon de la Conf6deratlon, .. 

sten Problemen verbunderi wäre. , . . · . · 
Der Bundesrat hat alle parlamentarl~chen Vorstösse, die seit Detalfberatung - Examen de detail 
1964 die Aufhebung cles Bistumsartikels verlangten, vorbe
haltlos unterstotzt. ·Leider musste aber der Entscheid lmrner 

· wieder hinau_sgeschoben werden. 
Der Bundesrat unterstützt die vorllegen'cle Parlamentarische 
Inlti~tlve ohne Vorbehalte. Unsere Gründe sind die gleichen, 
welche die Kommission des Nationalrates In Ihrem Bericht 
vom· 25. Mai dieses. Jahres, aber auch. schon dJe· Kommis
sion Ihres ~es Im Bericht vom Mai des letzten Jahres an-

Tltel und lngress, Zffl. 1, II 
Antrag derKommiS$lon 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, eh. {II 
Proposition dt,tla commlsslon 
Adherl!'r. a la decfslon. du .Conseil national 

geführt haben. · · · 
Im. Natlonalrat und auch In der Kommission Ihres Rates. Angenommen -Adopte 

Ge$8.111tabstlmmr.mg - Vote sur fensemble 
Filr Annahme des Entwurfes .: .• 33 Stimmen 
{Einstimmigkeit)· 

wurde darauf hingewiesen, dass selbst kathollsche Kreise 
gegen eine .ersatzlose Streichung des Blstumsartlkels seien. 
In den . Hearings der Kommission.an beider Räte kam deut
lich zum Ausdruck, dass diese katholischen Kreise mit dem 
Faustpfand des Blstumsartlke)s grössere. Mitspracherechte 
bei der Wahl von Bischöfen und pel der Festlegung von Bis-. .2. Verordnung der· Bundesversammlung Ober· d1e A!,11'
tumsgrenzen aushandeln möehten.· . hebung des. Bundesbeschlusses . betreffend . die. Los
Dieses Anliegen· Ist eigentlich durchaus verstä{ldlich, doch trennung schweizerischer Landestelle von auswärtigen 
der Bistumsartikel Ist der •ehe Weg, um innerklrchllohe , Bistumsverbänden . · 
Auseinandersetzungen auszutragen. loh möchte mit aller · 2. Ordonru1nce de !'Assemblee federale partant abrpga
Deutl.lchkelt. festhalten,·• dass es.• nicht . Aufgabe des. Staates th)n de l'arrete f~eral concemant Ia s6paratlon de par
lst. sich .ih die· Innerklrchllch.e Organisation einer Religions- · Ues du terrltol.re sulsse d'avec des dloceses etrangers 
gemeinst:haft einzumischen; erst recht nicht mit einer Ver- . . . 
tassungsbestimmung, · die .. das Grundrecht nu( einer. Religl'- •· Detailberatung - Examen de detail 
onsgemelnschaft einschränkt. . . . · · 
Innerkirchliche Auseinandersetzungen gehen den staat Tltel Lind Ingress, Zffl. 1, U 
nichts an. Es ls.t eine llluslon zu glauben "- hier nehme Ich 'Antrag der Kommission 
das. Votum von Herrn D auf -. der Hund könne sich; Ztistlrr'lmung zum. Beschluss des Nationalrates. 
gestOt,zt auf den Bistum . fllr mehr Innerkirchliche Mit-
bestimmungsrechte einsetzen, und dies gerade nur bei einer 
Rellglo,nsgemelnschaft · ·. 
Ich' möchte mit Nachdru.ck betonen: Jede Glaubensgemein~ 
schaft kann frei darOb.er entscheiden, wie sie Ihre geistlichen 

Titre et ~mbule, ch. l, II 
Proposition dfl /a commlsslon 
Adherer a la.declslon du Conse.11 national 

Oberhäupter wählt. fOr welches. Gebiet dle$e zuständig sind Angenommen -Adopte 

Gesamtabstlmmung-Vate surl'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes •.•• ~\Stimmen •· 
(Einstimmigkeit) · · 



15. Dezember 2000 

sielte / vo, 'r 
J•'r· 22. 

Amtliches Bulletin der Bundesversammlung 

1615 Nationalrat 

00.415 

Parlamentarische Initiative 
SPK-NR. 
Aufhebung 
des Bistumsartikels 
(Art. 72 Abs. 3 BV) 
Initiative parlementaire 
CIP-CN . 

. Abrogation 
de l'article sur les eveches 
(art. 72 al. 3 cst.) 

Schlussabstimmung - Vote final 
Bnreichunasdatum 25.os.oo 
Pate de depöt 25 05 00 
Bericht SPK·NR 25.05.00 (BBI 2000 4038) 
Rapport CIP-CN 25.05.00 (FF 2000 3719) 
Steßungnahme des Bundesrates 13.09.00 (881 2000 5581) 
Avis du Conseß federal 13.09.00 {FF 2000 5159) 
Nationalrat/Consell national 27.09.00 {Ers1rat- Premier ConselO 
Ständerat/Conseil des Etats 28.11.00 (Zwel)rat - Deuxleme Conseß) 
Natlonalrat/ConseH national 15.12.00 (Schlussabstltnmung- Vote final) 
Stinderat/Consall des Etats 15.12:00 {Schlussabstlmmurig-Vote final) 
Text des Erlasses (BBI 2000 6108) 
Texte de l'acte leglslatlf {FF 2000 6681) 

1. Bundesbeschluss über die Aufhebung der Genehmi
gungspflicht für die Errichtung von Bistümern 
1. Arrete federal portant abrogatlon de la .disposHlon 
constitutlonnelle soumettant rerectlon des eveches lt 
l'approbatlon de la Confederatlon 

Abstimmung - Vote , 
{namentlich- nominatif: Beilage-Annexe 00.415/1155} 
Für Annahme des Entwurfes .... 170 Stimmen 
Dagegen .... 17 Stimmen 

2. Verordnung der Bundesversammlung über die Aufhe,. 
bung des Bundesbeschlusses betreffend die Lostren
nung schwelzerl$cher Landesteile von auswärtigen 
Bistumsverbänden 
2. Ordonnance de !'Assemblee federale portant abroga
tlon de l'arrete federal concernant la separatJon de par
tles du terrltolre sulsse d'avec des dloceses etrangers 

Abstimmung - Vote 
(namentlich - nominatif: Benage - Annexe 00.415/1156) 
Für Annahme des Entwurfes .... 176 Stimmen 
Dagegen •••• 1 o Stimmen 
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NATIONALRAT 
_ Abstimmungsprotokoll 

_A, 
0,0.0415 

Ref.0829 

Namentlic;he Abstimmung / Vota nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: Bundesbeschluss Ober die Aufhebung der Genehmigungspflicht fOr die Errichtung von Bistümern 
ObJet: Arrete federal portant abrogation de la disposition constitutionnelle soumettant l'erection des eveches ä l'approbation de la Conf 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote sur l'ensemble 

Abstimmung vom / Vote du; 27.09.2000 11 :04:58 

Abate + R TI 1.Fattebert + V VD 
Aeppli Wartmann + S ZH 1 Favre + R VD 

i Aeschbacher 1: E ZH FehrHans - V ZH 
Antille i + .R vs Fehr Hans-JQra + s SH 
Baader C&spar =- V BL Fehr Jacauellne + s ZH 
Bader Elvira + C so Fehr Lisbeth . V ZH 

1 Banaa = s so FehrMario :+ S ZH 
Banaerter .+ R BEi ! Fetz . S BS 
Baumann Alexander = V TG Flscher.Seenoen + R AG 
Baumann Ruedi .+ G BE Föhn 0 V SZ 
Baumann Stephan!e + S B.E Freund = V AR 
Beck + L VD FrevCiaude . R NE 
Berberat + S NE FrevWalter + V ZH 

i Bemasconi + R GE Gedient = V GR 
Bezzola + R GR Gaßl + C BE 
Bfoaer + V SG . Garbani + s NE 
Bianasca . . Tl. 1 Genner + G ZH 
Binder = V ZHl Giezendanner + V AG 

'Blocher .. V ZH Glasson -i- R FR 
Borer = V so Glur . V AG 

. Bortoluzzi . V ZH Goll + S ZH 
Bosshard !+ R ZH. Gonse!h 0 G BL 
Brunner Toni + V SG Grobei = S GE 
Buonon + V VD · Grass Andreas . S ZH 
Bühfmailn + G LU GrossJost + S TG 
Bührer + R SH Guisan + R VD 
Cava!& + s TI Günter = S BE 
Chappuis + s FR Gutzwiller + R ZH 
Chevrier + C vs Gvsin Hans Rudolf . R BL 

:· Chiffel!e + s VD GvsinRemo + s BS 
. Christen + R VD Haerino Binder + s ZH 

Clna + C VS1 Haller ,= V BE 
Cuche + G NE Hämmerle + s GR 
deOardel + s GE Hassler = V GR 

! Decurtins + ,C GR Heberieln + R ZH 
Donze = E BE Heaetschweiler + R ZH 

i Dormann Rosemarle . C LU Helm ·+ C so 
! Donnond MarlvRA 1+ s VD Hess Berhard = • BE 

Dunant = V BS Hess Peter + C ZG 
DuDraz + R GE H8l!S Waller + C SG 

. Duner + C 0W Hofmann Urs + s AG 
! Eberhard + C sz Hollenstein + G SGI 

E!!erszeui + RAG Hubmann + s ZH 
Ennlv + L GE lmhof + 1C BL 
Ehrfer ! • C AG Janiak + s BL 
Enaelberoer i+ RiNW Jeder = V BE 
Esterrnann + C -LU Jossen ,+ s vs 
Evmann . L BS Jutzet + s FR 
Fasel + G FR Kaufmann + V ZH 
Fässler + s SG Keller Robert + V ZH 

Kolmel 
Kunz 
Kurrus 
lachet 

1 Lalive d'Eoinav 
Laubacher 

1 Launer 
Leu 
Leutenenner Haio 
Leuteneaaer Susanne 
Leuthard 
Loeofe 
Lustenberaer 
MaHlard 
Maiire 
Marietan 
MartlWemer 
MarivKälin 
Masooß 
Ma!hvs 
Maurer 
Maurv Pasouier 
Meier-Schatz 
Meneu.,, ~•u•• 
Messmer 
Mever Therese 
Möroeli 
Muanv 

._ .Müller Erich 
Müller-Hemmi 

i Nabholz 
i Nelrvnck 

Oehrß 
I Pedrina 
! Pelll 
. Pfister TheoDhll 
i Polla 
1 Reggenbass 
1 Randeooar 

Rechstelner Paul 
Rechsteiner-Basel 
Rannwald 
Rlkfin 
Robblanl 

1 Rossinl 
Ruev 
Sandoz Marcel • 
Schenk 
Scherer Marcel 
Scheurer Remv 

+ ja/oui/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusato, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / nQn ha votato 

. R SO 
= V LU 
+ R SL . C IU 
+ R SZ . V LU 
• C FR 
+ C LU 
+ R ZG 
+ S BL 
+ C AG 
+ C Al 
+ C LU 
+ s VD 
+ C GE 
+ C vs 
+ S Gl 
+ S ZH 
+ . Tl 
* V AG 
= V ZH 
+' S GE 
+ C SG 
+ G VD 

' + R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
+ G GE 
+ R ZH 
+ S ZH . R ZH 
+ C VD 
= V BE 
+ s Tl 
+ R TI 
+ V SG 
= L GE 
+ C TG 
+ .R BS 
+ s SG 
+ s BS 
+ s IU 
+ C ZH 
+ C Tl 
+ s vs . L VD . R VD 
= V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst / a.st # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Gesamt/ Complete / Tutto Fr~on / Graupe/ Gruppo C D F G L R s 
ja/ oui / si 1 140 la/ oul/ sl 30 0 0'9 3 37 43 
nein/ non / no 30 nein / non / no 0 0 0 0 1 0 3 
enth. / abst / ast. 2 enth. / abst. / ast. 0 0 0 1. 0 0 0 
entschuldiat/ excuse / $CUSat0 V entschuldigt/ excuse / scusato 5 0 0 0 2 6 6 

Bedeutung Ja / Slgnification de oul: 
Bedeutung Nein / Signiflcation de non: 

Schiller + V 2H 
SchmldOdilo + C V$ 
Schmied Waller • IV BE 
Schneider . R BE 

! Schwaab . s VD 
Seiler Han!<M!er # V BE 
Sleorist = V AG 

.· Simonesohl-Cortesl +. CTI - a + S BE 
Soeck + V AG 
SDielmann = - GE 
Souhler + V TG 
Stahl + V ZH 
Slammluzl + RAG 
Steineaaer + R UR 
Steiner + R SO 
Strahm . s BE 
Studer Heiner = EAG 
Stump + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Thanei + S ZH 
Thel!er + R LU 
Tillmanns + s VD 
Trloonez + R BE 
Tschännät + S BE 
Tschunnert + R LU 
Valleoder + R AR 
Vaudroz Jean-Claude + C GE 
Vaudroz Rene + R VD 
Vermot . s BE 
Vollmer + s BE 
Waber Christian = e,sE 
Walker Felix + C SG 
Walter HanSlllm = V TG 
Wandfluh = V BE 
Wasserfalien + R BE 
Welaelt + R SG 

! Weveneth = V BE 
Wldmer + S LU 
Wldrfa + C SG 
Wiederkehr '= E 2H 
Wlttenwiler .+ R SG 
WvssUrsula + s BE 
Zach + C AG 

. Zanettl • s so 
Zaofl •: C 2H 
Zblndan ·+ SAG 
Zl!!Vad!S + •, VD 
Zrmnlner + V 2H 

E V . 
0 16 2 
5 19 2 
0 1 0 
0 7 '1 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
2709 ?nnn 11 •ni:;•~1 , nnm::i 

Conseil national, Systeme devote electronlque 
lrlontif• ~ ~ /'.:>7 no '.:>nM 11 ·M•/:iA !;of • (r::rf~~•mnn\ l\lrOR?Q 



NATIONALRAT 
Ab&timmungsprotokoll 

l.,,o 
00.0415 

Ref.083Q 

Namentliche Abstlmm~ng/ Vota nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Prot:es-verbal de vote 

Geschäft: 
Objet: . 

Verordnung der Bundesversammlung über die Aufhebung des Bundesbeschlusses betreffend Lostrennung .schweizertscher Lan 
Ordonnance de l'Assemblee federale portant abrogation .de l'arrete federal concemant la. separation de parties du territoire suiss 

- " ' /, ' '" I 

Gegenstand: Gesamtabstimmung 
Objet du vote: Vote surr ensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: :27'.09.2000 11 :06:12 

Abate ,+ R TI Fallebl!rt +· 
• Aeooli Wartmann ·. + s ZH •· Favre +· 
· Aeschbacher = E· ZH 1 FehrHans = V ZH 

Antllle +. R vs ! .Fehr Hans-Jüra ·+ S SH 
' 8aader Casnar = V BL 1 Fahr Jacaliellne + .s ZH 

Bader Elvinf + C so Fahr Lisbeth . V ZH 
1 Banoa· ' = s so FehrMario + s ZH 
• Rl!Ml!rter + R BE Fetz• . S BS 
1 Baumann Alaicander iO V TG F'ISClier-Seenaen + A AG 

Baumann Ruedl + G BE • ,mn + V sz 
Baumann Stephanie + s BE freund 0 V AR 
Beck +. L VD Fmv Claude . R NEi 
Berberat + S NE FrevWalter . V ZH 

• Bemascon! + R GE Gadient + V GR 
: Bezzola + R GR :. Gaßl + C BE 

Bfaaer + V SG Garbani + s NE 
: Bianasca • - Tl. ' !Genner . + iG ZH 

Binder = V 2H i · Giezendanner . .+ V AG 
Bioeber • V ZH Glassan + R FR 
Borer = V so Glur . V AG 
Borloluzz! 

mt 
ZH 

IBosshard ~-
Brunner Toni .§§ 
Buanon .YQ 
Bühlmaml LU 

Goll + SZH 
Gonseth' ' 01 ,~ Grobet 
Grass Andrea$ . ~ S ZH 

• GrossJosf + S TG .. 
·Büflrer +. R SH G~ r +. R VD 
Caval~ + s TI ', Günter . SiBE 

• Chaoouis + s FR iG~er + RZH 
Chevrfer" ': + C vs · GVS!n Hans Rudolf .. R B[ 

1 Chilfeße 1 + s VD ! Gvsin Remo . S BS 
·• Christen + R VD ' • Haerlna Binder + S ZH 

Clna + C vs Haller ' + V BE 
Cuche + ~ NE Hämmerte + S GR 
d11Dardel * s GE Hassfer = V. GR 
Decurtlns + C GR . Heberieln + R ZH 

. Donze = E BE r . R ZH 
Dormann Rosemarie . . C LU Helm + C SOi 
Dormond Marlvsa + s VD · Hess Berhard • - BE 
Dunant = V BS HessPeter + C· ZG 
Dutlrl!2 ' + R GE HessWabr· + C SG 
Durrer + C ow Hofmann Urs + SAG 
Eberhard ~ C sz Hollenstein . + G SG 
Eoel'!IZBl!i + RAG Hubmann • S ZH, 
EaalY + L GE lmhof + C BL 
Eluler . C AG Janlak + S BL 
Enaelberoer· + R NW Jeder + V BE 
Estermann + C LU • Jassen + s vs 

•Evm11nn: • L BS l•Jutzet + s ffl 
Fasel' ·+ G FR 1 Kaufmann + V ZH 
Fässler * s SG KeHer Robert + V ZH 

Kofmel " R SO 
Kunz * V LU 
Ktlrrus + R BL 
lachet * C IU 
Lalive d' ina + R SZ 
Laubacher- * V LU 

fe 
L 
MaDlard 
Maiire + C GE 
Marletan + C VS 

+ S GL 
+ s 'ZH 

Nabholz ·• R ZH 
Nel ck + C VO 
Oehrll ='V.BE 
Pedrina 
Pelß 

. Pfister Theo 
Polla 
Ra nbass 

Rechsteiner Paul * S SG 
Rechstelner.-Basel + S BS 
Rennwald + s · 1u 

l Schenk + V BE 
Scherer Marcel + V ZG · 

, .c.;Sch:;=eurer=c.::.::::=---'--'+'-'--'L::..i.:..:NE:i 

+ ·ja/oul/sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt; excike / scusa:to, abwesend/ absent / assente . 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non hlil votato 

# Der Präsident stimmt nicht/ L1:1 president ne pr.end pas part aux \'Ole$ o enth. / abst / ast. 

Ergebnisse / Resultats: . 
i Fraktion/ Groupe / Grupoo C D F G L R s 
ia/oui/sl 28 0 0 9 3 36 37 
nein/ non/ no 0 o. 0 0 1 ·o 1 
en1h. / abst / ast 0 0 0 0 0 0 1 
elTlsohuldlgt / excuse / SCl,lsato 7 0 0 1 2 7 13 

Bedeutung Ja/ Significatlon de oui: 
Bedeutun~ Nein / Significatlon de non: 

Schliler ~-Schmid Odllo · 
Schmied Walter 

• Schneider ' 
Schwaab • s vo 
Seffer Hans~ter # V BE 

•· Si8<1rist 0 V AG 
SimoneschJ.Cortesi + C 11 
Sommaniaa + S BE 
Soeck + V AG, 
Solelmann + - GE 
Souhler + V TG 
'Stahl + V ZH 
Stamm Luzi . 

.. 
+ R AG 

SteinMner + R UR 
SteinEir + R. so 

• Strahm 
. s BE 

Studer Heiner = E AG 
Stumo + s AG 

.Suter + R.BE 
Teuscher· 

,. 
·+ G BE 

Thanel + 

II 
Theiler ' .. + 

· Tdlmanns + 
'TriDO!lez . + 

Tiu,hlinnit 
' +· 

Tschuooert + u 
Vallendar + 
Vaudroz Jean.Claude · . C GE 
Vaudroz Rene + ,R VD 
Verrnot • S BE 
Vollmer + S BE 
Waber Christian = E BE 
. Walker Felix + C SG 
Walter Hans!llm . V TG 

' Wandfluh + V BE 
Wasserfallen + R BE 
Weloelt +. R SG 
Weveneth ,• 

+ V BE 
1 Wldmer. + s w 

Widrla " + C SG 
Wiederkehr * .E 2H 
Wtttenwller · + R SG 
. Wvss Ursula + S BE 
Zäch . + C AG 
Zanettl * s so 
Z.aoil . C ZH 

1 Zbinden . + s AG 
limladls + 

,_ 
VD 

Zllnnlaer +· V ZH 

e V - 1 

0 22 31 
4 8 0 
0 3 01 
1 10 21 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
?7 OQ ?nnn' 11 ·M·ttAi Mn1 n 

Conseil national, Systifme de votEI electronique 
ltf0in+lf• dA '.t 1-:>7 no-:>nnn 11·nA·19 RAf.• 'ti=rfi::11u~unn\ NrOA~n 



NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

lA 
00.0415 

Ref. 1155 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft:· 
Objet: 

Bundesbeschluss Ober die Aufhebung der Genehmigung,spflicht für die Errichtung von Bistümern 
Arrete federal portant abrogation de la disposition coilstitutionnelle sournett?,nt l'erection des eveches ä l'approbation de la Conf 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vota final 

Abstimmung vom/ Vote du: 15.12.2000 09:20:09 

1 Abate + R Tl 1 Fatteber1 + V VD Kofmel 
! AAnnfiWartmann + S ZH Favre + R VD Kunz 
, Aeschbacher: + E ZH Fahr Hans + V ZH Kurrus 
: Antille +·R VS Fehr Hans-J0rg + S SH Lachat 

Baader Casoar . V BL Fahr Jacrtuerllle + S ZH ! Lalive d'Eolnav 
Bader .Elvira + C SO Fahr Lisbeth + V ZH Laubacher 
Banll& = s so 1 FeluMario + S ZH 1 Lauoer 

: Banaertet :+ R BE. Fetz + S BS Leu 
• Baumann Alexander = V TG Fischer~aen +• RAG leuteneao er Haio 

Baumann Ruedl 1+ G BE Föhn 0 V SZ Leuten-er Susanne 
Baumann Steohanie + S BE Freund + V AR • Leuthard 
Beck . + L VD FrevClaude + R NE • Lni:,nfe 
Berberat . S NE FrevWalter + V ZH Lustenbemer 
Bemiisconi + R GE Gadlent + V GR MailJard. 
Bezzola . R.GR Galß + C BE Maltre 
Bi®er + V SG Garbani + S NE . Marietan 
Blgnasc;a, . - Tl Genner 0 G ZH · Marti Wemer 
Binder = V ZH i Giezendanner = V AG • Martv Käfln 
Blocher •. V 2H Glasson + R FR ! Masoon 
Borer + V so Glur + VAG Malhvs 

• Bortoluzzi + V 2H Goll + S ZH Maurer 
Bosshard + R 2H 'Gonseth + G BL Maurv P11,:nuier 
Brunner Toni + V SG Grobei = S GE Meier~Schatz 
Burnon i+ V VD 1 Gr.oss Andreas + S ZH i Menetrev Sava1V 

Bilhlmann + G LU GrossJost + S TG !Messmer 
Bilhrer + R SH Guisan • + R VD Mever Therese 

1 cavam + S Tl 1 Günter = S BE Möraeli 
Chanouis 0 S FR . • Gutzwlller + R ZH • Muonv 
Chevrler + C VS • Gvsln Hans Rudolf = .R BL • Müller Erich 

! Chiffelle + S VD 1 Gvsin Remo + s BS i MQller-Hemmi 
· Christen + R VD Haerina Binder + S ZH ! Nabholz 

Cina + C VS Haller = V BE i Neirvnck 
Cuche + G NE Hämrnerle + S GR Oehrß 
de Dardel + S GE. Hassler + V GR • Pedrina 
Decurtins + C GR Heberleln + R ZH • Pelß 

! Don:ze + E BE Heaetschweiler + R ZH ! Pfister TheoahH 
Dormann Rosemarie + C LU Helm + C so • Polla 

• Dormond Marlvse + S VD Hess Berhard + • BE Reaoenbass 
Dunant + V BS : Hess Peter # C ZG Randattner 
Dupraz · + R GE Hass Walter + C SG · Rechsteiner Paul 

1 Durrer .+ ChW 1 Hofmann Urs + SAG i Rech&telner..ßasei 
1 Eberhard + C sz Hollenstein + G SG Rennwald 

Eael'll2Ml + RAG Hubmann + s ZH Rlklin 
EaalV . L GE i' lmhol + C BL Robbiani 

• Ehrler + C AG : Janlak + S BL ! Rossini 
• Enaelberaer . + R !NW Joder ·= V BE Ruev 
i Estermann + C LU Jessen + s vs SandozMarcel 

Evmann + L BS Julzet + s FR Schenk 
Fasel . + G FR Kaufmann + V ZH Scherer Marcel 
Fässlet + S SG Keller Robert + V ZH ScheurerRemv 

+ Ja/oul/ sl 
= nein / non / no 

• entschuldigt/ excuse / scusa.to, abwesend / absent / assente 
hat nicht teilgenommen / n'ont pas vote / non ha votato 

+ R SO SchlOer + V ZH 
+ V LU ! SchmidOdßo + C VS 
+ R BL Schmied Walter + V BE 
+ C IU Schneider + R BE 
+ R sz Schwaab + s VD 
+ V LU Seller Hanspeter + V BE 
+ C FR Slearist = V AG 
+ C LU • Simoneschl-Cortesl + C Tl 
+ R ZG Sommaruaa + S BE 
+ s BL i Soeck + V AG 
+ C AG • Sofelmann = - GE 
+ C Al Souhler + V TG 
+ CLU • Slahl ·+ V ZH 
+ S VO StammLuzi + RAG 
+ C GE SleinAMer + R UR 
+ C vs Steinar = R SO 
+ S GL Strahm + s BE 
+ s ZH Studer Heiner + E AG 
+ - Tl Stumo + SAG 

= V AG Suter , + R BE 
+ V ZH Teuscher + G BE 
+ S GE Thanei +•S ZH 
+ C SG Theller + R LU 
+ G VD 1 Tlllmanns + s VD 
+ R TG Trioonez + R BE 
+ C FR Tschinlli!.t + S BE 
+ V 2H Tschum:iert + R LU 
+ G GE Vallender + RAR 
+ R ZH Vaudroz Jean-Claude + C GE 
+ s 2H Vaudroz Rene + R VD 
+ R 2H Vermot + S BE 
+ C VD Vollmer + S BE . V BE Waber Christian . E BE 
+ s Tl . Walker Felix + C SG 
+ R Tl • Walter Hanmllm = V TG 
+ V SG • Wandfluh .· = V BE 

= L GE Wasserfallen + R BE 
+ C TG Weigell + R SG 
+ R BS Weveneth = V BE 
+ s SG Wldmer + S LU 
+ s BS Wldrln + C SG 
+ S IU Wiederkehr + E ZH 
+ C 2H Wittenwlier + R SG 
+ C Tl WvssUrsula + S BE 
+ s vs Zäch + C AG 

·+ L VD Zanetll + s so 
+ R VD ZaDfl + 0 ZH 
+ V BE Zblnden + SAG 
+ V ZG 1°lil11Adis 0 • VD 
+ L NE Zunnlller + V ZH 

o · enth. / at:>st / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ R6sultats: 
Gesamt / Comolete / Tutto 1 Fraktion / Groupe / Gruppo CID F G LIR s E V . 
ia/ oui / sl 170 ia/oul/sl 341 0 0 9 4140 47 4 30 2 
nein / non / no 17 nein / non / no , 010 0 0 1 i 2 3 0 10 1 
enth. / abst / ast. 4 enth. / absl / ast o•o 0 1 010 1 0 1 1 
entschuldlat / excuse / scusato 8 entschuldigt/ excuse / scusaJo 010 0 0 1 1 1 1 1 3 1 

Bedeutung Ja/ Slgniflcat!on de oul: 
Bedeutung Nein / Signification de non: 

Conseil natlonal,-Systeme devote electronlque Nat!onal~t. Elektronisches Abstimmungssystem 
1.i:; 1? ?nnn rn:i•?n•~1 t nn17 · lnantif• ~ A 11i:. 1? ?nnn no•?n•nn RAf_• (F'rfA~~1mn\ Nr11RI'i 



NATJONALRA T · 
Abstimmungsprotokoll 

:22-
00.0415 

Ref.1156 

Namentliche Abstimmung./ Vote· nominatif · 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft: 
Objet: , 

Verordnung der 81:Jndesversammlung über die Aufhebung des Bundesbeschlusses betreffenp Lostrennung schweize·rtscher Lan 
·· Orclonnance de !'Assemblee f~derale portant abrogation de l'arrete federal concemant la separati9n de parties du territoire suiss · 

Gegenstand: Schlussabstimmung 
Objet du vote: Vote final 

Abstimmung vom I Vote du: 15, 12.2000 09:21:08 

, Abate + R Tl Fattebert -1: V VD Kofmei + R SO 
Aeoali Warttnann + S ZH Favre ·+ R VD Kunz + V LU 

! Aeschbacher .+ E ZH 1 FehrHans + V ZH KurrtJS + R BL .. 

1 Antüle + .R vs · • Fehr Hans-Jllm .+ s SH Lachat + C IU 
Baader.Casnar . + V '!3L 

1 BaderElvira +. C SO 
Fehr JaC!JIIE!r111e + s ~ ' Fehr Lisbeth + V 

Lallve d'EPinav + R SZ 
Leubacher t V LU' 

~ 
0 s so 
+ R BE 

Baumann Alexander = V TG 

l FehrMario + s ZH 
Hetz + s BS 

Fischer-8eenaen + 

Lauoer + C FR 
Leu + C LU 
Leuteneoaer Haio · '+ R ZG 

Baumann Ruedl !+ G BE! 
Baumann Ste1>hanie + s BE 

Föhn 0 

Fremd +! V AR 
FrevC!a:t.ide 

~Susanne. + s Bk 
+ C AG 

C Back 
Berberat 
Bemasconi 
Bezzola 
Biaaer 
Biaitasca 
Binder 
Blocher . 

Borer 
Bortoluzzi . 
Bossbard 

,, Bnmner.Tani-
Buanan 
Bühlmann· · 
Bührer 
'Cavam 
Chaaouis 
Chevrier 
Chiffelle 
Christen 
Cina 
Cuche, 
deDardel 
Decurtlns 
Danze 
Dormann Rosemarle 

· ! Dormond Marlvse 
Ounant 
DUDraz 
Durrer 
Eberhard 
Eaers7P.11I 
Eaalv 
Ehrler 
Enoll!llemer 
Estermann 
i:vm„nn 
Fasel 
Fissler 

+ ja/oul/sl 
· = nein / nqn / flO 

+ L,VC + R NE Loeofe 
.[ . s NE. FrevWafter + V ZH Lustenbel'C'er 
:+ R GE Gadlent + V GR MaßJard . R GR Gaßl. + C BI: Maitre 
+ V SG Garbani + S NE Marielan . . TI ,Genner + G ZH MattiWemer 
= V ZH Glezendanner + V AG MartvKäiln 
+ V ZH Glasson + R FR ·Masooll 
+ V l!m Gtur + V AG Mathvs 
+ V ZH · GoU. + s ZH Maurer · 

:+ 
+ 
.+ 
+ 
+ 

·+ 
0 

+ 
• 
+ 
+ 
+ 
.+ 
+' 
+ 

·+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ . 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 
+ 

R ZH Gonslllb + G BL Maurv Pasouler 
V SG Grobet + S GE . -
V Vfi Grass Andreas + S ZH al/i.s.-~-· n-..-.-

G. LU GrossJost .+ s TG Messmer 
R SH Glllsan + R VD MeverJherese 
s TI Günter + S BE Möroeli 
s FR GlilzWiller + R ZH Munnv 
C vs Gvmn Hans Rudolf = R BL MiillerErich. ' s VD Gvsln Rerilo + s es Müller-Hemmi 
R VC Haerinn Binder + s ZH Nabholz 
C vs Haller = V BE Neiivnck 
G NE Hämtnerla + s GR OehrD 
S GE Ha&sler + V GA Pedrlna. 
C GR • Heberlein + R Zl:I PelB 
E BE • · Heaetschweiler + R ZH P!isterJheoohU 
C LÜ Heim + C so Polla . 
s VD Hess Bethard + • BE ReaoenDaSS 
V es Hess•Peter #, C ZG ! RaJIMnl'l8f 
AGE Hass Walter + C SG Recheteiner Paul 
C 0W Hofmann Urs + SAG Rechsteiner-Basel 
C sz 
R AG 

Hollenstein + G SG, 
Hubmann ·.· + s 2H 

Rennwald .. 
Riklln 

L GE lmhof + C BL Robblanl 
C AG Janfal<. + s BL Rassiol 
R NW Jeder = V BE . Ruev 
C LU Jassen + s vs Sandoz Marcel 
L BS Jutzet + s FR Schenk 
G FR Kaufmann + V ZH. Scherer Marcel 
s SG' • Keller Robert + V ZH ScheurerRMlv 

•· entschuldigt/ ex~/ scusato, abwese~ /abseilt/ asente 
. nat nicht teilgenommen /n'ont pas vote / non ha.votato 

+ Al 
+ C LU 
+ s VD 
+ C GE 
+ 0 VS, 

. + s GL 
+ s ZH 
+ • Tl 
0 V AG 
+ V ZH 
+· s GE 
+ C SG 
+ G vc 
+ R TG 
+ C FR 
+ V ZH 
+ G GE 
+ R ZH 
+ s ZH 
+. R IZH 
+ C VD 
+ V BE 
+ s Tl 
+ A Tl 

·· 1 +IV SG 
0 L GE 
+ C TG 
+ R BS 
•· s SG 

·+ s BS 
+ s JU 
+ C ZH 
+ C TI 
+ s vs 
+ L VD 
+ R vc 
+ V BE 
+ V ZG 
+ L NE 

o enth. / abst / as1. lt. Der Präsident stimmt nicht/ Le presldent n.e prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: -
1 Gesamt/ Complete / Tutto Fraktion / Graupe /Grunoo • C 0 F G L R s 
1 Ja/oul/sl 176 la/oul/sl 34 0 0 10 4 !40 47 
• nein / non / no 10 'nein / non / no · 0 0 0 0 o· 2 0 

enth. / abst. / ast. 8 errth. / abst / ast 0 0 0 0 1 0 .2. 
entschuldigt/ excuse / $Cllsato i entschuldigt/ excuse / SCUScato 0 0 0 0 t 1 3 

Bedeutung Ja/ Slgnification de oul: 
Bedeutung Nein /.Sigriification de non: · 

Sohliler + V ZH 
Sohmld ,Odilo + C vs 
Schmied Walter + V BE 
Sehneider + R BE 
Schwasb + s VD 
Seiler: Hanspeter •. + V BE 
S!anrilll = V AG 
Slmoneschi-Cortesl + C Tl 
Sommaruaa + s BE 
Soeck ' + V 

+ . 
Souhler · + 
Stahl ' + 
Stammluzl + RAG 

r + R UR 
Stelner = R SO 
Strahm + . S BE 
Studet Heiner + E,AG 
Stumo + s AG 
Suter + R BE 
Teuscher + G BE 
Jhariei + s ZH 
Theller + RW 
Tillmanns + S VD 

, Trioonez + R BE 
Jschäooät + S BE 

+ R w 
Vallendar· .+ RAR 
Vaudroz Jean-C.laude + C GE 

! Vaudroz Rene + R V.D 
Vermot + s BE 

, VoBmer + s BE 
,• Waber Chdstlan ·. • E BE 
WalkerFellX + C SG 
. Walter Hansiöm = V TG 
Wan'afluh = V BE 
Wasserfallen + R BE 
WeiaeR + R SG 
Wevi!Mlh' ' = V BE 
W'Idmer + s LU 
Wfdria +,C SG 
Wiederkehr ' + E ZH 
Wlttenwller + R SG 
WvssUrsuta + s BE 
Zieh + C AG 
Zanettl ' + s so 
Zaofl + C ZH 
Zbinden' + s AG 
Z!!Mldls + • VD 
Zimllfa&r o V ZH 

E V . 
4 33 4 
0 8 0 
0 3 0 
1 p 1 
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Bundesbeschluss 
über die Aufhebung der Genehmigungspflicht 
für die, Errichtung vo~ Bistümern 

vom 15. Dezember2000 

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 

nach Einsicht in den Berichtder Staatspolitischen Kommission des Nationalrates 
vom 25. Mai 2000 1 

und in die StelluJ?,gnahme des Bundesrates vom 13. September 20002, 

beschliesst: 

I 

Die Bundesverfassung wird wie folgt geändert: 

Art. 72 Abs. 3 

Aufgehoben 

II 

Dieser Beschluss untersteht derAbstimmung des Volkes und der Stände. 

Nationalrat, 15. Dezember 2000 

Der Präsident: Peter Hess 
Der Protokollführer: Ueli Antiker 

11026 

1 BBl 2000 4038 
2 BBI 2000 5581 

Ständerat, 15. Dezember 2000 

Die Präsidentin: Fran<;oise Saudan 
Der Sekretär: Christoph Lanz 
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Arrete federal 
portant abrogation de la disposition constitutionnelle 
soumettant l'erection des ·eveches a l'approbation 
de la Confederation · ,. 

du 15 · decembre 2000 

. . . 

. L 'A$seniblee federale de la Confederation suisse, 

Vu le rapport de la Commission des institutions politiques du Conseil national .. 
du 25 mai 20001; · · 

1 vu l'avis.qu Conseilfäderal.du· 13 septembre 20002, 
. arrete: 

i 

· La Constitution est modifiee comme ·suit: 

Art; 72, a(. 3 

Abroge. 

,II 

r 

Le present arrete ·est soumis au vote du peuple tt des cantons. 

· Conijeil national, 15, decembre 2000 

Le president:,PeterHess 
Le secretaire:' Ueli Anliker 

1 FF 2000 3719 
2 FF 2000 3732 

2000-1272 , 

. . 

, Conseil des Etats, 15 decembre 2000 

La presidente: Fran~oise Saudan f 

'Le·secretaire: ChristophLanz 

./ 



Decreto federale. 
concernente la soppressione dell'obbligo d'approvazione 
per l 'istituzione di diocesi 

. del '15 dicembre 2000 

L'Assembleafederale della Confederazione Svizzera„ 

visto i1 rapporto della Commissione delle istituzioni politiche del Consiglio nazio-
nale del 25 rilaggio 20001; · · · · 
visto il parere del Consiglio federale del 13.settembre 20002, 

decreta: 

I 

I.a C<;>stituzione f ederale e modificata conie segue: 

Art. 72 cpv. 3 

Abtogato 

II 

II presente decreto s,ottosta al voto del popolo e dei Cantoni. 

1 

Consiglio nazionf11e, 15 dicembre 2000 

II presidente: Peter Hess 

Ccinsiglio degli Stati, 15 dicembre 2000 

II.presidente: Frani;oise Saudan · 
II segretario: Ueli Anlik:er II segretario:· Christoph Lanz 

2182 

1 FF 2000 3510 
2 FF 20004860 

2000-1272 




